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können 
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wahlten 
liedstaa- Jedes politische  System  beruht letzthch auf einer bestimrnten Sicht des 

Menschen als Individuum und als Mitglied der Gesellschaft. Wir, die eu-
ropaischen Liberalen und Demokraten, möchten unseren Standort Un-
rnil3verständlich darlegen: Wir glauben  an  die Bedeutung und grundle-
gende Würde des Menschen, den wir als verantwortungsbewuüten Bür-
ger sehen, der andere weder unterdrückt noch ausbeutet, noch sich un-
terwürfig verhalt und der  seine  Aufgabe in einer auf Freiheit, Rechtstaat-
lichkeit, Vernunft, Solidarität und gegenseitiger Achtung beruhenden 
Gesellschaft voll wahrnimrnt. Der Mensch ist ein integraler Bestandteil 
seiner Umgebung und darum für sie verantwortlich. Die herkömrnlichen 
Lösungsansätze müssen auf der Grundlage der Meinungsfreiheit und der 
freien Meinungsäuüerung bei gleichzeitiger Achtung der Meinung der 
Andersdenkenden einer permanenten kritischen Überprüfung unterzo-
gen werden, damit sichergesteilt wird, daB sic den Erfordernissen einer 
im Wandel begriffenen Welt auch weiterhin genügen. In einer wirklich 
zivilisierten Gesellschaft wird daher die friedliche Beilegung von Diffe-
renzen auf dem Wege der sachlichen Diskussion erzielt. Für uns liegt die 
Stärke in der Diversität, und wir sind Anhanger einer pluralistischen Ge-
sellschaft. Die einzige Haltung, die wir nicht tolerieren können, ist die 
der Intoleranz. 
Die europäische Geschichte der Vergangenheit und auch der Gegenwart 
ist in erheblichem MaBe von Unterdrückung, Privilegien und Ausbeu-
tung gekennzeichnet. Bestimmte Formen der Gewaltherrschaft, die ab-
geschaift wurden, wurden durch neue abgelöst. Aus diesern Grunde ist 
der Liberalismus niernals überholt, sondern bleibt  stets  hochaktuell: die 
Liberalen und Dernokraten wenden sich, wie bereits in der Vergangen-
heit, gegen eine übermaBige Ansarnrnlung von politischer bzw. wirt-
schaftlicher Macht in den Handen absoluter Monarchen, von Groll-
grundbesitzern, marktbeherrschenden Produzenten oder Gewerkschaf-
ten. Wir vertreten keine bestimmte Interessengruppe, sondern sind be-
miiht, dem Interesse der Allgerneinheit zu dienen. Es geht uns urn die 
Bedürmnisse aller Mitglieder der Gesellschaft, und insbesondere urn die 
der Benachteiligten und Unterprivilegierten und urn den  Schutz  der legi-
timen persönlichen und kollektiven Freiheiten und Interessen aller, un- 
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geachter der Rasse,  Religion,  sozialen Herkunft oder des Geschlechts. In 
der liberalen Gesellschaft müssen die Frauen de facto und auch de jure 
die ihnen zustehende Gleichberechtigung erlangen, die zu einer Neuver-
teilung der Aufgaben zwischen Männern und Frauen und zu einer echten 
gerneinsamen Verantwortung zwischen gleichberechtigten Partnern 
führt. 
Der Liberalismus ist vor allem ein politischer Ansatz. Wir betrachten die 
politischen und sozialen Institutionen oder Wirtschaftssysteme nicht als 
Selbstzweck, sondern als Instrurnente, die der Freiheit und der Chancen-
gleichheït irn Hinblick auf die volle Entfaltung des Individuums und der 
Gemeinschaft, in der es lebt, dienen müssen. Wir lehnen utopische  Leh-
ren und perfektionistische Ideologien ab. Der Versuch, sic anzuwenden, 
mündet  stets  in Diktaturen und Unheil. Wir lehnen die kollektivistische 
und marxistische Konzeption ab, deren Anwendung zwangslaufig zu ei-
ner neuen Art von autoritärer und elitärer Gesellschaft führt. Wir sind 
jedoch, im Gegensatz zu den Konservativen, nicht auf die Erhaltung der 
herkömmlichen wirtschaftlichen, sozialen oder politischen Strukturen 
verpifichtet. Wir befürworten den Wandel und fördern ihn. Wir sind be-
müht, das  Positive  in unserer Gesellschaft zu wahren und weiterzuent-
wickeln und uns gleichzeitig die tiefgreifenden Veranderungen, die in der 
heutigen Welt stattfinden, zunutze zu machen, urn bei der Schaffung der 
Art von Gesellschaft, die wir, die Liberalen und Dernokraten, anstreben, 
voranzukommen. 
Diese Veranderungen sind vielfaltig. Das Bevölkerungswachstum, die 
begrenzte Versorgung mit Energie und anderen Rohstoffen, die  explosi-
ve  Ausweitung der Technologie für rnilitarische wie für friedliche Zwek-
ke sowie die starke Zunahme der wirtschaftlichen und sozialen Planung 
bringen neue Gefahren für die Freiheit und das kreative Individuum mit 
sich. Sie schaffen jedoch auch neue Möglichkeiten für ein reicheres und 
glücklicheres Leben. Die richtige Umsetzung des liberalen und demokra-
tischen Gedankenguts in die Praxis wird cme wesentliche Voraussetzung 
für die Schaffung eines ausgewogenen Verhältnisses zwischen staatli-
chem Zwang und Freiheit, zwischen zentraler Kontrolle und Dezentrali-
sierung sowie zwischen nationalen und intern ationalen Verantwortungen 
sein. 

Der europaische Aspekt 

Eine der tiefgieifendsten Veranderungen betrifft die Stellung des Natio-
nalstaats in Europa. Irn Laufe der zwei Weltkriege, die auch europaische 
Bürgerkriege waren, wurde Europa, das bis dahin das Hauptzentrum der 
politischen, wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und kulturellen Macht in 
der Welt gewesen war, zu einer befestigten und geteilten  Region,  die ei-
nen grol3en Teil ihres früheren Einflusses verloren hatte. Für die einzel-
nen Staaten Westeuropas lag die Zukunft eindeutig in einem gerneinsa-
men Vorgehen irn gemeinsamen Interesse. Der erste Schritt in dieser 
Richtung wurde mit der Gründung der Europaischen Gerneinschaft ge~  
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tan, an  der die Liberalen mailgeblich beteiligt waren. Obgleich wir den 
Nutzen, den die Ansätze des wirtschaftlichen Zusammenschlusses ge-
bracht haben, anerkennen und auch begrüBen, haben wir jedoch  stets  die 
Schaffung einer politischen  Union  als das eigentliche Ziel angesehen und  
tun  es auch heute noch.  
Fur  uns, die europaischen Liberalen und Demokraten, bedeutet die eu-
ropäische Einigung mehr als nur Abmachungen zwischen nationalen Re-
gierungen in Bereichen, in denen gemeinsame Interessen vorhanden 
sind. Für uns impliziert sie ein Neu-Überdenken der  Rolle  des National-
staates irn Lichte der heutigen Erfordernisse und Zwange. Sie bedeutet 
einen Zusarnrnenschluil der Völker wie auch der Staaten. Wir sind uns 
darüber im klaren, daB der Nationalstaat in mancher Hmsicht zu klein 
geworden ist, urn viele der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und urn-
weitpolitischen Kernprobleme, denen wir uns gegenübersehen, lösen zu-
können, in anderer Hinsicht jedoch wiederum zu groli ist, urn den spezifi-
schen Bedürfnissen seiner verschiedenen Regionen Rechnung tragen und 
genügen zu können. Die Europaische  Union,  die wir anstreben,  soil  mit 
Institutionen ausgestattet sein, die in der Lage sind, in den Bereichen ge-
meinsame europaische Entscheidungen zu treffen, in denen ein einzel-
staatliches Vorgehen nicht mehr genügt, und soll den Regionen, die in  so  
hohem MaBe die kulturelle Vielfalt ausmachen,  an  der uns  so  gelegen ist, 
zu mehr Gewicht verheffen. 
Wir haben bei dern Kampf für die Direktwahlen zum Europaischen Par-
lament stets an  vorderster Front gestanden. Diese Wahlen konnten  nun  
endlich durchgesetzt werden und geben dern politischen Leben in unse-
ren Ländern einen europaischen Aspekt, der dringend notwendig war. 
Die derselben Richtung angehörenden politischen Kräfte, die seit Gene-
rationen daran gewöhnt waren, nur unter nationalen Gesichtspunkten zu 
agieren, muBten sich inzwischen im Hinblick auf die Schaffung einer ge-
meinsamen Wahlplattforrn, mit denen sie sich den 181 Millionen europai-
schen Wählern präsentieren wollen, urn eine Annaherung über Jahrhun-
derte alte Grenzen hinweg bemühen. 
Die europaischen Liberalen und Dernokraten, die niernals ihre gernein-
samen Wurzeln vergessen haben, haben die für eine gemeinsarne politi-
sche Aktion erforderlichen MaBnahrnen rasch getroffen. Sie waren die 
ersten, die nach der Gründung der Föderation der Liberalen und Demo-
kratischen Parteien der Europaischen Gerneinschaft im Jahie 1976 auf ei-
nem KongreB, auf dern alle Mitgliedsparteien vertreten waren, jhr euro-
paisches Wahlprogramm verabschiedet haben, das  nun  der Öffentlich-
keit vorgestellt wird. Wir bernühen uns in diesem Progranun, unsere eu-
ropaischen liberalen und demokratischen Grundsätze auf die groBen 
Thernen unserer Zeit anzuwenden. Wir sind der Ansicht, daB sich die 
wichtigen Problerne, wenn sie auf europaischer Ebene angegangen wer-
den, besser bewaltigen lassen. 

319 



Die wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben 

Europa sieht sich vor eine neue  Situation  gesteilt. Im ersten Jahrzehnt 
des Bestehens der Gemeinschaft war ein starkes Wirtschaftswachstum zu 
verzeichnen, das sich in einem rasch steigenden Lebensstandard weiter 
Bevölkerungskreise in Europa niederschiug und die Grundlagen für ei-
nen umfassenden Ausbau der sozialen Leistungen bildete. Inszwischen 
haben wir jedoch eine hohe Arbeitslosigkeit, eine anhaltende  Inflation  
und  em  verlangsamtes Wirtschaftswachstum. 
In der vom Wirtschaftswachstum geprägten Nachkriegszeit wurde das ra-
sche und kontinuierliche Wirtschaftswachstum als selbstverständliche 
Gegebenheit hingenonimen. Inzwischen sind infolge des starken An-
stiegs der Energiepreise, des hüufig verschwenderischen Umgangs mit 
nicht unerschöpffichen Rohstoffen und der Umkehrung unserer  Terms  of  
Trade  gegenüber anderen Regionen der Welt viele unserer wirtschaftli-
chen Voraussetzungen nicht mehr gegeben. Die wirtschaftliche Zuver-
sicht wurde durch die derzeitige Wirtschaftskrise weiter gedampft. 
Diese neuen Gegebenheiten schlagen sich jedoch nicht immer in unse-
rem Verhalten nieder. In unserer auf Konsum ausgerichteten  Gesell-
schaft werden nicht genügend Anreize für die Ersparnisbildung zu mve-
stitionszwecken gegeben. Es wird hingegen weiterhin ein enormer Druck 
zur Durchsetzung weiterer kontinuierlicher Einkommenserhöhungen 
ausgeübt. Diese Forderungen lassen Haltungen und Erwartungen erken-
nen, die unter den gegebenen Umstanden mit den Erfordernissen der 
Geseilschaft insgesamt zu koffidieren drohen. 
Es sind noch andere Mângel unseres Wirtschafts- und Sozialgefüges zuta-
ge getreten. Wirtschaftswachstum führt nicht automatisch zu einer Ver-
ringerung der wirtschaftlichen Ungleichheiten: Inmitten unserer Wohl-
standsgesellschaft ist noch echte Armut anzutreffen. Durch die hohe Ar-
beitslosigkeit wurden die Kreativität, die Fahigkeiten und Bestrebungen 
zahireicher Menschen beeinträchtigt. Es besteht die Gefahr einer immer 
gröiler werdenden Kluft zwischen denen, die einer Beschaftigung nach-
gehen und denjenigen, die zur Erwerbslosigkeit gezwungen sind. Wir 
werden uns ferner der Grenzen unseres Wohlfahrtsstaates, und zwar so-
wohl hinsichtlich unserer wirtschaftlichen Möglichkeiten wie auch der 
Bedrohung, die er für die blirgerlichen Freiheiten und die Demokratie 
mit sich bringen kann, bewuBt. 
Die herkömnilichen Lösungen haben sich angesichts der neuen Gegeben-
heiten als höchst unzulanglich erwiesen. Die herkömmliche «laissez-
faire»-Konzeption  hat  die gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer 
ermutigt, den freien Marktmechanismus zum Schutze ihrer Interessen zu 
nutzen, wobei sie manchmal den Erfordernissen der Geselischaft insge-
samt nicht genügend Rechnung tragen. Die kollektivistische Linke ist 
völlig unkonsequent: sie wendet sich weiterhin gegen den freien Markt, 
wâhrend ein groBer Teil ihrer Sprecher einen völlig freien Lohnmarkt 
fordern. Sie übernimmt ferner haufig die von den Entwicklungslandern 

320 



gegenüber den Industrienationen vorgebrachten Argumente, obgleich 
die pauschalen Forderungen seitens der rohstofferzeugenden Lander in 

ehnt völligem Widerspruch zu den globalen Forderungen der Arbeitnehmer in 
im zu Europa stehen. 

veiteç Wir sind der Uberzeugung, daB die liberalen und demokratischen 
er ei- Grundsätze den Weg zu einer dynamischen Wirtschafts- und Sozialpoli- 
schen tik weisen, mit der unsere Probleme wirksam angegangen werden kon- 
Lation nen. Unseren Vorschlagen liegt die Uberzeugung zugrunde, daB die freie  

Wahl  und der Wettbewerb mittels  Preis-  und Marktmechanismus nach 
as ra- wie vor das beste  Mittel  sind,  um  die Bedürfnisse der Bevölkerung zu be- 
fiche friedigen. Wir treten für gleiche Startchancen für alle im Hinblick auf ei- 

ne optimale Selbstentfaltung des Einzelnen ein und wenden uns gegen 
s mit diejenigen, die ihm diese  Chance  im Namen der tristen Gleichmacherei 
ms of verweigern wollen. 
iaffii- Das Wirtschaftswachstum ist nach wie vor zur Aufrechterhaltung und 
uver- Verbesserung unseres Lebensstandards notwendig, es muB jedoch unter 

Berücksichtigung der Rohstoffvorkommen der Erde und der Bedrohung, 
unse- welche ein ungehemmtes Wachstum für unsere Umwelt darstellt, neu de- 
esell- finiert werden. Unser Ziel ist nicht ein Mehr  an  Qualität, sondern eine 
mve- Verbesserung der Lebensqualitat für die jetzige wie auch für die nächsten  
)ruck  Generationen. 
ingen Der europaische Aspekt spielt bei unserer Koazeption der Lösung dieser 
rken- Probleme eine wesentliche  Rolle.  Wir fordern die Schaffung einer euro- 
n der paischen Wirtschafts- und Wahrungsunion. In diesem neuen und umfas- 

senderen Rahmen, der auch der Notwendigkeit einer Koordinierung un- 
zuta- seres wirtschaftlichen Fortschrittes mit dem der Entwicklungslander 
Ver- Rechnung trägt, legen wir Vorschlage für den Einsatz der Energieres- 

Voh1- sourcen, die Nahrungsmittelversorung, die Notwendigkeit einer echten 
e Ar- Mitbestimmung der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz, eine stärkere Her- 
ingen vorhebung des Faktors Mensch im wirtschaftlichen Geschehen sowie für  
miner  eine gerechte Vermögensverteilung vor. Unser Ziel ist eine offene Ge- 
nach- sellschaft, in der durch eine uneingeschrânkte öffentliche Diskussion der 

Wir Probleme und die volle Verantwortlichkeit gegenüber demokratischen 
ar  so-  Parlamenten  an  die Stelle des Gegeneinanders ein Miteinander tritt. Ei- 
h der ne  flexible  und demokratische Planung,  an  der alle sozialen und wirt- 
kratie schaftlichen Krüfte sowie die Regierung und das Parlament mitwirken 

müssen, kann die Stabilitatsgrundlage bilden, die eine dynamische Ent- 
eben- faltung des Unternehmertums im Rahmen einer sozialen Marktwirtschaft 
iissez- zum Nutzen der Aligemeinheït ermöglicht. 
thmer 
;en zu Die politische Aufgabe 

insge- Europa befindet sich sowohl in einer politischen Krise als auch in einer 
ke ist wirtschaftlichen Rezession. Die Bevölkerung erwartet seitens des Staates 
Tarkt, eine mimer gröBere Hilfe und einen immer gröl3eren  Schutz  vor den  so- 
markt zialen und wirtschaftlichen Risiken - diese Zunahme der sozialen Si- 
ndern cherheit und die damit verbundene Verringerung der persönlichen, fami- 
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haren und gemeinschaftlichen Verautwortung geht jedoch mit einer zu-
nehmenden Entfremdung und Unzufriedenheit einher. Es herrscht fer-
ner die Ansicht vor, dali die Parlamente ihre Stellung als das zentrale 
Forum, in dem die wichtigen Entscheidungen getroffen werden und mit-
einander kollidierende Forderungen und Interessen dem Aligemeinwohi 
untergeordnet werden, verlieren. Es findet eine gewisse Machtzersplitte-
rung statt. Im staatlichen Bereich kommt es zu einem immer grölleren 
Machtzuwachs der Exekutive und ihres sich standig weiter vergröllern-
den bürokratischen Apparates, wobei jedoch die auflerparlamentari-
schen wirtschaftlichen und sozialen Kräfte de facto, wenn auch nicht de 
jure, erhebhiche Macht ausüben. Unsere demokratischen Entscheidungs-
abläufe werden daher im Hinbhick auf eine echte Mitwirkung des Burgers  
an  wichtigen Entscheidungen, die ihn unmittelbar betreffen, nicht mehr 
als ausreichend angesehen. Dies führt zu einer Unzufriedenheit mit dem 
Regierungssystem und mit den Politikern, Parteien und Bürokraten. 
Die europäischen Liberalen und Demokraten sind der Ansicht, dali der 
Entscheidungsprozell, und damit auch die Verantwortung und Verant-
wortlichkeit,  so  bürgernah sein soilten, wie dies mit dem öffentlichen In-
teresse und der betreffenden Materie vereinbar ist. Die Souveränität des 
Parlamentes und  seine  wirksarne Kontrolle über die Regierung und den 
burokratischen Apparat mussen wiederhergestellt und aufrechterhalten 
werden. Die Entscheidungsprozesse mussen  so  bürgernah wie möglich 
angesiedelt, und ihre Verfahren vereinfacht und transparenter gestaltet 
werden. Es  mull  erhebhich mehr  fur  die  Information  der Burger uber die 
Arbeitsweise des demokratischen Regierungssystems getan werden. 
Wir sind uns darüber im klaren, daB zahlreiche wichtige Entscheidungen, 
und zwar sowohl politische wie wirtschafthiche, auf nationaler und im zu-
nehmenden Malle auch auf europäischer Ebene getroffen werden mus-
sen. Sie mussen in enger Zusammenarbeit zwischen den zustllndigen Ex-
ekutiven und den repräsentativen demokratischen Parlamenten nach an-
gemessener Konsultation mit den davon betroffenen Gruppen, erfolgen 
und dürfen nicht nur von der Exekutive allein oder von nicht gewählten 
Interessengruppen getroffen werden. Europa  mull  eine moderne  Form  
der parlarnentarischen Demokratie entwickeln, die auf die neuen wirt-
schafthichen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten zugeschnitten ist 
und den legitimen Forderungen nach einer Mitbestimmung der Burger 
auf allen Ebenen Rechnung trägt. 
Den politischen Parteien wird bei dem Bemuhen urn die Verwirklichung 
dieses Ziels eine entscheidende  Rolle  zufallen. Nur sie können den politi-
schen Willen schaffen, der zur Verwirkhichung eines Programrns dieser 
Gröllenordnung notwendig ist. Wir, die europâischen Liberalen und De-
mokraten, sind fest entschlossen, unseren Teil dazu beizutragen. 

Europa und die Welt 

Die Liberalen und Demokraten sind Befürworter einer weltweiten Zu- 
sammenarbeit und halten die Schaffung einer pohitischen  Union  der en- 
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ropäischen Staaten und Völker für einen Schritt auf dem Wege zum 
Weltfrieden und zu einer umfassenderen weitweiten Zusammenarbeit. 
Eine soiche  Union  wird es den Europäern ermöglichen, ihre Aufgabe in 
einer Welt, in der ihnen grolle Verantwortung zufällt, uneingeschrankt 
wahrzunehmen. Selbst die gegenwärtige Europaische Gemeinschaft ist 
die grölite Handelszone der Welt, und ihre Aktivität bzw. Inaktivität 
wirkt sich in erheblichem Malle auf die übrige Welt - im positiven wie 
negativen Sinne - aus. Dies wird in noch stärkerem Malle zutreffen, 
wenn sich die derzeitige Gemeinschaft in Richtung einer echten  Union  
weiterentwickelt haben wird. 
Viele der derzeitigen Kernprobleme haben eine weltweite  Dimension  an-
genommen. Wir, die europaischen Liberalen und Demokraten, streben 
ein vereinigtes Europa  an,  das seinen vollen Beitrag zu ihrer Lösung lei-
stet.  Wir Europäer können dadurch, dali wir zusammenarbeiten und mit 
einer Stimme sprechen, auch in den Vereinten Nationen in zahireichen 
Bereichen einen positiven Einflul3 ausüben. Wir versuchen in unserem 
Programm, diese Bereiche zu definieren und für Europa eine  Rolle  wie 
z.B. hinsichtlich des Weltfriedens und der Sicherheit, der Menschenrech-
te und der Zusammenarbeit mit den Unterprivilegierten dieser Welt vor-
zuschlagen. Europa kann zusammen mit anderen Machten, die densel-
ben demokratischen Idealen wie wir verpflichtet sind, eine  Rolle  in der 
Welt spielen, auf die alle  seine  Bürger stolz sein können. 

er die Die  Rolle  des Europäischen Parlaments 
1. Wir halten die parlamentarische Demokratie für das  System,  das den In- 
ngen, teressen der Bevölkerung am besten dient. Wir messen daher dem Euro- 
m ZU paischen Parlament grolies Gewicht bei. Sein Ziel  mull  es nach der Di- 
mus- rektwahl sein,  seine  grundlegende parlamentarische Aufgabe der Kon- 

n Ex- trolle über die Exekutive und den bürokratischen Apparat der Gemem- 
di  an  schaft wahrzunehmen. Es  mull  eine Reform unserer europäischen Insti- 
olgen tutionen dahingehend anstreben, dali ihre Wirksamkeit erhöht und eine 
thiten grö13ere Transparenz des Entscheidungsprozesses erreicht wird. Es  mull 
Form  sich ferner auf einer umfassenden europaischen Ebene für die Verteidi- 
wflt gung der individuellen und kollektiven Rechte und Freiheiten gegenüber 

en ist etwaigen drohenden staatlichen Ubergriffen einsetzen. Es  mull  schliell- 
urger lich zu einem echten Forum für die europäische politische Diskussion 

und Aktion werden. Es sollte deshaib zu, dem natürlichen Kristallisa- 
thung tionspunkt für die auf europäischer Ebene organisierten Kräfte mit 
)ollti- Rückhalt in der breiten Bevölkerung werden, damit these sich nicht mehr 
lieser nur auf rein nationaler Ebene formieren. Erst dann werden die Voraus- 
d De- setzungen für eine politische  Union  geschaffen sein und wird Europa für  

seine  BUrger zu einer politischen Realität werden. Die europaischen Li- 
beralen und Demokraten werden die Entstehung solcher Kräfte fördern. 
Sie befürworten insbesondere die Schaffung einer europaischen Kompo- 

a Zu- nente im Bereich der Massenmedien. 
r en- Das Parlament ist eine ihrem Wesen nach liberale und demokratische In- 
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stitution. Unsere modernen Demokratien sind durch das Parlament ent-
standen. Tm Parlament kann den Interessen der Bevölkerung insgesamt 
gegenüber den Interessen und parteiischen Standpunkten von Gruppen 
und Klassen Geltung verschaift werden, haben Mehrheiten das Sagen 
und bilden Minderheiten das notwendige Gegengewicht. Das neue, in 
aligemeiner und unmittelbarer  Wahl  gewahlte Europaische Parlament  
mull  dafür sorgen, dalI diese grundlegenden parlamentarischen Regein 
auch bei den Problemen unserer Gemeinschaft zum Tragen kommen. Es  
mull  genügend moralische und politische  Starke  erlangen, urn zu einer 
wirksamen  Kraft  zu werden. Es  mull  Mal3nahmen vorschiagen, durch die 
sich die Gemeinschaft zu einer echten europaischen  Union  weiterentwik-
kelt. Unser Ziel ist eine  Union,  die in der Weitpolitik mit einer Stimme 
sprechen kann, dabei jedoch die besonderen Merkmale unserer Staaten 
und Regionen respektiert und geschützt werden. Unser Ziel ist die  Em-
heit in der Vielfalt. 
Diese grolle Aufgabe ist für die Liberalen und Demokraten eine ideale 
Herausforderung. Wir sind bereit, uns ihr zu stellen. Wir bitten Sie dabei 
urn Ihre Unterstützung. 

A. Für ein demokratisches Europa 

I. Menschen- und Bürgerrechte 

1.Freiheitliche Demokratie gründet sich auf den Glauben, daB jeder em-
zelne Burger grundlegende Rechte  hat mid  daB eine Regierung ihre 
höchste Pflicht darin sehen  mull,  these Rechte und Fretheiten, wie sie 
insbesondere in der Aflgemeinen Deklaration der Menschenrechte nie-
dergelegt sind, anznerkennen, zu garantieren und ilwen vollen Genufi zu 
gewährleisten. 
a) Die Aligemeine Erklarung der Menschenrechte (1948) und die beiden 

Menschenrechtspakte der Vereinten Nationen (1966) sind als Un-
trennbarer Bestandteil dieses Programms anzusehen. Alle Mitglied-
staaten der Gemeinschaft sollten die beiden Menschenrechtspakte der 
Vereinten Nationen von 1966 sowie das Zusatzprotokoll, in dern das 
Petitionsrecht des Einzelnen verankert ist, ratifizieren. 

b) Die Rechte und Freiheiten des Einzelnen umfassen nicht uur die 
,,herkömmlichen" Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie be-
reits in der von den Mitgliedstaaten des Europarates irn Jahre 1950 
verabschiedeten Europaischen Konvention festgelegt sind; die Libe-
ralen sind zudem der festen Uberzeugung, dalI das Recht auf persOn-
liches Eigentum - vorausgesetzt, es wird in sozialer Verantwortlich-
keit genutzt -, sowie das Recht auf Bildung und auf die Teilnahrne  an  
freien Wahien gewahrleistet und verteidigt werden  mull.  

c) Ferner  hat  jeder einzelne Anspruch auf  Schutz  vor Millbrauch politi-
scher oder wirtschaftlicher Macht sowie vor sozialer Unsicherheit. 

d) All diese Menschen- und Bürgerrechte sowie die wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte soilten von den Mitgliedstaaten der Europaischen 
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Union  als gemeinsame phiosophisch-rechtliche Grundlage anerkannt 
werden. 

2. Die Europüische  Union  und ihre Mitgliedstaaten sind daher aufgeru-
fell, 
- sich gemeinsam mit den anderen Mitgliedern aus dem Kreis der de-

mokratischen  Lander  für die weltweife Durchsetzung der Menschen-
und Bürgerrechte einzusetzen, 

- die vollstiindige Wahrung der Menschen- und Bürgerrechte bei allen 
legislativen oder administrativen Malinahmen der Europäischen  Uni-
on  zu garantieren, 

- Menschen- und Bürgerrechte imierhaib der Mitgliedstaateu durch ei-
gene Maflnahmen und gegebenenfalls durch ein gemeinsames Vorge-
hen zu gewahrleisten, zu schützen und zu unterstützen. 

a) Die Grundrechte des einzelnen sollten sowohl innerhaib der Europäi-
schen  Union  und ihrer Mitgliedstaaten als auch durch die Aulienpoli-
tik der  Union  gesichert und unterstützt werden. Die Möglichkeiten 
der  Union,  im internationalen Rahmen für die Menschenrechte eilizu-
treten, werden durch die Verpflichtung zum Einsatz friedlicher  Mittel  
begrenzt. 

b) Von entscheidender Bedeutung ist jedoch, daB die uneingeschrankte 
Annahme freiheitlicher und demokratischer Werte Grundlage der in-
neren Ordnung eines jeden Mitgliedstaates der  Union  und jedes bei-
trittswilligen Landes ist. 

c) Gleichzeitig  mull  die Europaische  Union  selbst in ihren Beziehungen 
zu den einzelnen Bürgem diese Werte achten und anerkennen. 

3. Die liberalen und demokratïschen Parteien in der Europäischen Ge-
meinschaft fordern, daB das erste direkt gewählte Europüische Parla-
inent unverzüglich eine Erklärung der  Union  zu grundlegeuden Men-
schen- und Bürgerrechten ausarbeitet, die von den Mitgliedstaaten ratifi-
ziert werden  soil.  Diese Erklärung soilte das Recht auf Leben einschlie-
Ben, was die Abschaffung der Todesstrafe voraussetzL Weiter sollte der 
Staat das Strafrecht - als äuflerstes  Mittel  seiner Gewalt, das den Bürger 
am härtest en trifft - uur einsetzen, wo dies zum  Schutz  der gesetzlichen 
Rechte des einzelnen, zur Verteidigung des verfassungsmüliigen Staates 
und zur Erhaltung einer menschenwürdigen Umwelt notwendig ist. 
a) In diese Erklärung sollten, wie bereits ausgeführt wurde, nicht nur die 

,,traditionellen" Menschenrechte und Grundfreiheiten, wie sie in der 
Europäischen Menschenrechtskonvention verankert sind, sondern 
auch die im Zusatzprotokoil und in der Europäischen Sozialcharta 
enthaltenen Rechte mitaufgenommen werden. 

b) Das Recht auf Leben ist das elementarste Recht des Menschen. Es 
gibt daher keine Umstände, die den Rückgriff des Staates auf die To-
desstrafe rechtfertigen. 

c) Der Staat darf die umfassenden strafrechtlichen Sanktionen nur inner-
haib enger Grenzen, und zwar dann einsetzen, wenn dies zum Schutze 
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der Rechtsgüter des Einzelnen, zur Verteidigung des Rechtsstaates 
und zur Erhaltung euler menschenwürdigen Umwelt geboten ist. 

d) In die Erklarung soilte u.a. mitaufgenommen werden: 
- der  Schutz  des Rechts auf Eigentum, sofern in sozial verantwortli-

cher  Weise  davon Gebrauch gemacht wird, 
aligemein gültige Bestimmungen über den  Schutz  des Bürgers vor 
Machtmif3brauch und sozialer Unsicherheit, 

- das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen, 
- das Recht auf Asyl für politisch Verfoigte, 
- der  Schutz  vor Verletzung des Persönlichkeitsrechts durch Mill-

brauch von Angaben, die in Datenverarbeitungsmaschinen oder 
sonstigen elektronischen Einrichtungen gespeichert sind. 

e) Die Erklarung soilte den Organen, Institutionen und Körperschaften 
der Europäischen  Union  als Entscheidungsgrundlage und den Mit-
gliedstaaten als Leitlinie dienen. Sanktionen der Europäischen  Union  
gegen Mitgliedstaaten, die gegen die Erklarung verstol3en, müssen 
ausgearbeitet und verabschiedet werden. 

4. Jeder Bürger  mid  Einwohner der Mitgliedstaaten soilte das garantier-
te Recht haben, behn Europäischen Gerichtshof in Luxemburg gegen 
jeglichen Gesetzes- und Verwaltungsakt von Institutionen der Europäi-
schen  Union  Kiage zu erheben, durch den die in der Europäischen De-
kiaration der Menschenrechte und Grundfreiheiten niedergelegten 
Rechte des einzehien verletzt worden sind. 
a) Gegenwartig liegt die Entscheidung über etwaige Verletzungen der 

Menschen- und Bürgerrechte nicht ausdrücklich bei dem durch Arti-
kel 164 bis 188 des EWG-Vertrages eingesetzten Europäischen Ge-
richtshof in Luxemburg. Derartige Fälle können nur auf nationaler 
Ebene entschieden werden. 

b) Künftig  mull  die Europaische Gemeinschaft selbst ihre Bürger und al-
le sonstigen in ihrem Gebiet ansässigen Personen vor Rechts- oder 
Verwaltungsakten ihrer Organe schützen, durch welche die Grund-
rechte und Freiheiten dieser Personen beeintrachtigt werden könn-
ten.  Daher  ist nicht nur eine Erklärung der Menschen- und Burger-
rechte, sondern auch eine Erweiterung der Zustandigkeit des Euro-
päischen Gerichtshofs dringend erforderlich. 

5. Alle Mitgliedstaaten der Europäischen  Union  sind dringend aufgefor-
dert, die Menschenrechtskonvention des Europarats zu ratifizieren und 
voll  mid  ganz anzuwenden, zur weiteren Verbesserung der Konvention 
beizutragen und die Europüische Sozialcharta anzunehmen. 
a) Alle Mitgliedstaaten soilten sich damit einverstanden erklären, daB 

Einzelpersonen das uneingeschrhnkte Recht erhalten, Eingaben ge- 
gen  legislative  oder  administrative  Mallnahmen seitens der Behörden 
eines Mitgliedstaates bei der Europäischen Kommission für Men-
schenrechte zu machen und daB die Entscheidung in letzter Instanz in 
soichen  Fallen  beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
liegt. Die Ausübung dieses Rechtes des Einzelnen ist dadurch zu ver- 
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aates bessern, daB die Verfahren vereinfacht werden und jedem Petenten 
t. ein Rechtsbeistand gegeben wird. Zur Ausarbeitung geeigneter Vor- 

schläge solite im Europarat ein SachverstandigenausschuB eingesetzt 
ortli- werden. 

b) Dieser Ausschuü soilte ferner Maünahmen prüfen, durch die alige- 
:s vor  mein  anerkannte Menschenrechte, weiche durch die Konvention der- 

zeit noch nicht genügend abgesichert sind, zusätzlich geschützt wer- 
[en, den können. 

c) Ferner soilten die Regierungen aller Mitgliedstaaten die Europäische 
MiB- Sozialcharta anerkennen, urn gemeinsame Mindestnormen für ihre 
oder Sozialpolitik festzulegen. 

6. Ferner soilte die Europaische  Union  der Konvention beitreten und 
damit die letztinstanzliche Entscheidungsgewalt der Europäischen Kom-
mission  für Menschenrechte und des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte in Strafiburg anerkennen. 
a) Auf dem Gebiet der Menschenrechte wie auch auf anderen Gebieten 

soilten Europâische  Union  und Europarat möglichst eng zusammen-
arbeiten. Damit kann und  soil  diesbezügiich eine gemeinsame Hal-
tung aller Mitgliedstaaten des Europarates und der Europäischen  
Union  erreicht werden. 

b) Dieses Ziel läût sich am besten dadurch verwirklichen, daB zum  
Schutz  der Rechte des einzeinen und der bürgerlichen Freiheiten in 
ganz Westeuropa zwei Organe - die Kommission für Menschenrech-
te und der Gerichtshof für Menschenrechte in Stra8burg - als höch-
ste Instanz eingesetzt werden, die jeder B rger in Rechtsfällen nicht 
nur gegen einzelne Mitgliedstaaten des Europarates, sondem auch 
gegen die Europaische  Union  anrufen karn. Dadurch wird jedem eu-
ropaischen Burger ein umfassender  Schutz  zuteil, ob  seine  Rechte  
nun  durch eine nationale oder europaische Behörde bedroht oder ver-
letzt werden. 

c) Das erste direkt gewahlte Europaische Parlament wird eindeutig die 
Verantwortung haben, auf der Grundlage des ihm von den Wählern in 
der ganzen Gemeinschaft übertragenen Mandats diese Initiativen zu 
ergreifen. 

7. Die Liberalen und Demokraten fordern die Schaffung einer Europäi-
schen  Pall-Union  und die Einführung eines europäischen Passes, der 
auch aullerhaib der Europäischen  Union  anerkaunt werden  mull.  
a) Europa wird im Alltag des Burgers nicht genug spürbar. Es fehit  em 

Symbol,  das im Ailtag der Bürger die Präsenz der Gemeinschaft deut-
lich macht. Dies ist einer der Gründe, weshalb die Liberalen einen eu-
ropaischen  Pall  fordern. 

b) Neben diesem politischen Grund ware eine Europaische Passunion 
auch Ausdruck des wachsenden Zusammenschiusses der Mitglied-
staaten. 
Durch die Anerkennung dieses Passes aufierhaib der Europäischen 
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Union  wiirde auch die zunehmende Anerkennung der Europaischen 
Gemeinschaft durch die übrige Welt sichtbar. 

8. Die liberalen and demokratischen Partelen der Europüischen Ge-
meinschaft glauben, daB alle Bürger der Mitgliedstaaten das Recht haben 
soliten, bei Gemeindewahlen  an  ihrem Wohnort za wühlen oder sich als 
Kandidat aufstellen za lassen. Langfristig gesehen soilten ilirer Auffas-
sung soiche Bürger ihr Wahlrecht bel allen öffentlichen Wahien in dem 
Land ausüben können, in dem sic wohnen. 
Das Recht, sich  an  allen öffentlichen Wahlen aktiv und passiv gemall 
Verfahren zu beteiligen, die eine freie Teilnahme und angemessene Ver-
tretung aller politischen Kräfte gewahrleisten, ist ein Grundrecht aller 
Burger. In der Europäischen  Union  sollte es jedem Burger eines Mit-
gliedstaates möglich sein, dieses Recht  an  seinem jeweiligen Wohnsitz 
bei  alien  Wahien auszuüben. Den Bürgern eines Mitgliedstaats, die in ei-
nem anderen Mitgliedstaat ihren Wohnsitz haben, solite es sofort mög-
lich sein, durch die Ausilbung ihrer uneingeschrankten staatsbürgerli-
chen und politischen Rechte bei den Gemeindewahlen  an  der Gestaltung 
der Lebensverhâltnisse im Gastland mitzuwirken.  

II. Europaische Institutionen 

1. Die europüischen Institutionen müssen ausreichende Befügnisse er-
halten, urn  Hire  Gemeinschaftsaufgaben erfoigreich zu erfüllen und einen 
leistungsfühigen Rahmen für die fortschreitende Vereinigung unserer  
Lander  schaffen za können. Sic müssen auf demokratischer Grundlage 
arbeiten, damit sic den Bürgern Europas dienen and in Ubereinstim-
maag mit den Wünschen aller Völker der Gemeinschaft Anreiz zur wei-
teren Entwickiung bieten können. 
a) Im Europa von heute ist der Nationalstaat allein nicht langer in der 

Lage, die Freiheit, die Sicherheit und das Wohi seiner Burger zu ga-
rantieren. Das ist nur durch gemeinsame Anstrengungen möglich.  So  
werden unsere Nationen und Völker ein Vereinigtes Europa schaffen, 
durch das unser politisches, wirtschaftliches, gesellschaftliches und 
kulturelles Leben neue  Impulse  erhält. 

b) Die Europaische Gemeinschaft wurde gegründet, damit dieser Pro-
zeil in Gang kommt und gefördert wird. Wenn er Erfoig haben  soil,  
mussen die Institutionen entsprechende Befugnisse haben und bereit 
sein, diese zu nutzen. Wir dürfen nicht langer zulassen, dali die Ent-
scheidungsfindung innerhalb der Institutionen verzögert oder lahmge-
legt wird, wührend wir der Gemeinschaft gieichzeitig den Vorwurf 
machen, dali iie unsere Probleme nicht löst. 

c) In der Sicht der Liberalen  mull  die Europaische Gemeinschaft die be-
stehende Verschiedenartigkeit der ihr angehörende Nationen schüt-
zen - auch in grölltmöglichem Malle im Bereich von Regierung und 
Verwaltung. Wir mochten die kulturellen und nationalen Unterschie-
de, die Merkmale unserer europaischen Zivilisation sind, bewahren. 
Auch mochten wir nicht von einer europäischen Bürokratie oder 
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chen Tecimokratie regiert werden, sondern die Institutionen müssen auf 
demokratischem Wege heranwachsen und funktionieren. Die euro- 

Ge- paischen Burger, deren Interessen die Gemeinschaft zu dienen  hat,  
aben müssen sich von dem Bestehen dieser Gemeinschaft betroffen fühlen 
h als und tatsächlich daran mitwirken, nicht nur indirekt durch ihre natio- 
Lffas- nalen Parlamente und Regierungen, sondern auch direkt als freie Bür- 
dern ger der Gemeinschaft. 

d) Da es nicht unser  Wunsch  ist, dali sich Europa zu einem von einer all- 
mall  machtigen zentralen Bürokratie regierten Superstaat entwickelt, sind 
Ver- wir Liberalen keine Fürsprecher einer einzigen europaischen  ,,Haupt- 
aller stadt", in der alle Verwaltungsbehörden der Gemeinschaft zwangs- 
Mit- läufig konzentriert sein müssen. Wir halten es  fur  wünschenswert und 
nsitz dem Charakter unserer europaischen Gemeinschaft angemessen, daB 
n ei- Gremien der Gemeinschaft in vielen Mitgliedstaaten ihren Sitz haben 
nög- sollen. Das darf aber nicht  so  weit gehen, dali das Funktionieren der 
erli- europäischen Institutionen darunter leidet; die Organe, die unmittel- 
tung bar und standig in den politischen Entscheidungsprozel3 einbezogen 

sind, müssen  so  dicht nebeneinander angesiedelt sein, daB sie ver- 
nünftig arbeiten kömien. 

2. Die derzeitige institutionelle Struktur der Gemeinschaft bietet einen 
er- guten Ausgangspunkt für die weitere Entwickiung. Wichtig ist es  nun,  

men die Zustandigkeiten der verschiedenen Institutionen  so  festzulegen, dag 
erer man die richtige Ausgewogenheit erreicht und gleichzeitig die imieren 
lage Antriebskräfte gestärkt werden, deren es bedarf, urn den Integrations- 
tim- prozeli mit Schwung weiter voranzutreiben. Dies  mull so  geschen, daB 
wei- man auf der Grundlage der Verträge die Zustandigkeitsbereiche der Ge- 

meinschaft schrittweise erweitert. 
der a) Bei der derzeitigen Lage der Dinge sind die Befugnisse der Europäi- 

r ga- schen Gemeinschaft auf vier Institutionen verteilt, wobei jede eine 
L.  So  unterschiedliche Funktion ausübt. Wir haben ein unabhangiges Or- 
fen,  gan, dessen Aufgabe es ist, sowohi die treibende  Kraft  des Integra- 
und tionsprozesses als auch die Hüterin der in den Vertragen eingegange- 

nen Verpflichtungen zu sein, nämlich die Kommission. Die Regierun- 
Pro- gen der Mitgliedstaaten als solche arbeiten im Rat zusammen. Die  
soil,  Vertreter der Völker der in der Gemeinschaft zusammengeschlosse- 
reit nen Staaten bilden das Parlament. Die korrekte Anwendung des Ge- 

Ent- meinschaftsrechts wird durch den Gerichtshof gewahrleistet.  
age-  b) in der Sicht der Liberalen ist diese Aufteilung der Funktionen prinzi- 
vurf piell annehmbar. Wie bereits festgestellt, kann ein vereinigtes Europa 

kein Superstaat sein, der auf der Hegemonie einzelner  Lander,  Be- 
be- völkerungsgruppen oder Ideologien beruht. Eine echte Einigung 

hut- karn nicht durch Unterwerfung oder Beherrschung erzielt werden, 
und sondern allein durch Harmonie und Gleichgewicht. Ein soiches  
hie-  Gleichgewicht  mull  auch zwischen den verschiedenen Institutionen 
ren. henschen. 
)der Keine  Institution  soilte eine absolute Führungsrolle innehaben, weil 
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jede einzelne ein wichtiges Element im IntegrationsprozeB darstelit. 
Ein  System  von ,,Kontrolle und Ausgleich" ist notwendig, damit alle 
Institutionen bei den von der Gemeinschaft zu treffenden Entschei-
dungen ihre rechtmaBige  Rolle  spielen. Gleichzeitig ist eine Verstar-
kung  der inneren Dynamik, ohne die der EntscheidungsprozeB lahm-
gelegt wird, unbedingt notwendig. 

c) In den letzten Jahren haben die Mitgliedstaaten mit euler Zusammen-
arbeit in Bereichen, die nicht von den Vertragen erfaBt sind, begon-
nen, insbesondere auf dem Gebiet der AuBenpolitik. Wir begrülien 
das als eirien Schritt in die von uns befürwortete Richtung. Wir wün-
schen, daB Bereiche der Politik, die von den Vertragen noch nicht er-
fa13t sind, schrittweise in die Zustandigkeit der Gemeinschaft einbezo-
gen werden,  so  daB sie schlieBlich Teil der ailgemeinen Zuständigkeit 
der Europäischen  Union  werden, die wir anstreben. 

3. Der derzeitigen Aufteilung der Befugnisse auf die verschiedenen In-
stitutionen fehit das Gleichgewicht - der Rat dominiert zu  stark.  Drin-
gend erforderlich sind die richtige Anwendung der Verträge mi Sinne ih-
rer Verfasser und vor allem die Erfüilung des Mehrheitsgrundsatzes hei 
den Abstimmungen im Ministerrat sowie die Stärkung der Stellnng von 
Kommission  mid  Parlament. 
a) Nach den Vertragen nimmt der Rat eine sehr machtige Stellung  em  - 

er  hat  das letzte Wort hei den meisten wichtigen Entscheidungen. 
Doch die Vertrage enthalten auch Elemente der Ausgewogenheit, 
insbesondere zwischen der Kommission und dem Rat. Beispielsweise 
kann der Rat in einer Reihe von spezifischen  Fallen  Mehrheitsbe-
schlüsse lassen, und er kann Vorschläge der Kommission nur unter 
ganz bestimmten Bedingungen andern. 

b) Praktisch werden diese Möglichkeiten niemals genutzt. Beschlüsse 
werden nicht gefaBt, solange im Rat keine Einstimmigkeit erzielt 
wird, und von der Kommission wird erwartet, daB sie ihre Vorschiage 
ständig abandert, anpaBt und verwässert, bis sie eine  Chance  haben, 
vom Rat einstimmig angenommen zu werden. 

c) Wir haben auch den Beginn regelmäl3iger Konsultationen auf höch-
ster Ebene zwischen den Regierungen der Mitgliedstaaten erlebt, 
nâmlich den „Europäischen Rat". Zusammen mit der Entwicklung 
der Konsultationen in Bereichen, die auBerhalb der Vertrage liegen 
wie die AuBenpolitik, zeigt das, wie notwendig die Europäische  Uni-
on  ist. Jedoch sollten derartige Konsultationen den normalen Ent-
scheidungsprozeB in der Gemeinschaft nicht behindern, denn die ei-
gentliche  Rolle  des Europäischen Rats besteht dan, daB er zusam-
mentritt, wenn es erforderlich ist, urn u. a. zu euler konzertierten Ak-
tion in Bereichen, die gegenwartig auBerhalb der Vertrage liegen, zu 
gelangen und neue  Impulse  auf dem Wege zur Europäischen  Union  zu 
geben. 

d) Wir Liberalen wünschen eine Verbesserung des Entscheidungspro-
zesses und eine bessere Ausgewogenheit der Befugnisse zwischen den 
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einzelnen Institutionen. Dazu ist zunächst erforderlich, dali die Ver-
trage korrekt angewendet werden: 
- in den Vertragen vorgesehenen  Fallen  solite der Rat  seine  Ent-
scheidung auf der Grundlage von Mehrheitsbeschlüssen treffen; 
- die Kommission soilte ihre in den Vertragen verankerte Unabhän-
gigkeit voll nutzen und, wenn notwendig, die vorherige Unterstüt-
zung des Parlaments für ihre Vorschlage suchen, nicht aber zulassen, 
daB sic zu einem Hilfsorgan des  Rates  degradiert wird. 

e) Gleichzeitig müssen weitere Schritte zur Stärkung des Parlaments und 
damit auch der Kommission, die dem Parlament gegenüber politisch 
verantwortlich und nicht ausschlieliuich vom Rat abhangig ist, unter-
nommen werden: 
- das Parlament solite das letzte Wort bei der Ernennung der Kom-
missionsmitglieder haben, damit der politische Charakter der Kom-
mission  und ihre Unabhangigkeit von den Mitgliedstaaten Mar her-
ausgestelit wird; 
- die Haushaitsbefugnisse des Parlaments mUssen weiter ausgedeumt 
werden,  so  dali sic schlielllich den gesamten Gemeinschaftshaushalt 
einschlielien; 
- das Parlament solite die Befugnisse zur Ratifizierung von Vertra-
gen erhalten, die zwischen der Gemeinschaft als soicher und Drittlân-
dern abgeschlossen werden; 
- in Ubereinstimmung mit der auf der Pariser Konferenz der Staats-
bzw. Regierungschefs von 1974 bekundeten Absicht solite das Parla-
ment Mitentscheidungsbefugnisse in bezug auf die Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft erhalten, einschuieliuich des ,,de jure" auszuüben-
den Initiativrechts. 

f) Schuielllich begrühlen wir den Beschiuli zur Errichtung eines Europai-
schen Rechnungshofs, wei! die Verwaltung der Gemeinschaftsfinan-
zen einer strengen Kontrolle unterliegen  mull.  Zum gegenwartigen 
Zeitpunkt wird das Parlament lediglich zu der Ernennung der Mitglie-
der des Rechnungshofes konsultiert. Wir wünschen, dali das Parla-
ment auf diesem Gebiet mehr Einfiuli erhält. 

4. Die bevorstehenden Wahlen sind ein Meitenstein in der Weiterent-
wicklung der Institutionen der Gemeinschaft. Erstmalig sind die Bürger 
direkt in den Entstehungsprozefi der Europäischen  Union  einbezogen. 
Das gröllere Gewicht und Ansehen, das sich aus dieser Dfrektwah1 er-
gibi, solite das Parlament dazu anspornen, seinen rechtmaliigen Platz mit 
stärkerem Nachdruck zu beanspruchen. 
Diese ersten Walden werden noch auf nationaler Grundlage veranstaltet. 
Es wird die Aufgabe des neugewählten Parlaments sein, ein echt euro-
päisches Wahlsystem zustandezubringen, durch das eine gerechte Vertre-
tung aller politischen Kräfte in den Ländern der Gemeinschaft garantiert 
wird. In dieser Hinsicht ist die Annahme eines auf proportionaler Vertre-
tang beruhenden  Systems  unumgänglich. 
a) Seit der Gründung der Gemeinschaften wurden die BUrger der Mit- 
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gliedstaaten sozusagen in Quarantäne gehalten. Sie waren lediglich in 
der Lage, ihren Einfiuli indirekt durch ihre nationalen Regierungen 
und Parlarnente geltend zu machen. Das ist  nun  anders geworden. 
Die Burger Europas sind ,,mündig" geworden, und werden diejeni-
gen, die für sie im Europaischen Parlament sprechen, direkt wählen. 
Das Parlament wird darnit in die Lage versetzt, noch härter für eine 
bessere Verteilung der Befugnisse zwischen den Ins titutionen der Ge-
meinschaft und eine rechtrnallige Stellung der gewahlten Vertreter 
der Völker zu kämpfen. Das ist  an  sich schon ein zwingender Grund, 
urn  an  den Wahien teilzunehmen. Eine sehr hohe Wahibeteiligung 
wird beweisen, daB die Wähler ihre Rechte als europaische Burger 
verstanden haben und diese Rechte voll ausschöpfen wollen. 

b) In der Sicht der Liberalen  hat  das erste gewahlte Parlament zusätzlich 
zu den Funktionen, die das frühere Parlament nach den Vertragen 
ausübte, eine Reihe eigener Aufgaben wâhrend der fünfjahrigen  
Dauer  seines Mandats zu erfüllen, und zwar u. a.: 
- Ausarbeitung eines europaischen Wahlsystems, das auf dem Prin-
zip der proportionalen Vertretung basiert; 
- Fortsetzung der Bemühungen urn eine bessere und gerechtere 
Aufteïlung der Befugnisse zwischen dem Rat, der Kommission und 
dem Parlament; 
- nachdrückliche Bemühungen urn vernünftige Entscheidungen in 
bezug auf die Dienstorte der Gemeinschaftsinstitutionen urn Dienst-
stellen, darnit diese effizienter arbeiten können; 
- Ausarbeitung eines Kodex der Rechte des europaischen Burgers, 
der sowohl von den Institutiorien der Gemeinschaft als auch von den 
Behörden der Mitgliedstaaten beachtet werden  mull;  
- Ausarbeitung des Entwurfs eines Vertrages zur Gründung der Eu-
ropaischen  Union,  was für die Liberaldernokraten  an  sich schon eine 
Aufgabe von historischer Bedeutung darstelit. 

5. Wir Liberalen wollen eine Europüische  Union  freier Bürger, eine  
Union,  in der nationale, regionale and lokale Entscheidungsbefugnisse 
mit der nenen europüischen  Dimension so  verknüpft werden, daB sie za-
sätzliche Bedeutang erhalten. Ihre interne Aufgabe ist es, den Gemein-
schaftsprozefl zr  Integration  and Einigung auf den beiden Grondlagen 
der liberalen Demokratie and der Menschenrechte za vollenden. Welt. 
weit  mull  sie für die Grundsütze eintreten, auf denen sie selbst beruht - 
Frieden, Freiheit, Verantwortung des einzelnen and soziale Gerechtig-
keit. Auf diesem Weg wird sie in der Welt eine  Rolle  spielen können, auf 
die jeder earopBische Burger stolz sein kann. 
a) Die Liberalen glauben, dali Entscheidungen in euler demokratischen 

Geseilschaft auf den geeigneten Ebenen getroffen werden soilten. Ei-
ne übermâllige Zentralisierung wie auch eine zu grolle Zersplitterung 
der Macht soilten vermieden werden. Wir rnöchten diesen Grundsatz 
in Europa verwirklicht sehen. Die Europâische  Union  soll nur die Be- 
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th in reiche der Politik, in denen ihre Betatigung in unser aller Interesse 
rigen liegt, erfassen. 
den. b) Es gibt eine Reihe von Bereichen, für die das eindeutig zutrifft, wie 
ieni- Aullenbeziehungen und Sicherheit, Zusammenarbeit mit den Ent- 
den. wicklungslandern, Wahrung der Menschenrechte, Verwirklichung 
eine der Wirtschafts- und Wahrungsunion, Bekampfung der Arbeitslosig- 
Ge- keit und  Inflation,  Entwicklung von Handel, Industrie und Verkehr, 

:eter Landwirtschaft und Nahrungsmittelversorgung, Energieversorgung, 
and, Sozialpolitik, Umweltschutz sowie bestimmte Gemeinschaitsaspekte 
ung der Bildungspolitik. Alle diese Fragen werden in anderen Abschnit- 
rger ten dieses Programms behandelt. 

c) Die Politik der Europaischen  Union  wird im Rahmen des Möglichen 
tinter  Beteiigung der Mitgliedstaaten durchgeführt. In Bereichen, die 

dich  sich für eine gemeinsame Aktion nicht oder noch nicht eignen, wird es 
t en g 

die Aufgabe der  Union  sein, dafür zu sorgen, daB die Mitgliedstaaten 
igen keine miteinander unvereinbaren oder sich überschneidenden Politi- 

rin - 
ken betreiben. 

d) Eine gesunde regionale Entwicklung ist für die Europaische  Union  
von grofler Bedeutung. Zu diesem Zweck müssen regionale Gremien, 

tere wo notwendig, verstärkt werden  mid  gleichzeitig die Möglichkeit er- 
und 

halten, sich  an  der Ausarbeitung der Aspekte der Unionspolitik, die 
sie direkt betreffen zu beteiligen. 

n in 
6. Die Institutioneu soilten die logische Fortsetzung und den Abschlull 

nst- 
der Entwicklung bilden, für die wir eintreten. Die Fahigkeit, Entschei- 
dungen zustande in bringen,  mull  mit Pluralitüt, gerechter Verteilung 

'ers 
den 

der Zustandigkeiten sowie ,,Kontrolle und Ausgleich" Hand in Hand ge- 
hen. 

En- 
Das ist aus unserer Sicht die Art der Europãischen  Union,  wie wir sie uns 
wünschen, und der Institutionen, mit denen sie ausgestattet werden  soil- 

erne  te. Es wird die grolle Aufgabe des gewahlten Parlaments sein, dam einen 
Vertrag auszuarbeiten und darauf zu dringen, daB er von allen Mitglied- 

eine staaten rasch ratifiziert wird. 
iisse Wir soilten die  Union  nicht als Wiedergeburt des Nationalstaates in euro- 
in- paischem Mallstab sehen. Der Zusammenschiuü unserer Nationen in der  

em-  Europâischen  Union  ist ein einzigartiges Ereignis, und das wird sich in 
gen der ureigenen, undogmatischen Art ihrer institutionellen Struktur  wider- 
relt. spiegein, die wir in grollen Zügen wie foigt sehen:  
it  - - Die Legislativ- und Haushaitsbefugnisse in der  Union  sollen in enger 
rug- Zusammenarbeit von einem direkt gewahlten Parlament und einem Rat 
auf der Staaten, in dem die Mitglïedstaaten als solche vertreten sind, ausge- 

übt werden. Sie sollen auf der Grundlage von Vorschlagen der Europäi- 
hen schen Regierung oder aus eigener  Initiative  beraten. In  Fallen  von Unei- 
Ei- nigkeit zwischen dem Parlament und dem Rat der Staaten wird  em  

ung Schlichtungsverfahren zwischen der Regierung, dem Parlament und dem 
satz Rat der Staaten für KompromiBvorschlage sorgen, die dem Parlament 
Be- und dem Rat zu unterbreiten sind. 
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- Die Mitgiieder der Europaischen Regierung sollen vom Rat vorge-
schiagen und vom Parlament bestatigt werden. Die Amtszeit für Regie-
rung  und Parlament  soil  die gleiche sein. 
- Der Europäische Gerichtshof  soil  die korrekte Anwendung des Ge-
meinschaftsrechts, einschlieilhich der Grundrechte der Burger überwa-
chen. Seine Mitglieder sollen von der Europaischen Regierung auf der 
Grundlage eines gemeinsamen Vorschiags von Parlament und Rat er-
nannt werden. 
- Der Europäische Rechnungshof  soil  das rechtmal3ige und sorgfaltige 
Finanzgebaren der  Union  gewahrleisten. Seine Mitgileder sollen von der 
Europaischen Regierung auf gemeinsamen Vorschiag von Parlament und 
Rat ernannt werden. 
- Der Wirtschafts und Sozialausschufl  soil  wie bisher bestehen bleiben 
und als  Organ,  durch das die gioBen wirtschaftlichen und sozialen Orga-
nisationen offiziell am EntscheidungsprozeB in der  Union  beteiligt wer-
den. Er kann nur beratende Funktion haben, andernf  ails  würde er in den 
Verantwortungsbereich von Regierung, Parlament und Rat übergreifen. 
- Die Europäische Regierung  soil  die Kommission, und der Rat der 
Staaten den gegenwärtigen Rat ablösen. 
Das sind aus unserer Sicht die  Form  der Europüischen  Union,  wie wir sie 
uns wünschen  mid  die Institutionen, mit denen sie ausgestattet sein  soil-
te. Es wird eine grofle Aufgabe des gewahlten Parlaments sein, einen 
diesbezüglichen Vertrag ausruarbeiten  mid  darauf zu dringen, daB er von 
allen Mitgliedstaaten rasch ratiliziert wird. 

B. Für eine liberale Gesellschaft  

III.  Sozialpolitik 
1. Die Liberalen glauben  an  die Verantwortung des einzelnen  mid  die 
Solidaritüt der Geseilschaft. 
Die Geseilschaft, die wir aufbauen,  mull alien  ihren Bürgern Wirkungs-
chancen bieten und für alle die Möglichkeiten zur Weiterbildung und 
Ausbildung verbessern, ungeachtet ihrer sozialen Schicht, ihrer  Mittel,  
ihres Geschlechts oder sonstiger ideologischer, philosophischer oder reli-
giöser Unterschiede. Durch geeignete Formen der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer und der Demokratisierung in den Betrieben müssen wei-
tere Grundlagen für die Ausfibung sozialer Verantwortung geschaffen 
werden, die es den Menschen ermöglichen, ihr Leben zu gestalten und 
ihre Familie zu versorgen. Die Autonomie des einzelnen impliziert je-
doch nicht, dalI sich die Geseilschaft passiv oder  gar  ablehnend verhalten  
soil:  sic  mull  als Ganzes für das Wohl derer sorgen, die am Wirtschafts-
prozell nicht mitwirken können bzw. aus ihm ausgeschieden sind. 
2. Liberale Politik der sozialen Sicherheit wahrt die Freiheit  mid  ge-
währleistet die Rechte des einzelnen, indem sie für den Unterhali derje-
nigen sorgt, die nicht aus eigener  Kraft  für sich selbst aullinmmen kön-
nen. 
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rge- a) Die Liberalen, die  an  der Schaffung und am Ausbau der sozialen Hil- 
gie- fe und der sozialen Sicherheit  so  mallgeblich beteiligt waren, glauben  

an  die gesamtgesellschaftliche Verantwortung zum Wohie aller Mit- 
Ge- glieder der Geseilschaft. Es  mull  in der Regel allen arbeitsfahigen 
rwa- Personen im erwerbsfahigen Alter möglich sein, für sich selbst und für 
der ihre Familie zu sorgen. Die Mallnahmen der sozialen Sicherheit soil- 
er- ten daher in erster Linie denen zugutekommen, die dazu nicht in der 

Lage sind. 
[tige b) Hilfe und Sicherung eines angemessenen Einkommens für die Ar- 
der beitsiosen, die Behinderten, die Kranken  mid  die alten Menschen  so- 
mid  wie für bestinimte Randgruppen mit besonderen Bedürfiiissen sind 

wesentlicher Bestandteil der liberalen Politik der sozialen Sicherheit. 
[ben c) Diese Ziele sind jedoch durch zu ehrgeizige Vorhaben und den Auf- 
rga- ban eines kopflastig aufgeblahten und kostspieligen Apparats der so- 
ver- zialen Sicherheit gefahrdet. Bei der Finanzierung des  Systems  der  so- 
den zialen Sicherheit, dessen Ausweitung  an  das Wirtschaftswachstum ge- 
fen.  koppelt werden solite, zumal die derzeitige Konjunkturlage eine enor- 
der me strukturelle Unterbeschaftigung verursacht, die zu einer zuneh- 

menden Inanspruchnahme des  Systems  der sozialen Sicherheit führt, 
r sie  mull  der Beteiligung und Eigenverantwortung des einzelnen ein grö- 
oll- Berer Platz eingeraumt werden. Der Beseitigung der zunehmenden 
ien Arbeitslosigkeit  mull  die gröllte Priorität zukommen. 

Von d) Die Kosten für die soziale Sicherheit müssen als Belastung sowohl der 
privaten als auch der öffentlichen Haushalte gesehen werden. Diese 
Belastung kann, wenn sie zu  stark  ist, insofern antisoziale Auswirkun- 
gen haben, als dadurch Neuinvestitionen oder wirtschaftliche Initiati- 
ven verhindert werden und die Arbeitslosigkeit infolgedessen preka- 
rer wird. 

die e) Die Politik der sozialen Sicherheit als soiche oder die Verwaltung der 
dafür bereitgestellten  Mittel  dürfen nicht dazu benutzt werden, zu viel 

igs- Macht vom Einzelnen auf die Regierungen bzw. die Gewerkschaften 
end zu ubertragen. 
tel, f) Es  mull  ailgemein für ein ausgewogenes Verhaitnis zwischen den im 

.-eh- Rahmen der sozialen Sicherheit notwendigen Mallnahmen und deren 
der Kosten sowie zwischen den Befugnissen derjenigen, die diese  Mittel  
vel- bereitstellen und denen, die sie verwalten, gesorgt werden.  
[fen  3. In einer liberalen und demokratischen Geseilschaft wird der einzehie 
end vor Miflbrauch massiver gesellschaftlicher, wirtschaftlicher oder politi- 
je- scher Macht geschützt. Dies muB auch den  Schutz  derer einschliellen, die 

[ten nicht kollektiv organisiert sind und somit keinen Einfiull ausüben kön- 
ifts- nen, urn bei Verhandlungen ihre Interessen zu vertreten. Es ist unsere 

Pflicht, das gerneinsame Interesse aller Burger zu verteidigen und die 
ge- Verantwortung des Parlaments dafür zu wahren. 
rje- a) In einer demokratischen Geseilschaft dürfen weder die sozialen und  
Oil-  wirtschaftlichen Gruppen noch die politischen Organe eine  so  beherr- 

schende Stellung einnehmen, daB es zu einer Gefährdung der indivi- 
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duellen Freiheit kommt. Es muB Aufgabe der Regierungen sein, die 
Einzelpersonen vor übermâchtigen Gewerkschaften zu schützen. We-
der die Gewerkschaften mit ihrer äuüerst starken  Position  als Tarif-
partner noch die Arbeitgeberverbande dürfen ihre groüe Macht ohne 
das Gegengewicht der öffentlichen Kontrolle ausüben. 

b) Der Trend zur Beilegung von Lohn- und Arbeitskonflikten im Wege 
von Dreierkonferenzen (Arbeitnehmer-Arbeitgeber-Regierung) 
kann zwar zur Vermeidung offener Konflikte beitragen, doch soilte 
dem Parlament die Entscheidung in letzter Instanz vorbehalten sein. 
Der Wirtschafts- und Sozialausschufi soilte im Bereich der europäi-
schen Sozial- und Wirtschaftspolitik das wichtigste beratende  Organ  
bleiben. 

c) Das Europâische Parlament muB ein Mitspracherecht in der diesbe-
züglichen Gemeinschaftsgesetzgebung erhalten, damit sichergesteilt 
wird, daB sowohl die Interessen der Ailgemeinheit als auch die An-
sichten der Sozialpartner berücksichtigt werden und ihnen in ange-
messener  Weise  Rechnung getragen wird. 

4. Chancengleichheit für alle zur vollen Entfaltung ihrer Persönlichkeit 
und Fähigkeit ist für eine liberale und demokratische Geseilschaft, im 
Gegensatz zu Geseilschaften, die solche Chancengleichheit zugunsten 
von Gleichmacherei ablehnen, unerlälllich. 
Liberale Politik der soziaf en Sicherheit wahrt die Freiheit und gewährlei.  
stet  die Rechte des einzehien, indem sie für den Unterhalt derjenigen 
sorgt, die nicht aus eigener  Kraft  für sich selbst aufüonnnen kömien, 
a) Wir bekennen uns zu dem Grundsatz, daB alle Menschen von Rechts 

wegen gleich sind. Dies bedeutet gleiche Startchancen und Möglich-
keiten für alle zur vollen Entfaltung der persönlichen Fahigkeiten, 
nicht aber die Forderung nach einer automatischen Gleichheit des 
Endergebnisses. 

b) Die liberale Gesellschaftspolitik strebt keine zentralisierte Gesell-
schaftsstruktur, sondern eine pluralistische Gesellschaft  an,  in der die 
Menschen in den verschiedenen Gemeinschaften über all die Sozial-
leistungen verfügen, die sic selbst für richtig halten. 

5. Die Arbeitslosigkeit jonger Menschen ist für die Entwicklung unserer 
Geseilschaft ein schwerwiegendes  Problem.  Eine europäische Politik zur 
Beseitigung der Jugendarbeitslosigkeit ist daher von allergröBter Beden-
tung. Die Liberalen und Demokraten haken es für erforderlich, daB den 
jungen  Lenten  eine angemessene Berufsausbildung zuteil wird, die es  Hi  
nen erlaubt, produktiv zu arbeiten. Die Art der Ausbildung  mull so  geün-
dert werden, daB die jungen Lente genügend Flexibilitüt entwickein kön-
nen,  um Hire  Ausbildung ins Laufe  Hires  Lebens fortzusetzen. 
a) Die Liberalen sollten generell das traditionelle Ziel der Vollbeschäfti-

gung mit Hilfe eines angemessenen Wachstums und unter Einsatz der 
herkömmlichen Instrumente der Wirtschaftspolitik anstreben. 

b) Was den Arbeitsmarkt betrifft,  so  müssen wir auf europaischer Ebene 
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die eine Reform und Angleichung der für die Unterbringung der Arbeits- 
We- losen geltenden Bestimmungen fördern, wobei sicherzustellen ist, dali 

Tarif- die persönliche  Initiative  und der Leistungswille in angemessener 
ohne  Weise  honoriert werden. Dies setzt die Abschaffung von Mallnahmen 

zum  Schutz  einer starren Abgrenzung von Arbeitsbereichen, die sich 
Vege haufig zu ungunsten der Jugendlichen auswirkt, voraus. 
ung) c) Den Fragen der beruflichen Ausbildung und Qualifikation  mull  Prio- 
olite rität zukommen. Das Programm der Liberalen solite angesichts der 
sein. Tatsache, daB die Jugendlichen haufig der körperlichen Arbeit bzw. 
)päi- der beruflichen Mobilität gegenüber negativ eingesteilt sind, auf eine 
rgan Aufwertung dieser beiden Faktoren gerichtet sein, wobei Anreize zur 

beruflichen Ausbildung (Weiterbildung) gegeben, bestimmte Berufe 
sbe- aufgewertet und eine echte soziale Mobilität ermöglicht werden soll- 
tellt ten. 
An- d) Seitens der Jugendlichen werden verstärkt Forderungen nach Mall- 
nge- nahmen seitens des Staates laut: die Liberalen sind gegen neue  mid  

recht wirkungslose Hilfsprogramme und fordern stattdessen neue 

il(eit 
Ausbildungs- und Reformmallnahmen, durch die das Vertrauen der 
Jugendlichen in ihre Fahigkeit, ihre Zukunft selbst zu gestalten, wie- 

im 
ten derhergesteilt wird. 

6. Urn das Engagement junger Menschen für die Schaffung einer Euro- 

alei- päischen  Union  zu fördern, ist eine europaische Gemeinschaftspolitik in 
Jugendfragen von grundlegender Bedeutung. Sie  mull  darauf abzielen, 

igen 
jungen Menschen Zn heffen, uren eigenen angemessenen Platz in unse- 

11. 

:chts rer Geseilschaft zu finden. 

lich- Das Europa, für weiches wir uns einsetzen,  mull  volksnah sein. Europa 
mull  lebendige Wirklichkeit sein, vor allem für junge Menschen, denn sie 

ten  
des 

sind es, von denen die weitere Entwickiung des Prozesses der europai- 
schen  Integration  abhangen wird. Die Institutionen der Gemeinschaft  

sell-  
müssen deshaib eine umfassende Jugendpolitik ausarbeiten und jungen 

r die Menschen Gelegenheit geben, beim Zustandekommen von Entscheidun- 

zial- gen mitzusprechen. Zu diesem Zweck  mull  nicht nur die internationale 
Zusammenarbeit zwischen Jugendorganisationen, sondern auch die Ta- 
tigkeit bereits bestehender internationaler Jugendorganisationen geför- 

erer dert werden. Die Gemeinschaft wird auch Einrichtungen für Austausch- 
zur  programme  zwischen den Mitgliedstaaten schaffen müssen. 

jen- 7. Liberale und Demokraten fordern eine Neuverteilung der Rollen von 
den  Mann  und Frau. Hierzu rnull sowohi die Einstellung wie auch die Gesetz- 

s 1h- gebung  so  geändert werden, daB die Frau, die seit langem einer Diskrirni- 
eän- nierung ausgesetzt ist, die Gleichheit erhält, auf die sie ein Recht  hat.  
ön- Von segensreicher Wirkung auf die Geseilschaft als ganzes ware eine 

Neuverteilung der Verantwortung der beiden Partner. 
äfti- Darum fordern die Liberalen: 
der a) daB die sich aus der Ehe ergebenden Rechte und Pflichten sowohl hin- 

sichtlich der Kindererziehung wie der hüuslichen Pflichten zwischen 
,ene  Mann  und Frau geteilt werden. Dies solite auch die Schaffung von 
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Möglichkeiten für die Teilzeitbeschüftigung von Männern mitein-
schlieI3en; 

b) eine kostenlose Familienplanungsberatung und kostenlose Empfang-
nisverhütungsmittei sowie eine Gesetzgebung, weiche emen Schwan- 
gerschaftsabbruch in bestimmten kiar definierten  Fallen  zulül3t, wobei 
jedoch sichergestelit werden muli, daB das medizinische Personal 
nicht gezwungen werden kann,  an  Maünahmen mitzuwirken, die es 
aus Gewissensgründen ablehnt; 

c) daB die herkömmlichen Auffassungen von der  Rolle  von  Mann  und 
Frau vor allem durch Erziehung und Bildung geandert werden; 

d) gesetzliche Vorschriften gegen eine Diskriminierung aus GriTînden des 
Geschlechts, die die Möglichkeit eines Berufungsverfahrens mitein-
schlielien; 

e) die Abschaffung diskriminierender Artikel in den geltenden Gesetzen 
und öffentliche Regelungen sowohi für  Manner  als auch für Frauen; 

f) eine  Revision  aller Gesetze, insbesondere bezüglich der Chancen-
gleichheit, der sozialen Sicherheit, des Eigentums und der Besteue-
rung nach dem Grundsatz, daB jeder  Mann  und jede Frau ein vollver-
antwortiiches Individuum ist. 

8. Liberalismus gründet sich auf die Idee, für die Rechte der Menschen, 
sowohi des einzelnen wie auch der Minderheiten zu kämpfen.  Daher hat  
liberale Politik den Minderheiten Europas ani meisten Zn bieten, wei] wir  
an  die Rechte und  an  das Gemeinwohl aller Menschen glauben und  well  
wir eine freie und vielfältige Geseilschaft wollen. 
a) Unsere Einstellung zu den zahbeichen Minderheiten in Europa hebt 

sich von den anderen Einstellungen ab. Der Liberalismus  hat  sich da-
kin entwickelt, daB er für aligemeine politische Grundsätze eintritt, 
die für alle Mitgiieder der Geseilschaft geiten, und aufgrund dieser li-
beralen Grundshtze sind wir zu den besonderen Fürsprechern derjeni-
gen geworden, die unter einer ungerechten Benachteiligung  an  leiden 
hatten. Es gibt immer noch Minderheiten in Westeuropa, die entwe-
der in rechtlicher Hinsicht oder aber seitens der staatlichen Behörden 
nicht immer gerecht und gleich behandelt werden. 

b) Wo immer durch die Malinahmen oder Praktiken der Europaischen 
Gemeinschaften die Rechte oder das Wohlergehen von Angehörigen 
von Minderheiten beeintrachtigt werden, werden die liberalen Demo-
baten sich für ihre Interessen einsetzen. Wir halten einen soichen  
Schutz  nicht nur für eine vorrangige Pfiicht, sondern schützen den 
Beitrag, den Minderheiten zur Diversität und zum Reichtum der Ge-
selischaft leisten können, hoch  em.  

c) Wir sind jedoch, vor allem da die individuelle Freiheit für uns das 
höchste Gut ist, dagegen, daB die legislativen Aufgaben der Europai-
schen  Union  über den derzeitigen  Schutz  der persönlichen Rechte 
hinaus ausgeweitet werden und sich darauf erstrecken, irgendwelche 
alternativen Lebensweisen zu verbieten bzw. vorzusckreiben, weiche 
die Privatsache jedes einzelnen bleiben sollten. 
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item- 9. Die Europäische  Union  soilte eine gemeinsame Verbraucherschutz. 
politi1 betreiben. Hauptziele dieser Politik soilte das Recht sein auf 

lang- -  Schutz  von  Gesundheit  und Sicherheit, 
wan- -  Schutz  der wirtschaftlichen Interessen, 
Tobei - Widergutmachung von Schaden, 
;onal - Vollstandige  Information,  
ie es - Beteiigung  an  Entscheidnngen. 

Der Verbraucherschutz ist gemaü den Zielen der Europaischen Wirt- 
und schaftsgemeinschaft für die Wahrung der Grundsätze der Marktorganisa- 

tion, der Wettbewerbsordnung und des Schutzes des einzelnen im Hin- 
rides  buck  auf das gröûtmögliche Wohl bei Kaufentscheidungen wichtig. Die 
tein- Gemeinschaft soilte die Verbraucherschutzcharta annehmen, die 1973 

vom Europarat verabschiedet wurde. Das erste direkt gewahite Europäi- 
rtzen sche Parlament soilte Schritte im Hinblick auf die Schaffung euler euro- 
uen; päischen Lebensmittel- und Arzneimittelgesetzgebung einleiten. 

10. Wir verteidigen das Recht der Arbeitnehmer auf verantwortungsvol. 
le Mitwirkung  an  der Führung, der Stabilität und der Entwieklung des 
Unternehmens, in dem sic beschüftigt sind, sowie auf  hire  linanzielle Be-
teiligung daran. 
a) In einer freien Geseilschaft mul3 jeder Arbeitnehmer die Möglichkeit 

haben,  an  den Entscheidungen, die seinen Arbeitsplatz betreffen  so-
wie  an  der Entwickiung des Betriebes, in dem er beschüftigt ist, mit-
zuwirken. 

b) Die Schaffung von Betriebsräten und ähnlichen Organen der Vertre-
tung, Zusammenarbeit und Ausweitung der Arbeitnehmerrechte und 
-verantwortungen soilte gefördert werden. 

c) Gleichfalls soilten die Arbeitgeber und die Unternehmensleitungen 
sowohi das Recht der Arbeitnehmer als auch das Recht der Aktionäre 
anerkennen, bei wichtigen Grundsatzentscheidungen mitzusprechen, 
die für die Zukunft des Unternehmens von Bedeutung sein können. 

d) In der Unternehmensleitung soilte für eine volle Vertretung der Ar-
beitnehmer und Aktionäre gesorgt werden. Das europäische Gesell-
schaftsrecht sollte auf diesem Grundsatz beruhen. 

e) Es soilte auch eine angemessene  Form  der Vertretung der leitenden 
Angestellten, die von ïhren Funktionen her eine Sonderstellung em-
nehmen, gefunden werden. 

11. Die in der Gemeinschaft auf europüischer Ebene ausgearbeiteten 
Malinahmen zur sozialen Sicherheit soilten mehr als eine blofle Ergän-
zung der nationalen Systeme sein. Sie soilten, vor allem int strukturellen 
Bereich, eine sich deutlich abhebende Eigenstandigkeit entwickein. Wir 
glauben jedoch, daB Sozialpolitik niemals ausschlielilich Gemeinschafts. 
politik werden soilte, weil die vorrangige Aufgabe der Gemeinschaft die 
bessere Harmonisierung der verschiedenen Sozialsysteme in der Euro. 
päischen  Union  ist. 
a) Wir befürworten die Politik der Kommission, die darauf gerichtet ist, 
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durch den kombinierten Einsatz des Agrar-,  Regional-  und Sozial-
fonds ein koordiniertes strukturpolitisches Instrument zu schaffen. 

b) Tm Hinblick auf einen Abbau der Unterschiede zwischen den sozialen 
Systemen soilte eine starkere Harmomsierung angestrebt werden, 
wobei den lokalen, regionalen und nationalen Gegebenheiten  you  
Rechnung getragen und der Fortbestand einer pluralistischen  Gesell-
schaft ermöglicht werden muü. Die gemeinsamen politischen Ziele 
machen jedoch nicht die Schaffung eines für ganz Europa eiitheitli-
chen  Systems  erforderlich, vielmehr lieüen sich die nationalen Syste-
me auf europaischer Ebene verbessern, wenn man sich darauf einigen 
könnte, von Malinahmen abzusehen, durch weiche die zwischen den 
einzehen Mitgliedstaaten bestehenden Unterschiede noch vergröliert 
werden. 

c) Zwischen der Gesundheitspolitik und den Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen besteht ein unmittelbarer Zusammenhang. Die Leistungen 
des Sozialfonds der Gemeinschaft in diesem Bereich soilten fortge-
setzt und erweitert werden. 

12. Die Europãische Gemeinschaft soilte in ihrem gesamten Gebiet die 
Bewegungsfreiheit ihrer Burger unabhängig von deren beruflicher Tätig-
keit sicherstellen. Besonders  mull  sic sich der Interessen derjenigen an-
nebinen, die auflerhalb  Hires  Heimatlandes arbeiten,  also  sowohi von 
Bürgern der Ländergemeinschaft wie auch von Wanderarbeitnehmern 
aus Dritfländern. 
a) Obwohl jedem Burger der Europüischen Gemeinschaften das Recht 

auf Freizügigkeit gegeben ist, gibt es nach wie vor eine ganze Reihe 
von Hindernissen praktischer Art, die einer uneingeschrankten Nie-
derlassungsfreiheit und freien Berufsausübung in  alien  Mitgliedstaa-
ten im Wege stehen; beispieisweise Nichtanerkennung von Diplomen 
und Arbeitsgenehniigungen. 

b) Die Wanderarbeitnehmer aus den Mitghedstaaten und aus Drittlän-
dern sind häufig gegenüber denjenigen benachteiligt, die in ihrem 
Heimatiand leben und arbeiten. Dies gilt vor aliem für die soziale Si-
cherheit. Es  mull  dafür gesorgt werden, daB die Wanderarbeitnehmer 
und andere Arbeitnehmer die Möglichkeit der Freizügigkeit inner-
halb der Gemeinschaft ohne Verlust der ihnen in ihrem Heimatland 
zustehenden sozialen Leistungen erhalten und dalI es ihnen in jedem 
Land der Gemeinschaft, in dem sie sich niederiassen, möglich ist, So-
zialversicherungsleistungen, bzw. nach deren Ablauf Fürsorgeieistun-
gen zu beziehen. 

c) Ferner besitzen diese Wanderarbeitnehmer  oft  kein Wahirecht, haben 
einen wenig sicheren Arbeitspiatz und sehen sich aus sprachlichen 
oder anderen bildungsbedingten Gründen ständigen Schwierigkeiten 
gegenüber. Es müssen für die Arbeitnehmer aus Lündern mit nichteu-
ropäischer Bildungstradition besondere Biidungsmöglichkeiten ge-
schaffen werden. Dabei sollte der Schwerpunkt auf der Vermittlung 

340 



praktischer Kenntnisse liegen, die in unserer Geselischaft und auch 
für eine etwaige Rückkehr in ihr Heimatland nützlich sind.  

IV.  Bildungs- und Kulturpolitik 

1. Das Recht auf Bildung ist eines der wichtigsten Grundrechte. 
Die Liberalen haben hierfür immer gekämpft und damit bahnbrechende 
Arbeit geleistet. Jedermann soilte sein Leben lang Zugang zur Bildung 
haben. 
a) Wir betrachten das Recht auf Bildung als eine wesentliche Vorausset-

zung für jeden einzelnen, daniit er sich entsprechend seinen Fähigkei-
ten  optimal  entfalten kann. Der Zugang zur Bildung darf nicht durch 
Klassenzugehörigkeit, Geschlecht,  Mittel,  örtliche Umgebung oder 
sonstige soziale Gegebenheiten eingeschrankt werden. Durch die Bil-
dung  soliten Toleranz und Achtung der Identität einer Kultur geför-
dert werden. 

b) Ein Grundgedanke unserer Bildungspolitik ist, daB die Bildung nicht 
nur für die Schulzeit, sondern als ein dauernder Prozeü gedacht ist. 
Dies ist angesichts der raschen Veranderungen im gesellschaftlichen 
Bereich notwendig. Durch den ein Leben lang währenden Bildungs-
prozefi kann jedermann, vor allem jene, die in ihrer Jugend weder die  
Mittel  noch die  Motivation  zurn Lernen harten, weitere Möglichkei-
ten zurn Erwerb neuer Kenntnisse und zur Entwickiung ihrer Persön-
lichkeit erhalten. Dieser Grundsatz soilte die  Rolle  der Europäischen 
Gemeinschaft im Bildungswesen bestimmen. 

c) Die Liberalen treten mit Nachdruck dafür ei, daB fahigen und förde-
rungswürdigen Menschen, denen die erforderlichen  Mittel  fehien, das 
Recht auf Zugang zur höchsten Bildüngsstufe garantiert wird. Es solI-
te ferner allen Studenten das Recht auf Besuch der UniversitBten in 
den verschiedenen Ländern ohne Einschrankung zuerkannt werden. 

2. Eine europüische Bildungspolitik soilte die Aufgeschlossenheit und 
das Interesse  Hirer  Burger für die Kulturen  Hirer  europäischen Mitbürger 
sowie Neuerungen im Bildungswesen fördern. 
a) Die Bildungspolitik soilte im. Zustandigkeitsbereich von einzelstaatli-

chen und I oder regionalen Behörden bleiben. Wir wünschen eine eu-
ropaische Bildungspolitik, die die Tatigkeiten dieser Behörden unter-
stützt und fördert, urn nicht nur die Vielfalt der kulturellen Eigenar~  
ten sondem auch ein besseres Verständnis zwischen den Bürgern ver-
schiedener Kulturen in Europa zu begünstigen. 

b) In der ganzen Gemeinschaft müssen die Sprachen von Minderheiten 
und die kulturellen Unterschiede anerkannt werden. Wir befürworten 
eine mehrsprachige Gemeinschaft. Wir wünschen ein weit verbreite-
tes Studium von europäischen Kulturen und Sprachen  an  Universitat 
und Schule sowie umfassendere und bessere Möglichkeiten für inter-
nationale Zusammenarbeit und Austausch. Femseh- und Radiosen-
dungen soliten ein wesentliches Instrument für den Kulturaustausch 
zwischen europäischen Ländern sein; die liberalen und demokrati- 
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schen Parteien fordern eine Zusammenarbeit der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten der Mitgliedstaaten. 

c) Die Universjtäten soilten nicht nur ein bedeutendes Zentrum für den  
Schutz  und das Studium des spezifischen Kulturguts der  Region  sein, 
in der sie liegen, sondern auch einen Anreiz für die Entwickiung des 
betreffendes Ortes bilden. Die Liberalen weisen ferner auf die bedeu-
tendere  Rolle  hin, die den gemeinsamen Hochschulen und kulturellen 
Institutionen wie dem Europaischen Hochschulinstitut in Florenz und 
dem Europakofleg in Brügge zukommen sollte. 

3. Eine europüische Bildungspolitik soilte die stärkere Verbindung zwi-
schen den verschiedenen nationalen Bildungssystemen fördern. 
a) Wir befürworten eine wesentlich gröüere Mobilität zwischen den be-

stehenden nationalen und I oder regionalen Bildungssystemen,  so  daB 
Studenten und Schüler mehr Möglichkeiten haben, einen Teil ihrer 
Studienzeit in einem anderen europâischen Land zu verbringen. In 
diesem Zusammenhang  mull  weiterhin die Gleichwertigkeit von 
Zeugnissen und Diplomen angestrebt werden. Aullerdem ist es sehr 
wichtig, daB eine konsequente Politik zur Anerkennung der Befühi-
gungs- und Ausbildungsnachweise in Gang gesetzt wird. Das Recht, 
von den beruffichen Qualifikationen in allen Ländern der Gemein-
schaft Gebrauch zu machen, darf nicht durch nationale Bestimmun-
gen eingeschrankt werden. 

b) Die Liberalen wollen eine gröllere Flexibilität und Mobilitat auf dem 
Gebiet der Bildungssysteme fördern, urn eine bessere Möglichkeit für 
die Anerkennung von Ausbildungen in der gesamten Gemeinschaft 
zu erreichen. 

4. Die Liberalen und Demokraten fordern die Bildung  clues  Europäi-
schen Sport-Rates  aus zustündigen Mitgliedern der Regionen der Mit-
gliedstaaten und Vertretern der Zentralorgane der nationalen Sportorga-
uisationen.  
Bin  aktives Engagement auf sportlichem Gebiet ist für das Wohi der eu-
ropaischen Bevölkerung von groller Bedeutung. In unseren Geselischaf-
ten, in denen die Freizeit standig zunimmt, werden sich die Regierungen 
immer mehr ïhrer Aufgabe bewullt, die Tätigkeiten der Sportverbande 
auf europäischer Ebene zu fördern und zu kooridinieren; die gegenseiti-
ge Konsultation zwischen den Regierungen der EG im Bereich des  
Sports mull  im Hinblick auf eine wirksamere Zusammenarbeit auf euro-
paischer Ebene koordiniert werden. 

V. Umweltpolitik 

1. Eine Umweitpolitik der Gemeinschaft ist unerlälllich, urn in Uberein-
stimmung mit liberalen Grundsätzen eine harmonische Entwickhrng der 
Gemeinschaft zu gewährleisten und den Bürgern der Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit zu geben, die höchstrnögliche Stufe der Lebensqualitat zu 
erreichen. Dabei ist ein harmonisches Zusamrnenspiel zwischen Menseb 
und Umwelt und den Komponenten dieser Umwelt notwendig. 
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a) Hauptziel der liberalen und demokratischen Umweitpolitik ist die Er-
haltung bzw. Schaffung euler Umwelt, in der  Mann  und Frau in Wür-
de  mid  Freude leben, ihre Fähigkeiten voll entfalten, ihre Verant-
wortlichkeiten erfüllen und ihre grundlegenden Bedürfnisse befriedi-
gen können. Weiterhin ist es Ziel dieser Politik, den künftigen Gene-
rationen die bestmögliche Lebensqualitat zu sichern, wobei jedoch 
darauf zu achten ist, daB bei den derzeitgen Entscheidungen die Ent-
scheidungsfreiheit für die Znkunft, die von vitaler Bedentung ist,  so  
welig wie möglich beeintrachtigt wird. 

b) Dazu müssen besondere europüische Umweltaktionsprogramme und, 
wenn möglich, europaische Mindestnormen für die Qualitat der Urn-
welt verabschiedet werden, die für die gesamte Gemeinschaft bin-
dend sind. Diese Normen soliten auch dazu dienen, unausgewogene 
Wettbewerbsbedingnngen zwischen den Mitgliedstaaten zu beseiti-
gen, die durch die Geltung unterschiedlicher Umweltqualitatsnormen 
in der Gemeinschaft bedingt sind. 

2. Die europäische Umweitpolitik soilte besonders auf die Notwendig-
keit achten, grenzübergreifende Umweltverschmutzung zu verhindern 
und zu bekämpfen. 
a) Die Umweltverschmutzung macht nicht  an  den nationalen Grenzen 

halt, sondern wirkt sich  oft  auch nachteilig auf die Qualitat der Urn-
welt in mehreren Lündern aus. Nur ein Vorgehen auf europaischer 
Ebene kann ausreichenden  Schutz  gegen eine grenzüberschreitende 
Wasser-, Luft- und Bodenverschmutzung bieten. 

b) Den enropaischen  Seen  und Küstengewassern kommt als Nahrungs-
mittelreservoir besontlere Bedeutung zu. Es müssen kurzfristig Mall-
nahmen getroffen werden,  um  eine angemessene Umweltpolitik u. a. 
auch zum  Schutz  der Fischbestande zu gewahrleisten. Anch den Be-
mühungen urn eine zweckmallige Kontrolle der Oberflachengewasser 
im Zusammenhang mit Vollcsgesundheit und Umweithygiene  mull  
höchster Vorrang eingeräumt werden. 

c) Die Liberalen treten für die rasche Ratifizierung der internationalen 
Ubereinkommen zur Eindammung der Verschmntzung der Gewüsser, 
und insbesondere der den  Rhein,  die Ostsee und das Mittelmeer be-
treffenden Ubereinkommen, cm. Sie messen ferner einer engeren und 
ständigen Zusammenarbeit zwischen den nationalen Parlamenten und 
dem Europaischen Parlament sowie der Versammlnng des Enroparats 
im Hinblick auf die Uberwachung der Wirksamkeit dieser Uberein-
kommen groüe Bedentung bei. 

3. Umweltschutz geht vor Gewinnstreben. Wer die Umwelt ver-
schmutzt,  soil  für die Wiedergutinachtung des Schadens zahien. 
Bei den auf herkörninliche  Weise  berechneten Gewinnen sind die Kosten 
für Umweltschaden, die der Gemeinschaft und den künftigen Generatio-
nen im Zusammenhang mit zahireichen Produktions- und Gewinnnngs-
verfahren entstehen, selten miteinkalkuliert. Die Liberalen und Demo-
kraten treten daher selbst in der derzeitigen schwierigen Wirtschaftslage 
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für die schrittweise, jedoch endgültige Anwendung des ,,Verursacher-
Prinzips"  em.  In den häufigen  Fallen,  in denen sich der Verursacher nicht 
ennitteht lallt, soilte jedoch die Gemeinschaft für die Eindämmung und 
Behebung des Schadens sorgen. 

4. Die Verschiedenartigkeit des natürlichen, historischen, architektoni. 
schen und kultnrellen Erbes Europas ist einer der groBen Reichtümer der 
Gemeinschaft, 
a) Das Vorhandensein zahlreicher Stâdte und Siedlungen  hat  ein archi-

tektonisches und soziales Erbe geschaffen, das restauriert bzw. erhal-
ten und vor stâdtebaulichen Mallnahmen geschützt werden  mull,  die 
zu seinem Zerfall oder Abbnich führen würden. 

b) Ferner bezweckt die liberale und demokratische Politik, diesen  
Schutz  unseres kulturellen Erbes mit den Erfordernissen des Wirt-
schaftslebens und des Wachstums in Einklang zu bringen. 

c) Die Forderung nach einem höheren Lebensstandard rechtfertigt ange-
sichts der Eintönigkeit, die eine Vereinheitlichung mit sich bringen 
würde, keine Vereinheitlichung der Kultur oder der Lebensweise. 

d) Europas Fauna und Flora sind lebenswichtiger Bestandteil seines na-
türlichen Erbes, und viele Arten sind durch wirtschaftliche, indu-
strielle und soziale Bediirfnisse sowie durch die in grollem Ausma13 
betriebene Jagd bedroht. In Zukunft solite die Planung im sozialen 
und wirtschaftlichen Bereich die Notwendigkeit berücksichtigen, die 
gefâhrdete Flora und Fauna zu erhalten. 

5. Uberlegungen über unsere wirtschaftliche Zukunft soilten soziale und 
ökologische Gesichtspimkte berücksichtigen. Wachstum knmi nicht 
Selbstzweck sein. Die Technologie  mull  das Instrument bleiben und darf 
nicht Endzweck werden. Wirtschaftliche Entscheidungen müssen nach 
ihren Auswirkungen in der Umwelt beurteilt werden. 
a) Wenn auch alle Inititativen der Gemeinschaft zur Lösung der Proble-

me, die globale Lösungen erfordern, unterstützt werden müssen,  so  
sind die Liberalen und Demokraten doch der Uberzeugung, daB der 
Kuit der Malllosigkeit und des unverniinftigen Wachstums abgelehnt 
werden  mull.  Jede übermäliige Zentralisierung, die immer auf einen 
Verlust der Persönlichkeit hinausläuft, kann der Erhaltung der Seele 
der Völker in der Gemeinschaft nur abtraglich sein. 

b) Die liberalen und demokratischen Lösungen für die Umweltprobleme 
haben den Vorteil, daB sie auf die Verbesserung der Lebensbedingun-
gen eines jeden Burgers angelegt sind, weil die Verteidigung der 
Rechte des einzelnen immer unser Anliegen ist. Diese Lösungen sind 
grundsätzlich den Bedürfnissen der Burger besser angepallt als ande-
re. 

6. Das Fehien wirklicher Politik zur Entwickhing von Energiequellen  
hat  in der Vergangenheit dazu geführt, daB wir heute mehr und mehr Nu-
klearenergie einsetzen müssen, was eine reale Gefahr für die Menschheit 
bedeutet. Wir müssen  also  eine Antwort auf these Frage finden und nicht 
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cher- einen Ausweg in extremen Lösungen suchen, die gewöhnlich mehr von 
nicht Leidenschaft als von Vernunft bestimmt sind. 
und Wir ziehen eine bessere Nutzung der herkömmlichen Energietrager, 

strengere Sparmal3nahmen und viel gröüere Anstrengungen hei der Er- 
neuer Energiequellen vor, wobei gleichzeitig die Forschung im 

:toni- 
 

OI 
Zusammenhang mit der Kernfusion, deren Einsatz viele Nachteile der 

.r er 
jetzigen Kraftwerke beheben würde, fortzusetzen sind. Wir sind mit dem 

IiC1 
Einsatz der Kernenergie nur dann einverstanden, wenn sich dies als Un- 
vermeidlich herausstelit. Wir bekrâftigen erneut unsere Ansicht, daB die 

ie 
heutigen und zukünftigen Generationen einen angemessenen  Schutz  vor 
den Gefahren der heutigen Kraftwerke haben sollten. Es ist äuBerst 
wichtig, dali die Institutionen der Gemeinschaft für eine detaillierte Kon. tesen 
sultation tiber den Standort künftiger Kernkraftwerke sorgen mUssen, 
wenn vorgeschlagen wird, diese  an  den Grenzen der Mitgliedstaaten zu 
errichten. Die jeweiligen lokalen Behörden benachbarter  Lander  soilten inge- 
in these Konsultationen miteinbezogen werden. 

ngen 7. Landwirtschaftliche Anbaumethoden sind von grölltem Einfiull auf ,e. die natürllche Umwelt.  Wk  müssen daher die Methoden herausfinden 
:
s na- 
En 

und - nötigenfalls mit finanziellen Anreizen - fördern, mit denen ani 

smaB 
besten eln ökologisches Gleichgewicht zu wahren ist. Die Forstpolitik der 

talen 
Gemeinschaft  mull  ebenfalls diesem Ziel dienen. 

ie  
Die 

 e 
 Rolle  der Landwirtschaft wird m anderen Kapiteln behandelt.  Fur  

the  Durchführung der land- und forstwirtschaftlichen Maünahmen zur 
Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts  mull  ein Gemeinschaftshaus- 

und haltsplan vorbereitet und mit den MaBnahmen koordimert werden, die 
nicht von den Mitgliedstaaten und auf regionaler Ebene getroffen werden. 
darf 8. Jeder Bürger  mull  das Recht haben, bel der Festlegung der Lebens- 

nach qualitat mitzuwirken und soilte hierfür ständig ausreichend informiert 
werden. Jede  Generation mull  sich ihrer Verantwortung bei der Schaf- 

Dble- fnng des Lebensrahmens für die künftigen Generationen bewullt sein. 
n,  so  Die volle  Information  jedes Einzelnen setzt voraus, daB parallel zur Zu- 
3 der sammenstellung der statistischen und wirtschaftlichen Daten alle für die 
[ehnt Bewertung der Umwelt erforderlichen Daten gesammelt und zur Verfü- 
Einen gung gestellt werden. Dies wird dazu beitragen, die Zukunft zu planen 
eele und sicherzustellen, daB die Verbraucher auf allen Ebenen konsultiert 

werden. 
leme 9. Eine Umweltpolitik der Gemeinschaft  mull  die Befugnis einschlieflen, 
gun- in  Fallen  möglicher Gefahr die verschiedenen zustündigen Organe anzu- 
der weisen, politisch, verwaltungsmüllig and flnanziell einzugreifen. Wir 

sind brauchen ein gemeinsames europüisches Vorgehen,  um  Projekte der In- 
Lnde- frastruktur und regionale Planungen, die verschiedene Mitgliedstaaten 

betreffen, za genehniigen. Die Gemeinschaft soilte auch für ihr ganzes 
ellen Gebiet Mindest-Standards für die Umwelt-Qualitüt festsetzen. 
Nu- a) Die technologische Entwicklung kann zu industriellen Prozessen füh- 
heit ren, durch die die BUrger anderer Mitgliedstaaten Gefahren ausge- 

nicht setzt werden. 

345 



b) Die Verschmutzung kermt keine Grenzen. Die Gemeinschaft mul3  
Plane  für die Bekampfung der Verschmutzung ausarbeiten, die nur 
dann voll wirksam werden, wenn sie im  Geist  des Vertrags von Rom 
in nationale Rechtsvorschriften aufgenommen werden. 

c) Immer mehr können die groûen Raumplanungs- und Infrastruktur-
vorhaben in hohem Ma13e die Umwelt  mid  die Lebensbedingungen in 
den benachbarten Mitgliedstaaten beeinflussen. Es sind Genehmi-
gungsverfahren unerlüülich, die für alle Gemeinschaften, deren Zn-
kunft und Lebensbedingungen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
den betreffenden Vorhaben stehen, uneingeschrankte Interventions-
möglichkeiten vorsehen. 

d) Die Gemeinschaft soilte gemeinsame Rechtsvorschriften für den  
Schutz  der dieser grenzüberschreitenden Verschmutzung ausgesetz-
ten Bürger erlassen. 

10. Zur Entwickiung vollständigen Umweitschutzes ist weitweite Zu-
sammenarbeit notwendig. 
Die Diskussionen der letzten Jahre über die Grenzen des Wachstums ha-
ben die Beurteilung ermöglicht, daB das langfristige Uberleben der 
Menschheit von der Erhaltung des ökologischen Gleichgewichts und der 
weitweiten Zus ammenarbeit in diesem Bereich abhangt. Die Gemein-
schaft muB sich  an  die Spitze dieser Bewegung setzen und insbesondere 
nach Lösungen suchen, die eine Verbesserung der Lebensqualitat der 
Dritten Welt ermöglichen, weil die menschliche Würde ohne Gewührlei-
stung eines MindestmaBes  an  Lebensqualitat für alle nicht denkbar ist. 

11. Fine solche weltweite Zusanimenarbeit  mull  sich nach einem inter-
nationalen Umwelt-Kodex voliziehen, der einen jeden verpflichtet. Die 
Entwicklungsländer müssen dazu angeregt werden, innerhaib theses 
Kodex ihre eigene Wachstumsstrategie auszuarbeiten. 
Die Industrieländer haben den jetzigen Stand der Ziviisation dank uner-
müdlicher Anstrengungen, Opfer und Investitionen erreicht. Dies ging 
jedoch nicht ohne Fehler, die  oft  auf eine falsche Einschatzung der Aus-
wirkungen der Technologie zurückzuführen waren. Es ist sinnlos, wenn 
die Entwicklungslander denselben Weg beschreiten. Sie müssen durch 
harmonische, ihren Mitteln angemessene Forschungs- und Entwicklungs-
bemühungen unterstützt werden. Diese Entwicklung setzt jedoch voraus, 
daB sie sich selbst  an  Mindestbedingungen in bezug auf den Umwelt-
schutz halten und nicht die  oft  schwierig erzielten Vereinbarungen stO-
ren. Die Gemeinschaft müBte unter den Industrielândern die Führung 
übernehmen, urn einen internationalen Umweitkodex auszuarbeiten und 
vorzuschiagen, der die Erfordernisse der Entwicklungslander und Ent-
wicklungserfordernisse der übrigen Welt voll berücksichtigt.  

VI. Regionalpolitik 

1. Nach unserer Auffassung ist eine wirkungsvolle Regionalpolitik em 
wesentlicher Bestandteil der von uns angestrebten Europäischen Union. 
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mu13 Wit erkennen jedoch die Komplexität der Bedürfnisse und Ansprüche, 
e nur wie sie für viele einzelne Regionen Enropas kennzeichnend sind. 
Rom a) Die Europaische Gemeinschaft setzt sich nicht einfach aus neun (oder 

eines Tages nicht) Mitgliedstaaten und aus mehreren hundert Millio- 
iktur- nen Europäern zusammen. Es gibt da nümlich Gebiete mit Menschen, 
en in die ein gemeinsames Bewulitsein oder gemeinsame Probleme haben; 
hmi- man bezeichnet sie mit dem Ausdruck Regionen. Die Europäische 
i Zij- Gemeinschaft wird all ihren Bewohnern vol] ins Bewulitsein treten 
g mit und wird die Einheit und Stärke erwerben, die zur vollen politischen  
Lions- Union  führen werden, wenn ihre Institutionen die Realitüt dieser Re- 

gionen berücksichtigen und wenn die Gemeinschaftspolitiken ihnen 
den echte Vorteile verschaffen. 

setz- b) Wir sind uns sehr eindringlich der Vielfalt der europaischen Regionen 
bewuJit. Schon  hinter  dem Wort  ,,Region"  selbst verbergen sich viele 

Zn- verschiedenartige Situationen, von denen manche gemeinsam aultre- 
ten, von denen aber keine in jeder  Region  zu linden ist: das Gebiet 

is ha- mit eigener Kultur, ja dem Bewulltsein einer eigenen nationalen 
i der Identitat; die nationale Minderheit mit kulturellen Beziehungen über 
d der eine Grenze hinweg, das rückstandige Gebiet, das übermüllig auf die 
jiein- rückläufigen Beschäftigungsmöglichkeiten in der Landwirtschaft an- 
dere gewiesen ist, oder das Gebiet, das allzusehr von einem speziellen In- 

.t der dustriezweig abhangt; die Randgebiete grölierer  Lander;  die Sonder- 
hrlei- fülle der Insel- und Gebirgsgebiete sowie natürliche geographische 
t ist. Regionen, die durch eine historische Grenze getrennt sind. Wenn wir 
Inter- in diesem Programm die liberale Auffassung von Regionalpolitik dar- 

Die legen, sind wir uns allemal der Schwierigkeiten bewulit, die angesichts 
lieses der Vielfait dieser Situationen mit einer Verailgemeinerung verbun- 

den sind. 
uner- c) Doch das richtige Geftihl für diese Vielfalt und Komplexitüt ist inte- 
ging grierender Bestandteil eines korrekten Ansatzes für europaische Re- 
Aus- gionalpolitik. Wenn unser Konzept einer Europaischen  Union  Erfolg 
wenn haben  soil,  darf sie nicht nur Fürsorge bieten, sondern  mull  den Re- 
lurch  gionen in jedem genannten Sinne konkrete Vorteile bieten. 
ungs- 

2. Wir betrachten die Dezentralisserung der pohtischen Macht als  em  raus 
welt- Grundprinzip für Regierungsformen und für Regionaipolitik. 

stö- Liberale sind der Auffassung, dali Entscheidungen, soweit dies mit einer 

trung effizienten und demokratischen Regierungsform vereinbar ist, möglichst 

i und volksnah getroffen werden soilten. Dies bietet den Bürgern die beste 

Ent- Möglichkeit, am Entscheidungsprozell teilzunehmen, und gewährleistet 
weitgehend, dali die Einwohner der jeweiligen Gegend die örtliche Poli- 
tik ihren örtiichen Bedingungen anpassen können. In den Mitgliedstaa- 
ten, wo man eine demokratisch gewühite regionale Regierungsebene für 
angemessen halt,  mull  nach unserer Meinung die gemeinschaftliche Re- 

k  em  gionalpolitik darauf Rücksicht nehmen. Wird anderswo eine derartige re- 
nion. gionale Regierungsebene gewünscht, dann wird die Art der Europäi- 
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schen  Union,  wie wir sic uns vorstellen, eine soiche Entwickiung erleich-
tern. 
3. Europas kulturelle Vielfalt macht den eigentlichen Charakter Euro-
pas aus und ist  seine  Stärke. 
Die historische Ausbildung vieler verschiedener Sprachen, regionale Un-
terschiede in den Hauptsprachen, örtliche Lebens- und Kulturformen hü-
ten wir als etwas Kostbares. Es bestehen in der modernen Geseilschaft 
Tendenzen zu Gröûe und Uniformitât, die dieses Erbe bedrohen. Wir er-
kennen daran, daB die Forderung nach einem besseren Lebensstandard 
nicht im Namen der Wahrung von Vergangenem verweigert werden darf. 
Doch wir glauben, daB es ein gemeinsames Interesse daran geben  mull,  
den Reichtum unseres kulturellen Erbes zu erhalten, und wit holten ins-
besondere hinsichtlich der sprachlichen Vielfalt innerhalb der Gemein-
schaft, daB in Europa das Bewulitsein zunimmt, daB eben diese Vielfalt 
ein kostbares und wesentliches Element des Europäertums darstellt. Je-
de Gemeinschaftspolitik, sei sie rein politischer, wirtschaftlicher oder 
kuitureller Natur, soilte dieses Ziel miteinbeziehen. 
4. Die Europüische  Union  bietet vielen Regionen Europas eine neue  
Chance.  
Der historische Rahmen, in dem wir in Europa unsere Regierungen und 
unsere Gesellschaften organisieren, war der des Nationalstaats. Er  hat  zu 
seiner Zeit eine wichtige  Rolle  gespielt. Nicht immer gestattete er jedoch 
eine volle regionale Entfaltung. Wie die Geschichte zeigt, wurden man-
che Regionen mit eigener Kultur durch die Starrheit des Nationalstaats 
gezwungen, sich entweder der nationalen Kultur dieses Staates zu unter-
werfen oder in eine  Opposition  zu gehen, die dann nicht nur einen kultu-
rellen, sondern auch nationalen Charakter bekommt und schliellhich die 
Abtrennung implizieren kann. Einerseits gibt es Gebiete, in denen die 
Einwohner mit gemeinsamer Geschichte und Kultur oder wirtschaftli-
chen Beziehungen durch politische Grenzen getrennt wurden; und auch 
hier wieder ist das extreme Heilmittel für den Nationalstaat historisch ge-
sehen das einer Grenzberichtigung. Einige dieser Probleme haben heute  
an  Bedeutung verloren, da die Nationalstaaten sich in Europa zusam-
mengetan haben. Unser Konzept von einer Europaischen  Union  wird all 
diesen Gebieten eine Entfaltung ermöglichen, die mit der Zugehörigkeit 
zu einer grölleren Einheit vereinbar ist. Die  Union  wird über die erfor-
derlichen Kompetenzen zur Gewahrleistung und Förderung der Chan-
cengleichheit für alle ihre Burger, und damit insbesondere zur Unterstüt-
zung der in den ãrmeren Regionen lebenden Bürger verfügen. Durch den 
Grundsatz der Dezentralisierung kann jedoch auch die Verantwortung 
auf regionaler Ebene für die kulturellen Angelegenheiten sichergestelit 
werden, die für die Eigenart der einzuinen Regionen von  so  wesentlicher 
Bedeutung sind. 
5. InnerhaIb einer Europaischen  Union mull  es echte Chancengteichheit 
für alle Gebiete geben, Die Politik zur Erreichung theses Ziels  mull  Vor-
rang haben. 
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eich- Eine wirkliche Einigung und echte Freizügigkeit für die Einwohner ist 
nur dann möglich, wenn alle Bürger die gleiche  Chance  haben, einen Ar- 

hiro- beitsplatz zu finden und auf dem gesamten Territorium der  Union  die 
gleiche Einkommenshöhe zu erzielen. Dem steht gegenüber, daB die vor- 

Un- handenen Unterschiede zwischen den reichsten und hrmsten Regionen 
a hu- der Gemeinschaft nicht nur beträchtlich sind, sondern in den letzten Jah- 
chaft ren auch noch zugenommen haben. Diese  Situation  ist von Grund auf Un- 
ir er- gerecht. Sie ist auch die Ursache für verschiedene sekundäre Probleme 
dard wie etwa die Abwanderung aus Notstandsgegenden, die lediglich wirt- 
darf. schaftliche Not widerspiegelt und nicht den echten  Wunsch  der Men- 
nuB, schen fortzuziehen, sowie die daraus folgende Ubervölkerung der Stadte. 
ins- Darüber hinaus sind derartige  massive  Ungleichheiten ein wesentliches 

aein- Hindernis für eine Währungsunion, die doch einSchlüsselfaktor für die 
1falt politische  Union  ist. 

Je- 6. Wir erkennen die Sondersituation jener Regionen  an,  die am Rande 
oder des Territoriums der Europäischen Gemeinschaft liegen. 

In verschiedenen Mitgliedstaaten taucht bereits das  Problem  einer wach- 
riene senden Einkommens- und Chancendivergenz zwischen den zentral gele- 

genen Ballungsgebieten und den Randgebieten auf. Diese Regionen han- 
und gen im ailgemeinen iibennaJ3ig von Rohstofferzeugung oder überalterten 

at zu Industnen oder von beidem ab; auf diesen Sektoren sind die Beschäfti- 
doch gungsmöglichkeiten rücklaufig. Die Modernisierung der Wirtschaft  hat  
nan- das Wachstum des Dienstleistungssektors ermöglicht und gefördert. All- 
Laats zu  oft  konzentrieren sich die Vorteile dieser Modernisierung ungerech- 
ater- terweise auf die Ballungsgebiete, während die Randgebiete den  Preis  da- 
ultu- für mit Abwanderung, geringerem öffentlichen Leistungsangebot und 
a die niedrigeren Lohnhöhen zahien. 
i die Es besteht die begründete Furcht, daB die europäische  Integration em  
aftil- hhnliches  Problem  im gesamten geographischen Raum der Europaischen 
auch  Union  aufwerfen wird. Insbesondere die Wahrungsunion, die wir doch 

ge- aus anderen Gründen sehr herbeiwünschen, könnte these Gefahr mit sich 
eute bringen. Wir dürfen nicht zulassen, daB die Vorteile übermdllig auf die 
;am- geographischen Kerngebiete der Gemeinschaft konzentriert werden. 
d all Die Randregionen der Gemeinschaft haben ein gemeinsames Interesse 
keit  an  Politiken, die eine gerechtere Aufteilung dieser Vorteile fördern. Die 

rfor- Föderation der liberalen und demokratischen Parteien wird die Förde- 
han-  rung  derartiger Politiken und die Interessenvertretung der Randregionen 
stüt- in die Hand nehrnen. Wir sehen darin keinen Gegensatz zu den wahren 
den Interessen der Kerngebiete, sondern vielmehr eine wesentliche Vorbe- 

tung dingung zur  Integration, the  für alle Teile der Gemeinschaft Vorteile mit 
teilt sich bringen  soil.  
cher 7. Die gegenwärtige Regionalpolitik der Gemeinschaft ist nnbefriedi- 

geûd; die Gemeinschaft muB in die Lage versetzt werden, überall in 1h- 
rheit rem Gebiet regionalpolitische Malinahmen fördern zu können. Den fla- 

Vor- tionalen Regierungen soilte es nicht gestattet sein, ïhre eigene Finanzhil. 
Ie  an  Regionen einznschranken, die eine EWG-Beihiife erhalten. 
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a) Der gegenwartige europäische Regionalentwickiungsfonds ist in sei-
nen finanziellen Mitteln beschränkt. Die Gemeinschaft  mull  genü-
gend  Mittel  erwerben und über genügend Aktionsfreiheit verfügen, 
urn dem Regionalfonds eine echte Befugnis zur Unterstützung be-
nachteiligter Regionen zu verleihen. 

b) Der Beitrag der Gemeinschaft zur Regionalentwickiung  dad  sich 
nicht auf den europaischen Regionalentwickiungsfonds beschränken. 
Die Gemeinschaft  mull  auf ein ailgemeines Gleichgewicht zwischen 
den Regionen und der regionalen Investitionsverteilung achten. Die-
ses ailgemeine Gleichgewicht ist durch Koordinierung der Politiken in  
alien  Sektoren zu erreichen. Demnach dürfen keine punktuellen Zie-
le mitaufgenomrnen werden, die zu dem Hauptziel der Entwickiung 
von Randgebieten und sonstigen bedürftigen Regionen irn Wider-
spruch stehen. 

c) Jeder Gemeinschaftspolitik, die Ausgaben mit sich bringt,  mull  eine 
Vorausschatzung der regionalpolitischen Auswirkungen beigegeben 
sein, aus der hervorgeht, inwieweit dadurch die Chancengleichheit ge-
fördert wird. Auf diese  Weise  wird man beurteilen können, inwieweit 
Entscheidungen auf anderen Gebieten die regionalen Ungleichge-
wichte fördern oder beseitigen, und wo es möglich ist, wird man sie 
dementsprechend korrigieren. 
Es besteht insbesondere die Notwendigkeit, die regionalen Auswir-
kungen der Gerneinsamen Agrarpolitik und des Sozialfonds zu über-
wachen und sie mit den regionalpolitischen Zielsetzungen zu koordi-
nieren. 

d) Wir bedauern, dali nicht alle Regierungen dem Europaischen Fonds 
für regionale Entwickiung Vorhaben irn Geiste euler gemeinschaftli-
chen Regionalpolitik übermittelt haben, die eine Erganzung zu den 
bestehenden einzelstaatlichen Politiken darstellt. Der Grundsatz der 
Zusätzlichkeit  mull  streng eingehalten werden. 

8. Die Regionalbehörden soliten zum Austausch von  Information  und 
zur gegenseitigen Konsultation direkten Zugang Zn allen Institutionen 
der Gemeinschaft haben. 
a) Zwischen der Kommission sowie anderen Gemeinschaftsinstitutionen 

und den Regionalbehörden  mull  es im Bereich der  Information  und 
der Konsuitation direkte Beziehungen geben. 

b) Bei der künftigen Entwicklung der Europaischen Institutionen müs-
sen daher entsprechende Kanäle für die Vertretung der regionalen In-
teressen vorgesehen werden. 

9. Es  mull  dafür gesorgt werden, dag man durch grenzübergreifende  In-
tegration  von Institutionen und Verwaltungen Zn einer wirksamen Koor-
dinierung der regionalen Wirtschafts-, Verkehrs- und Energiepolitik  so-
wie der Regionalpolitik und Landschaftsschutzmallnahinen koimnt. Der 
Zusammenarbeit grenznaher Gebiete soilte die Gemeinschaft besondere 
Aufmerksamkeit schenken. 
a) Grenzüberschreitende Vereinigungen müssen gefördert werden und 
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sei- die Möglichkeiten zu offiziellem Zugang zu den Gemeinschaftsinstitu- 

enü- tionen erhalten; 

igen b) die Beschltisse, Entscheidungen, Verordnungeri und Richtlinien der 

be- Gemeinschaft müssen Probleme  an  den Binnengrenzen berücksichti- 
gen; 

sich c) Verfahren zur Abhaltung von Hearings beiderseits der Binnengrenze 

ken, mUssen dort eingeführt werden, wo örtliche Planungsvorhaben Aus- 

chen wirkungen beiderseits der Grenzen haben. Projekte, die sich umwelt- 

Die- belastend auswirken, dürfen nur im gemeinsamen Einverständnis der 

en in betreffenden Behörden gestattet werden. 

Zie- 10. Die Gemeinschaft sollte sich besonders der wichtigen Fragen der Re- 

lung  m gionalplanung immer mehr annehen. Notwendig ist eine gute Ausge- 

ider- wogenheit bel den regionalen Strukturplänen zwischen den verschiede- 
nen Bereichen Beschüftigung, Verkehrsverbindung, Nutzung von verfüg- 

eine harem Grund und Boden sowie Zusammenarbeit zwischen den Regio- 

-ben nen,  so  vor allem, was ökologische Auswirkungen über die Grenzen hin- 

t ge- weg angeht. 

weit Boden ist in ganz Westeuropa knapp, und die Planungsmaünahmen im 

hge- Hinblick auf  seine  Nutzung sind haufig mit komplexen Auswirkungen 

n sie über die Grenzen hinweg verbunden. Bei der Ausarbeitung regionaler 
Strukturvorhaben sollte das Augenmerk auf die Auswirkungen der Ent- 

;wir- scheidungen über die Standortbestimmung und Beschâftigungsstruktur, 

dier- die Verkehrsverbindungen und den Bebauungsplan auf die umliegenden 

rdi- Regionen (die haufig jenseits der Grenze gelegen sind), gerichtet wer- 
den. Die Gemeinschaftsorgane soliten mit den für diese Entscheidungen 

Dnds Verantwortlichen in Fühlungnahme bleiben und für eine angemessene 

aftli- Zusammenarbeit sorgen. 

den 11. Liberale und Demokraten fordern die Abschaffung adininistrativer 

der Beschrünkungen  an  den inneren Grenzen der Gemeinschaft. Innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft soilten sich die Menschen ohne Aufent- 

und halt  mid  Behinderung durch das gesamte Gebiet frei bewegen können. 

men Grenzformalitäten sollten abgeschafft werden, urn die Gemeinschaft für 
die Millionen Reisenden, die jeden Tag die inneren Grenzen überschrei- 

men ten, zur sichtbaren Wirklichkeit zu machen. 

und a) Uber all ihren bürokratischen Regein und Verfahren  hat  die Gemein- 
schaft dem normalen BUrger nicht genügend Aufmerksamkeit ge- 

nüs- schenkt. Trotz unserer Zollunion sind die Grenzposten keineswegs 
verschwunden; es werden sogar neue und moderne errichtet. Viel- 
mehr wird die Reise von einem Mitgliedsland in ein anderes noch im- 

In- mer als Auslandsreise betrachtet. Die Europaische Gemeinschaft 

oor- bleibt ein bürokratisch-abstraktes Gebilde. 
b) Die Menschen dürfen nicht mehr langer das Gefühl haben, ins Aus- 

Der land zu kommen, wenn sie eine Grenze zwischen Mitgliedslandern 

lere überschreiten. Das ist leicht durch die Abschaffung der Formalitäten  
an  den Grenzen zu erreichen, die sich in der Praxis sowieso nicht 

und mehr durchführen lassen. Für den normalen Reisenden sollte das bis- 
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her übliche Schild ,,Grenze-Zo11" durch einen einfachen Hinweis dar- Systei 
auf ersetzt werden, welches Land er betritt. schek 

c) Dadurch würden sich die Burger der Europaischen Gemeinschaft der 
a\ Di neuen europäischen  Dimension  ihrer Umwelt erst richtig bewul3t. Die 

od Bürger anderer  Lander  könnten sich, wenn sie sich einmal auf dem 
Territorium der Gemeinschaft befinden, genauso frei bewegen, solan- zei 

ge sie innerhaib der Grenzen der Gemeinschaft bleiben. qu 

12. Regionale Zasammenhänge and Verbindungen über die Grenzen  
un 

der Europüischen  Union  hinaus soilten durch die Gemeinschaftspolitik Le 

nicht etwa anterbrochen werden. Im Gegenteil soilte die Gemeinschaft se 
de soiche Zusammengehörigkeiten fördern. 
du Auch wenn die Au13engrenzen der Europaischen  Union,  insbesondere 
Al nach der Erweiterung, zum gröüten Teil natürliche Grenzen sein werden, 

nämlich der Küste entlang verlaufen, wird es immer einige Gegenden ge- 
Re ben, in denen die lokalgeschichtlichen, kulturellen und wirtschaftlichen 
hai Interessen der Bevölkerung innerhaib der  Union  mit denen einer angren- 

zenden, aullerhaib der  Union  gelegenen  Region  eng verbunden sind. Die  
un 

besonderen Bediirfnisse soicher Gebiete mussen anerkannt und es mul3 b) ZE 
dafür gesorgt werden, dal3 Mal3nahmen zur Förderung der Chancen- ne] 
gleichheit in der gesamten  Union  ihre besonderen Interessen nicht beein- bk 
trachtigen, selbst wenn diese sich von denen der übrigen  Union  unter- Di 
scheiden. de 

C. Für eine liberale Wirtschaft 

VTI. Wirtschaftspolitische Grundsätze 

1. Hauptziele unserer modernen Wirtschafts- and Geidpolitik sind die 
Sicherung eines bestündigen ausgewogenen Wachstums sowie die Wie-
derhersteilang and Aufrechterhaltung der Voilbeschüftigung. Ebenso  
soil  der Lebensqualität and den Verbraucherinteressen und nicht nar 
Zahlen. and Mengenangaben gebührende Beachtung geschenkt werden. 
Bei knappen and infolgedessen teuren Rohstoffen, Energiequellen and 
Lebensmittehi sowie angesichts wachsender Auseinandersetzungen zwi-
schen Minderheiten, sozialen Gruppierungen und Regionen wird es zu-
nehmend schwerer, these Ziele za erreichen. Diese Faktoren führen auch 
za einer wachsenden Neigung zo Ungerechtigkeit, Schmarotzertuin  so-
wie zur Entwickiung gröflerer Privilegien and Armut,  so  daB die freie 
and moderne Marktwirtschaft nicht mehr reibungsios funktioniert, wo-
durch die Aafrechterhaltung einer offenen and pluralistischen  Gesell-
schaft geführdet ist. Zur Abwendung soicher Gefahren halten es Liberale 
and Demokraten für richtig, sowohl auf die Dynaniik privaten Unterneh-
mertums als auch auf die demokratische Gesamtführung der Wirtschaft 
durch  flexible  Planang unter Mitwirkung beider Sozialpartuer and Em-
beziehung von Lohn- and Preis-Leitlinien za vertraaen. Uberdies sind 
Liberale and Demokraten der Auffassung, daB eine ailein aal Fragen des 
Staates begrenzte Demokratie unzureichend ist. Sie fordern daher  em  
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System  gröBtmöglicher gleicher Beteiligung aller Bürger  an  den Ent-
scheidungen über die Aufgabenverteilung im wirtschaftlichen Bereich. 

a) Die Liberalen betrachten Wirtschaftswachstum nicht als Selbstzweck 
oder als  Mittel  zur Bereicherung einiger weniger. Sie sind davon über-
zeugt, daB Wachstum - und nicht nur quantitatives, sondern auch 
qualitatives - unter den gegenwärtigen Bedingungen notwendig ist, 
urn den verbreiteten und gerechtfertigten Forderungen nach besserern 
Lebensstandard, sozialer Sicherheit, Verbraucherschutz und verbes-
serten öffentlichen Dienstleistungen nachzukommen, den Rhythmus 
der technologischen Entwicklung und damit der Notwendigkeit pro-
duktiver Investitionen zu berücksichtigen, ferner die Anderungen der 
Altersstruktur der Bevölkerung zu berücksichten, die offenkundig da-
zu führen, daB immer mehr Bürger von den anderen produzierten 
Ressourcen abhangig werden, sich den Entwickiungen im Zusammen-
hang mit der Notwendigkeit einer Vermögensverteilung zu stellen 
und Umweltschutzrnallnahmen zu treffen. 

b) Zur Sicherung des Wachstums sind die Dynamik des privaten Unter-
nehmertums und die gesamtwirtschaftliche Ausrichtung durch  flexi-
ble  Planung einschliellhich Leitlinien für Preise und Löhne notwendig. 
Die Liberalen glauben  an  die Grundsatze des Privateigentums und 
des freien, auf Gewinn ausgerichteten Unternehmerturns im Rahmen 
einer modernen und sozialorientierten Marktwirtschaft als Hauptin-
strumente zur Maximierung der Produktion im gerneinsamen Interes-
se aller Bürger und insbesondere derjenigen, die auf die Ressourcen  
starker  angewiesen sind, zu deren Erhaltung und Ausrichtung auf ei-
ne bessere Verrnögensverteilung die Gemeinschaft imstande sein  
mull.  Ebenso nötig ist die Entwicklung und Sicherung des echten 
freien Wettbewerbs in einer freien Marktwirtschaft gegen  Monopole  
und Kartelle und gegen den übermachtigen Einflull der öffentlichen 
Unternehmen, damit die Privatunternehmen allen nötigen Spielraurn 
haben, urn zu wirksamen Instrumenten von Demokratie und Fort-
schritt werden zu können. Ein Eingreifen der öffentlichen Hand in die 
Wirtschaft einschliel3lich der Anwendung von Steuerinstrumenten ist 
deshalb notwendig, urn das korrekte Ineinandergreifen der privat-
wirtschaftlichen Faktoren unter den Gesichtspunkten Recht und Ge-
rechtigkeit und unter Berücksichtigung der sozialen und wirtschaftli-
chen Bedingungen sicherzustellen. Die Knappheit und die hohen 
Preise der Energie und vieler Rohstoffe und Nahrungsmittel, die zu 
einer Verschiechterung der Umtausclirelation für die freien Industrie-
nationen führen, erfordern konzentrierte Bemühungen urn ihre sach-
gerechte Verwendung und urn technologische Forschung und Ent-
wicklung. Nicht weniger wichtig ist es zu vermeiden, daB soziale 
Spannungen, die durch diese Umstände noch verstârkt werden, die 
Beziehungen zwischen Kosten und Gewinnen auf dern freien Markt 
stören. Die gesarntwirtschaftliche Ausrichtung durch  flexible  Planung 
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mul3 deshalb das Ineinandergreifen kurz-, mittel- und langfristiger 
wirtschaftlicher und sozialer Erfordernisse berücksichtigen. 

c) In einer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, in der rücksichtslose  
Deflation  und Massenarbeitslosigkeit als Instrumente zur Korrektur 
des Ungleichgewichts nicht akzeptiert werden können, sind offenkun-
dig Leitlinien für Preise und Löhne im Rahmen dessen, was ailgemein 
als ,,Sozialabkommen" betrachtet wird, notwendig. Die Widerstände, 
auf die dies stöllt, sind Beweis einer klassenkampferischen Einstellung 
bzw. einer Neigung zu einer überholten Haltung des laissez faire; bei-
des ist für uns nicht akzeptabel. Gleichzeitig akzeptieren die Liberalen 
aber auch nicht die verwandte und doch gegensatzliche Auffassung, 
daB den Menschen und der Wirtschaft insgesamt durch politische In-
strumente ein detaillierter und rigoroser Plan aufgezwungen werden 
solite, d.h. in der Praxis durch autoritäre Praktiken, gleichgültig ob sie 
von links oder von rechts kommen. 

d) In diesem  Geist  messen die Liberalen und Demokraten regelmaBigen 
Konsultationen zwischen den europaischen Behörden, nationalen Re-
gierungen, Gewerkschaften und Arbeitgeberorganisationen groüe 
Bedeutung bei. Derartige Konsultationen sollten direkt und im  Rah-
men der derzeit existierenden oder künftig einzurichtenden Wirt-
schafts- und Sozialräte stattfinden, wobei die letzte Verantwortung 
ganz eindeutig beim Parlament als dem Sitz des politischen Aus-
gleichs nationaler Interessen einschlieBlich der Interessen der Ver-
braucher, der benachteiligten Gruppen und Regionen liegen sollte. 

e) Die Liberalen und Demokraten stehen auf Seiten derer, die jhr Au-
genmerk auf das Allgemeininteresse richten - im Gegensatz zu den-
jenigen, die sich zum Opfer von Klasseninteressen machen lassen, sei 
es  nun  auf der nationalistischen oder konservativen Rechten oder auf 
der marxistischen Luiken. 

2. Wir streben die Neuverteilung des Wohlstandes in Europa  an.  
Die Forderungen nach Vermögensumverteilung leiten sich aus einer 
wachsenden Ungeduld mit den extremen Differenzen nicht nur im Wohi-
stand des einzelnen, sondern auch in der Einkommensstruktur sowie in 
der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur zwischen verschiedenen 
Teilen Europas und innerhaib der Gemeinschaft als Ganzes ab. Die Be-
friedigung dieser Bedürfnisse darf das Funktionjeren einer pluralisti-
schen Wirtschaftsgesellschaft nicht geführden. Andererseits stellt die Be-
friedigung solcher Bedürfnisse innerhaib dieser Grenzen für uns ein ech-
tes moralisches und politisches Ziel dar, wobei sie gleichzeitig eine Vor-
bedingung für ein ausgewogenes Wachstum ist. 
3. Wir streben ferner die Neuerteilung der Reichtümer in der Welt  an.  
Die Neuverteilung der Reichtümer ist ebenfalls ein weltweit angestrebtes 
Ziel geworden und erfordert eine ausgewogene und kohärente Entwick-
lungspolitik. Sie muJ3  an  den Bedürfnissen der weniger entwickelten  Lan-
der  sowie den realen Möglichkeiten der industrialisierten und der ölpro-
duzierenden  Lander  Rechnung tragen. Die sehr kräftigen und raschen 
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iger Preiserhöhungen bei Öl sowie die bereits erfoigten oder wahrscheinli- 
chen Preisanhebungen für andere Rohstoffe und Lebensmittel haben die  

Jose terms  of  trade  zwischen den beiden Landergruppen tiefgreifend verän- 
ktur dert. Eine noch gröBere Wandlung  hat  in den wirtschaftlichen Beziehun- 
Un- gen zwischen den ölerzeugenden Ländern und den ärmeren Entwick- 

nein lungsgebieten stattgefunden. Wachstum ist überall notwendig, om die 
ode, Anpassung  an  soiche Veranderungen sicherzustellen, ohne daB dadurch 
hing übermaBige Opfer erbracht werden müssen oder Störungen eintreten, 
bei- die den äuBeren und sozialen Frieden stOren könnten. 
alen 
eng 4. Die strukturellen Veranderungen in der Industrie, die das unaus- 

in weichliche Ergebnis des technologischen Fortschritts sind, werfen Pro- 

,den bleme auf, die ein gemeinsames Vorgehen auf der Ebene der Gemein- 

b sie schaft erfordern. Die politischen Wege, die zur Bewaltigung dieser Pro- 
bleme beschritten werden müsseu, können wohlüberlegtes öffentliches 

igen Eingreifen notwendig machen, doch  mull  dies darauf abzielen, im Markt- 

Re- wettbewerb Jebensfühige Unteruehmen za schaffen. Liberale können 

roBe nicht damit einverstanden sein, dag öffentliche  Mittel  in neue oder alte 

ah- Industrien gepumpt werden, ohne daB Hoffntmg auf deren wirtschaftli- 

Virt- che Lebensfahigkeit besteht 

tung Die beschleunigte technische  Innovation  wirkt sich haufig auf die Struk- 
tur der Industrieproduktion in den EG-Ländern aus. Dies macht eine be- 

Ver- sondere und raschere Abschreibung alter Anlagen sowie verstärkte und 

ite beschleunigte Investitionen notwendig. Daneben zicht der technische 

Au- Fortschritt, der sich in den Olförderlandern in einer plötzlichen An- 

den- sammiung von Kapital auswirkt, die Entstehung neuer Industrien in be- 

sei stimmten Sektoren nach sich. Diese Veranderungen sind häufig mit 

rauf ernsthaften Schwierigkeiten hei der Umstellung der herkömmlichen Ver- 
fahren und Industrien in den alten Industrienationen verbunden, was so- 
wohl im sozialen als auch im wirtschaftlichen und finanziellen Bereich zij 

iner erheblichen Spannungen führt. Die Interventionen seitens der öffentli- 

'ohl- chen Hand nehmen angesichts der drohenden Krisen, die von den Indivi- 

ie in duen nicht allein bewaltigt werden können, auf nationaler wie auf Ge- 

men meinschaftsebene standig zn. Die Liberalen und Demokraten halten  em  

Be- Eingreifen des Staates auch im sozialen Bereich für notwendig. Sic sind 

listi- jedoch dagegen, daB Offentliche  Gelder  in alte oder neue Industrien ge- 

Be- pumpt werden, hei denen nicht einmal auf weltwirtschaftlicher Ebene 

ech- Aussicht auf cme wirtschaftliche Gesundung besteht. Sic fordern daher 

Vor- cme zunehmende Abstimmung und Kontrolle dieser InterventionsmaB- 
nahmen auf Gemeinschaftsebene. 

t  an.  5. Für uns ist der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit für die Erhaltung der 
btes demokratischen Freiheiten von gröllter Bedeutung. Vollbeschüftigung in 
vmck- der EG bleibt unser Endziel; wir haben jedoch erkannt, dag technologi- 
Lan- sche Entwickiungen and wachsender Wettbewerb von Drittländern 
pro- ernstzunehmende Schwierigkeiten bereiten. Die Schaffung neuer und  
then  der Ausbau bestehender Industrien and Uuternehnien  mull  in der Ge- 
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meinschaft vorangetrieben werden, urn die strukturelle Arbeitslosigkeit 
abzubauen  mid  besonders für junge Menschen Arbeit zu schaffen. 
Eine hohe und anhaltende Arbeitslosenziffer würde den Fortbestand ei-
ner freien, gerechten und demokratischen Geseilschaft erheblich er-
schweren. Sie würde zu sozialen Unruhen führen, die eine von freien In-
stitutionen gepragte Gemeinschaft gefahrden und in einer  Situation  der 
wachsenden Aussichtsiosigkeit und der standigen Unsicherheit beim Em-
zelnen und bei den Familien ein Gefühl der  Isolation  entstehen lassen 
könnte. Diese Gefahren lassen sich uur durch eine vernünftige Auswei-
tung der Produktionskapazitäten im Hinblick auf eine internationale 
Wettbewerbsfahigkeit beseitigen, die eine der Grundlagen der EG ist. 
Eine Autarkie würde die Probleme uur verschlimmern und auf lange 
Sicht unlösbar machen. Die  Expansion  würde eine sehr sorgfaltige Auf-
teilung der  Mittel  zwischen öffentlichen Ausgaben, Investitionen und 
Verbrauch voraussetzen, da sie umfangreiche  Mittel  erfordert und die 
Gefahr einer  Inflation  und Rezession vermieden werden  mull.  Die Libe-
ralen weisen erneut auf die Notwendigkeit einer flexiblen Planung hin, 
die im Wege einer Koordinierung der nationalen Mallnahmen seitens der 
Gemeinschaftsorgane in immer stärkerem Malle auf Gemeinschaftsebe-
ne erfolgeri  mull.  
6. Ziele der Wirtschafts-  mid  Sozialpolitik in Europa sind nicht mehr auf 
nationaler Ebene zu verwirklichen. Politische und wirtschaftliche Eini-
gung müssen einander ergünzen. 
Für die einzelnen europäischen Nationalstaaten bedeuten die Anpassung  
an  die wachsenden Bedürfnisse und die veranderten Bedingungen ihrer 
Völker und der Welt ein zu grolles  Problem,  als daB es für den jeweiligen 
Staat möglich ware, es allein zu bewâltigen. Dies gilt allerdings auch für 
die anderen grundsatzlichen Aspekte ihres Lebens, angefangen bei den 
internationalen Beziehungen, der Sicherheit und der Notwendigkeit, in 
möglichst hohem MaBe zum Gleichgewicht und zur friedlichen Entwick-
lung der Welt beizutragen. Es besteht daher eine grundsatzliche Ver-
flechtung zwischen einer politischen und einer wirtschaftlichen  Union.  
Die Liberalen sind der Auffassung, daB das eine ohne das andere nicht 
möglich ist.  

VIII. Wirtschafts- und Wahrungsunion 

1. Wir brauchen eine Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Nur mit 
einer solchen WWU können die Mitgliedstaaten der Europüischen Ge-
meinschaft gemeinsam die wirtschaftliche und soziate Krise meistern, in 
der sich alle befmden. Das erfordert entschiedene Anstrengungen, urn zu 
einer parallel verlaufenden wirtschaftlichen Entwicklung in allen Lan-
dern der Gemeinschaft zu kommen und somit wirtschaftliche  Integration  
im weitesten Sinne des Wortes zu erreichen. 
a) Ein angemessenes kontinuierliches und ausgewogenes Wachstum ist 

uur in einem wesentlich gröfieren Rahmen als in den einzelnen euro-
päischen Ländem möglich, d.h. im Rahmen der Europäischen Ge- 
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meinschaft in ihrer derzeitigen Beschaffenheit, wobei ein eventueller 
Beitritt anderer demokratischer  Lander  wilikommen ist. Ein Freihan-
delsgebiet für Güter, Dienstleistungen und Kaptial, das nunmehr über 
250 Mio Menschen umfaBt, ermöglicht ein groBziigigeres Wirtschaf-
ten, eine Rationalisierung der Produktionsfaktoren und eine wirt-
schaftliche Verteilung von Ressourcen, etwas, was kleineren Gemein-
wesen nicht möglich ist. Wir können diese Vorteile jedoch nur voll 
nutzen, wenn wir in der ganzen Gemeinschaft eine gemeinsame euro-
paische Währung schaffen. Dies erfordert wiederum eine enge  Inte-
gration  zwischen der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik der Mit-
gliedstaaten. Ohne eine derartige  Integration  würden die Belastun-
gen, wie sie durch höchst verschiedene Wachstums- und Inflationsra-
ten, durch  Stagnation,  Rezession oder  Deflation,  durch Beschäfti-
gungs- und Arbeitslosigkeit, und somit auch durch die von den einzel-
nen Mitgliedstaaten geführten Po!itiken zur steuerlichen und wâh-
rungstechnischen Entlastung entstehen könnten, die Schaffung oder 
die Beibehaltung einer gemeinsamen Währung unrealistisch machen. 
Bis zu einem gewissen  Grad  waren sogar die groflen Errungenschaften 
auf Grund eines freien Marktes innerhalb der Gemeinschaft gefahr-
det. Die WIATU ist somit unerlalilich,  um  die Ziele zu erreichen, die 
wir angedeutet haben. 

b) Ohne die WW1J könnten speziell die Europaer nicht mit der Schaf-
fling  derjenigen Ressourcen rechnen, die für eine bessere Verteilung 
der Reichtümer nicht nur auf nationaler und europäischer Ebene, 
sondern weltweit erforder!ich sind. Die Spannurigen, die sich mittel-
und langfristig durch ein Scheitern dieser Ziele ergeben würden,  hat-
ten verheerende Folgen. Dies ist eine zentra!e Tatsache in der heuti-
gen internationalen po!itischen Landschaft, auf die die Liberalen 
nachdrück!ich hinweisen. 

2. Fortschritte bei der Schaffung der WWU erfordern die Stürkung der  
Rolle  der Gemeinschaft bei der Erhebung von Steuern. 
Nach dem Vertrag von Rom wird ein wachsender Anteil der Finanzen 
des Gemeinschaftshaushaltsplans aus Mehrwertsteuereinnahmen stam-
men, zusätzlich zij landwirtschaftlichen Abgaben und Importsteuern auf 
Waren aus Drittländern. Eine einheitliche Bemessungsgrundlage für die 
MwSt und eine Harmonisierung des Geltungsbereichs und der Sätze mit 
dem Ziel, diese Sätze bei Grundnahrungsmitte!n möglichst niedrig zu 
halten, sind Schritte in die richtige Richtung. Dies wird dazu beitragen, 
die noch bestehenden Handelshemmnisse abzubauen und Zollschranken 
innerhaib des Territoriums der Gemeinschaft überflüssig zu machen. 
Gleichzeitig sollte die Höhe der Sätze allmâhlich vereinheitlicht werden. 
3. Fortschritt auf dem Weg zur WWU setzt die Stärkung der  Position  der 
Gemeinschaft bei der Verteilung der Steuereinnahmen voraus. Jedoch 
bestehen wir bel den Ausgaben der Gemeinschaft auf der notwendigen 
Sparsamkeit. 
Auf der Ausgabenseite sollte das vorrangige Ziel eine allmäh!iche Nivel- 
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lierung der wirtschaftlichen Ungleichgewichte zwischen den Nationen 
und Regionen sein. Einige Instrumente zur Einnahmenverteilung existie-
ren bereits, sie müBten jedoch wesentlich ausgebaut werden, wobei den 
Bedürfnissen und Erfordernissen der regionalen und lokalen Behörden 
Rechnung zu tragen ware. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf 
den Regionalfonds, den Sozialfonds, die Europäische Investitionsbank 
und den EAGFL. Diese Institutionen müssen auf ihre  Weise  zu einer 
Neuverteilung des Reichtums in der Gemeinschaft und den sie bildenden 
Regionen in einer koharenten  Weise  beitragen. 
4. Fortschritt auf dem Weg zur WWU bedeutet, daB die Gemeinschaft 
mehr Verantwortung gegenüber der Dritten Welt überninunt. 
Es wird unserer Ansicht nach auch notwendig sein, die Starkung des Eu-
ropäischen Entwickiungsfonds oder die Schaffung einer Stelle zu priifen, 
die sich wie die obengenannten Gremien mit einer gemeinsarnen Politik 
der Gemeinschaftsländer im Zusammenhang mit den Problemen der 
Entwicklungslander befassen kann. Eine soiche Politik setzt sowohi nach 
auBenhin gerichtete Anstrengungen wie auch cme kohärente Politik in-
nerhalb unserer  Lander  voraus. Wir mochten in diesem Sinne die Bedeu-
tung unterstreichen, die wir dem Ausbau der Zusammenarbeit mit einer 
groBen Zahi dieser  Lander  im Rahmen des Lomé-Abkommens und dem 
sogenannten ,,Globalkonzept" gegenüber den Nichtmitgliedstaaten des 
Mittelmeerraums beimessen. 
5. Fortschritt auf dem Weg zur WWU erfordert neue Initiativen and 
neue Wege zur Entwickiung von Gemeinschaftspolitik and -ausgaben in 
anderen Gebieten, wo klare Notwendigkeiten für den Haushalt and das 
Parlament der Gemeinschaft bestehen. 
Neben dem oben Genannten soliten unseres Erachtens neue Instrumente  
far  die Gemeinschaftspolitik und den Ausgabenbereich in denjenigen 
Gebieten ins Auge gefaBt werden, in denen cme gemeinsarne Aktion 
deutlich erforderlich ist, z.B. beim Umweltschutz - vor allem was die 
Verschmutzung angeht - und dem Ausbau gemeinsarner Forschungspro-
jekte. Zusätzlich sollten Industriepolitik, Verkehrspolitik und Landwirt-
schaftspolitik mit der Regionalpolitik abgestimmt werden. Grundsätzlich 
ist cme wesentlich detailliertere Struktur der kontinuierlichen mitteifri-
stigen Planung erforderlich, urn die Ausgabenprogramme der Gemein-
schaft zu integrieren und sie auf das Endziel, nhrnlich den Abbau der na-
tionalen und regionalen Ungleichgewichte auszurichten. Andererseits 
setzt die Erweiterung bestehender und die Entwicklung neuer Ausgaben-
programme cme Umwandlung des Gemeinschaftshaushaltsplans voraus, 
die zur gleichzeitigen Starkung des Einfiusses und der Befugnisse des Eu-
rophischen Parlaments beitragen würde und mit ihr Hand in Hand gehen 
muB. SchlieBlich muB die Kommission in vom Rat und vom Europäi-
schen Parlarnent festzusetzenden Grenzen Anleihen auf dem Kapital-
markt aufnehmen können. 
6. Fortschritt aal dem Weg zur WWU erfordert Neuregelungen in der 
Währungspolitik: 
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Mien - die Beibehaltung flexibler Wechselkurse bis zur Einführung einer en- 
stie- ropäischen Standardwahrung, 
den - vennehrte Befugnisse des Europüischen Währungsfonds und die all- 

rden mähliche Zusammenlegung der Währungsreserven, 
auf - die Answeitung gegenseitiger Kredite unter der Voraussetzung star- 

)ank kerer Zusammenarbeit, 
iner - die Einführung einer europüischen Währung parallel zu den nationa- 
iden len Wührungen. 

Wie bereits angeführt, wird eine gemeinsame europäische Wahrung erst 
haft dann rnöglich sein, wenn die Wirtschaftsintegration im weitesten Sinne 

(einschi. einer effektiven  Regional-  und Sozialpolitik) im Rahmen einer 
En- vollständigen politischen  Union  verwirklicht ist. Woilte man versuchen, 

ifen, den Schwierigkeiten aus dem Wege zu gehen, indem man diese Wâhrung 
)litik in der Hoffnung schafft, sie könne die fehlende  Integration  ersetzen,  so  
der würde dies bestimmt zu einer Katastrophe führen. Das Fehlen einer 

aach Weltwahrungsordnung erhöht die Gefahr noch. Bis dahin muB viel getan  
Lc  in- werden und wir schiagen vier Ziele vor: 
den- 1) Bandbreiten 
iner Es sollte in der Gemeinschaft eine Vereinbarung getroffen werden, 
dem wonach für jede nationale Wâhrung eine ,,Bandbreite" geschaffen 
des wird. Es würde den Ländern freistehen, die Interventionspunkte zu 

ändern,  falls  wirtschaftliche und soziale Kräfte dies unvermeidlich 
und machen. Doch sollte jede Anstrengung gemacht werden, urn derarti- 
n in ge Anderungen möglichst zu vermeiden; keinesfalls dürften sie ohne 

I das vorherige Konsultation der Gemeinschaft stattfinden. Die gröBere 
Flexibilität dieser Bandbreiten verglichen mit festen, wenn auch zu 

ente verânderbaren Kursen würde das Funktionieren dieser Vereinbarung 
igen erleichtern. 
:tion 2) Zusanuneniegung der Reserven 

die Es sollte eine Vereinbarung iiber die Zusammenlegung eines Teils der 
pro- Wahrungsreserven der einzelnen Gemeinschaftsstaaten getroffen 
wirt- werden. Mit der Verwaltung dieses ,,Pools" sollte der geplante Euro- 
rlich päische Wahrungsfonds beauftragt werden, der  seine  Tatigkeit in en- 
lfri- ger Zusammenarbeit mit der Gemeinschaft und den Zentralbanken 

iein- der Mitgliedstaaten ausüben wird. Er würde  also  den Kern eines 
na- Wahrungsausgleichsfonds bilden, der sich allmählich zu einer eigen- 

seits standigen und unabhangigen zentralen Wahrungsbehörde entwickeln 
ben- würde, die für die Uberwachung der Geldmenge innerhalb der Ge- 
aus, meinschaft verantwortlich ist. 
En- 3) Gegenseitige Kredite 
hen Das zur Zeit zwischen den Ländern der Gemeinschaft angewandte Sy- 
pBi- stem gegenseitiger kurz-, mittel- und langfristiger Kredite sollte unter 

,ital- der Voraussetzung einer engen Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, 
finanziellen und währungspolitischen Bereich ausgeweitet werden. 

der Die Koordinierung der Haushalte, der Wirtschaftspolitiken, der Wah- 
rungs-, Beschaftigungs- und Antiinflationspolitiken kann nicht unab- 
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hangig voneinander erfolgen, ebenso wenig wie sie sich von den Mall-
nahmen zur Errichtung gemeinschaftlicher Wahrungsorgane trennen 
lällt. Dazu gehören Leitlinien in Fragen der Sozialpolitik und ihre Be-
ziehungen zu der Produktivität, den Arbeitsbedingungen und der Be-
teiligung der Arbeitnehmer  an  der Unternehmensführung. 

4) Die Schaffung einer ,,Parallelwährung" 
Wir befürworten den Vorschiag zur Schaffung einer ,,Parallelwah-
rung" in der Gemeinschaft, die  Florin  genannt werden könnte.  Em 
Florin  solite einer Rechnungseinheit entsprechen, wie sie z.B. im Ab-
kommen von Lomé festgelegt wurde, d.h. er soilte auf einem verein-
barten  Korb  von Gemeinschaftswahrungen basieren. Dadurch ware 
der  Florin  im Vergleich zu den einzelnen Währungen weniger anfallig 
für starke und plötzliche Wertanderungen. Die aligemeine Verwen-
dung  des  Florin  ware nicht obligatorisch. Zunächst würde er für die 
Abrechnung zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten, für 
den Gemeinschaftshaushalt, für Zahiungen  an  die Dritte Welt und in 
besonderen Situationen verwender werden. Später könnte er in gro-
Ben Banknoten ausgegeben werden, die von den Zentralbanken, gro-
Ben Handelsbanken, Finanzorganisationen und innereuropäischen 
Unternehmen verwendet werden. Die Ausgabe würde unter der Auf-
sicht des Europaischen Wahrungsfonds erfolgen, und zwar entweder 
als Gegenwert zu den im EWF zusammengefallten Reserven (in die-
sem  Fall  würde der  Florin  eine Art europaischer ,,Ziehungsrechte" 
darstellen) oder gegen nationale Währungen wie den US-Dollar oder 
den Yen. Wenn der Markt, wie zu erwarten ist, positiv auf diese  In-
itiative  reagiert,  so  könnte die Verwendung des  Florin  allmählich auf 
kleinere Transaktionen, die Zahlung von Steuern, die Ausgabe von 
Obligationen, die Begleichung von Warenschulden usw. innerhalb 
Europas oder zwischen Europa und anderen Teilen der Welt ausge-
dehnt werden. Das Gleichgewicht zwischen dem Bestand  an Florin  
und  an  nationalen Währungen würde durch die Zinsunterschiede, die 
sick zwangslaufig zwischen Guthaben oder Darlehen in  Florin  bzw. in 
stärkeren oder schwächeren Währungen ergeben würden, sicherge-
steilt werden. Ohne die nationalen Währungen abzulösen, würde die 
,,Parallelwahrung" die europaischen und internationalen Märkte all-
mahlich  an  die praktische Verwendung einer gemeinsamen europäi-
schen Währung gewöhnen. In eigenem Interesse und aus Prestige-
gründen würde jede nationale Regierung innerhalb der Gemeinschaft 
bestrebt sein, Stabilität zwischen ihrer eigenen Währung und dem  
Florin  zu erreichen. Dies würde  also  einen wichtigen Fortschritt be-
demen auf dem Wege zu einer stllrkeren Harmonisierung und schliell-
lich zur  Integration  der Wirtschafts-, Finanz- und Wahrungspolitiken, 
wodurch eine gemeinsame Währung und die volle Verwirklichung der 
WWU ermöglicht wird. 

7. Uber Wirtschafts- und Währungsfragen soilte die Gemeinschaft in der 
Welt ,,mit einer Stinime sprechen". 
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afi- Sobald das Ziel der vollen WWU erreicht ist, würde die Gemeinschaft 
rien natürlich auch in ihren Auflenwirtschaftsbeziehungen als ein  Organ  auf- 
Be- treten. Bis dahin kami viel getan werden urn ,,mit einer Stimrne zu spre- 
Be- chen". Groïle Anstrengungen soilten unternornmen werden, urn eine 

Harmonisierung der nationalen Positionen innerhalb der Gemeinschaft 
in weltweiten Wirtschafts- und Wahrungsfragen zu erreichen. Der Erfolg 

ah- derartiger Bemühungen wird von den Fortschritten abhangen, die bei der 
Ein Harmonisierung der Politiken innerhalb der Gemeinschaft erzielt wer- 

den, und wird seinerseits diese Harmonisierung fördern. Wir erwahnten 
'fl- bereits Lomé, die ,,Globalpolitik" im Mittelmeerraurn und die  ,,Nord- 
are Süd-Verhandlungen". Ebenso sollten gröüte Anstrengungen in den Ost- 
Big West-Beziehungen und in den entscheidenden Bereichen der Zusam- 
en- menarbeit mit dem internationalen Wahrungsfonds, der Weitbank, den 
die Vereinigten Staaten und den anderen wichtigen Industrienationen der 
für freien Welt sowie in der weltweiten Handels-, Entwicklungs- und Wäh- 
1 in rungspolitik unternommen werden. 
ro- 8. Fortschritte auf dem Wege zur WWU sind insbesondere in den Berei- 
ro- chen der Harmonisierung von Wettbewerb, Wirtschaft, Stenern, Finan- 
ien zen, Währung and Sozialpolitik anzustreben. Die Verwirklichung der 
uf- wwu ist Voraussetzung für die Bewahrung der bereits in der Gemein- 
der schaft erzielten Erfolge.  
lie-  Es liegt auf der Hand, warurn Fortschritte auf dem Wege zur WWU er- 
te" forderlich sind; eine stärkere Harmonisierung der nationalen Politiken in 
der den Bereichen Wirtschaft, Finanzen und Wahrung. Ohne diese Harmo- 

nisierung könnten die bereits vorhandenen Spannungen, die besonders 
auf im mangeinden Gleichgewicht der Zahlungsbilanzen der Mitgliedstaaten 
ron deutlich werden, die Mitgliedstaaten dazu veranlassen, eine protektioni- 
alb stische und nationalistische Politik zu führen. Dies würde die bereits im 
ge- Bereich der Liberalisierung des Kapitalverkehrs erreichten Fortschritte, 
Tin die Zollunion und die gemeinsame Aullenzoil- und Handelspolitik, die 
die Aufrechterhaltung und Verbesserung einer gemeinsamen Agrarpolitik 
in und die Koordinierung der Auüenpolitiken, die Geschlossenheit der Ak- 

ge- tionen in wichtigen Bereichen der Weltpolitik wie z.B. die Beziehungen 
die zu Osteuropa und zur Dritten Welt gefahrden.  

IX.  Energiepolitik 

1. Die Energiepolitik der Europüischen Gemeinschaft wird möglicher-
weise über die Art der Geselischaft entscheiden, in der wir und weitere 
Generationen leben werden. Sie soilte daher nicht nur gröliere Unabhün-
gigkeit ins Hinblick auf unsere Energieversorgung garantieren, sondern 
auch sicherstellen, daB die jetzige  Generation  und die künftigen weder 
Umweltverschmutzung noch anderen Situationen ausgesetzt sind, in de-
nen durch Verbreitung geführlicher Technologien der Frieden in Gefahr 
ist. Der Beitrag nuklearer Energie muB überprüft werden. Unsere wis. 
senschaftliche Kenntnis über nukleare Energie  mull  erweitert werden; 
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mehr Forschung auf dem Gebiete der anderen Energiequellen ist not-
wendig. Liberale und Demokraten glauben, daB in diesem Bereich der 
Gemeinschaft eine entscheidende  Rolle  zukommt. Wir beabsichtigen, 
die Energieversorgung der Gemeinschaft  so  zu sichern, daB sie iinstande 
ist, den Herausforderungen der Zukunft begegnen zit können. 
a) Die Europaische Gemeinschaft  mull  etwas 60 % ihrer Energie - 

hauptsachlich Erdöl und Erdgas - einführen. Die Abhängigkeit von 
der Einfuhr dieser wichtigen Rohstoffe könnte auch zu einer wirt-
schaftlichen und politischen Abhangigkeit führen. Europa könnte ge-
zwungen sein, einen höheren  Preis  für die Energie zu zahien und hier-
für einen gröBeren Teil seines Einkommens und seiner Devisenein-
nahmen aufzuwenden. 

b) Die Fragen im Zusammenhang mit der Kernenergie sind insbesonde-
re in Anbetracht der Folgen, die Entscheidungen in diesem Bereich 
für die Zukunft haben, für alle Burger von gröllter Wichtigkeit. Es ist 
daher unbedingt notwendig, daB die Öffentlichkeit über die Fragen 
voll informiert und über mögliche Entwickiungen aufgeklârt wird. Es 
wird ihr dann möglich sein, die Fragen im Zusammenhang mit der 
Ausweitung der Energienachfrage unter Berücksichtigung des Ener-
giebedarfs und der vorhandenen Energiequellen zu erörtern. 

c) Es ist illusorisch zu glauben, daB Europa jemals Unabhüngigkeit auf 
dem Energiesektor erreichen wird - zumindest nicht in absehbarer 
Zukunft. Die Gemeinschaft verfügt nur über begrenzte Erdöl- und 
Erdgasvorkommen, vor allem in küstennahen Gewässern, wo die FOr-
derung mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden ist. Die Kohleför-
derung allein kann, auch wenn sie gesteigert wird und durch weitere 
Ölpreiserhöhungen rentabel werden soilte, unsere Energieprobleme 
nicht lösen. Die Kohle kann nur als nützliche zusätzliche Energiequel-
le betrachtet werden. 

d) Kernkraftwerke können für Europa eine gewisse Unabhangigkeit be-
deuten, doch bestehen weiterhin Zweifel über ihre Auswirkungen auf 
die Umwelt sowie über die künftige Verfügbarkeit von spaltbarem  
Material.  Auf diese Frage wird in Ziffer 7 eingegangen. 

e) Mögliche neue Energiequellen befinden sich noch im Forschungs- und 
Entwicklungsstadium und werden möglicherweise in den kommenden 
Jahrzehnten den steigenden Bedarf nicht decken können. Gleichwohl 
mussen die Forschungsarbeiten zur Erschliellung dieser neuen Ener-
giequellen gefördert werden. 

f) Es ist wichtig, sich ein klares Bild über die noch vorhandenen Erdöl-
und Erdgasreserven zu machen. Die Vereinigten Staaten, der gröüte 
Energieverbraucher der Welt, lernen bereits die mit dem Erdgasman-
gel verbundenen Schwierigkeiten kennen, und die amerikanischen 
Verbraucher sind zu ernsthaften Konkurrenten in bezug auf die ver-
bleibenden Energievorkommen der Welt geworden. 

2. Der plötzliche starke Anstieg der Energiepreise steilt zusammen mit 
der begrenzten Verfügbarkeit der Energiequellen eine Gefahr dar, die 
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unseren Wohlstand und  miser  Wohlergehen bedroht. Wir soilten ons nile 
dafür einsetzen, alle Verbraucher ausreichend mit Energie zu vernünfti-
gen Preisen zu versorgen. Rationeile Planung zur Sicherung optimaler 
Verwendung der ons zur Verfügung stehenden Energie ist notwendig. 
Da es in Zukunft nicht möglich sein wird, die freie  Wahl  unter den ver-
fügbaren Energien in voilem Umfang aufrechtzuerhalten, wie in der Ver-
gangenheit, wird der Wettbewerb bel der Nutzung verschiedener Ener-
giequellen bis zu einem gewissen  Grad  nachlassen. Es ist die Aufgabe li-
beraler Politik, jeder nicht wünschenswerten wirtschaftlichen Entwick-
Jung vorzubeugen, die sich daraus ergeben könnte. 
a) Es besteht ein direkter Zusanimenhang zwischen steigenden Energie-

preisen und Inflationsrate. 
b) Die steigenden Energiepreise bedrohen die Wettbewerbsposition al-

ler europüischen  Lander,  die auf hohe Energieeinfuhren angewiesen 
sind, was sich im sozialen und wirtschaftlichen Bereich auswirken 
wird. 

c) Es ist daher eine rationellere Nutzung der Energie und die Vermei-
dung  überllüssiger Energieumwandlungsprozesse notwendig. 

d) Der optimale Energiepreis soilte die damit für die Umwelt verbunde-
nen Kosten und die Erzeugungskosten wie auch die Kosten für die 
Rohstoffgewinnnng berücksichtigen. Der Energiepreis soilte  so  fest-
gesetzt werden, daB eine angemessene  Wahl  zwischen verschiedenen 
Energieformen unter der Voraussetzung einer rationellen Nutzung 
möglich ist. 

3. Die Liberalen sind der Ansicht, daB eine zu starke Konzentration der 
Macht, sei es in öffentlicher oder privater Hand, auch mi Energiesektor 
wegen der wirtschaftlichen, bürokratischen und politischen Auswirkun-
gen geführlich ist. Der Wettbewerb zwischen den verschiedenen Energie-
versorgungsquellen sollte erhalten bleiben 
a) Wir sind der Auffassung, daB es im Interesse der Bevölkerung der 

Gemeinschaft ist, wenn der Privatindustrie angesichts der zur Sicher-
stellung der künftigen Versorgung erforderlichen Investitionen, die 
mit einem erheblichen Kapitairisiko verbunden sind, angesichts des 
weltweiten Charakters dieser Tatigkeit und angesichts der Notwen-
digkeit, die Pluralität des Zugangs zu den Energiequellen zu wahren, 
die Möglichkeit geboten wird, als Teilnebmer am Wettbewerb im 
Energiebereich eine wichtige  Rolle  zu spielen. 

b) Staatliche Behörden können im Energiesektor eine aktive  Rolle  spie-
len, indem sie die Suche nach Energiequellen fördern und aligemein 
eine Energiepolitik verfolgen, die gleichzeitig mit den Interessen der 
Abnehmer in der Industrie und des einzelnen Bürgers vereinbar ist. 
Ziel  mull  es sein, jederzeit den Zugang zu ausreichenden Energie-
quellen zu gewahrleisten. 

4 Die Liberalen und Demokraten sind über die Auswirkungen der 
Energiekrise auf die heutige  Generation  besorgt. Die Energieversorgung 
künftiger Generationen könnte geführdet sein, wenn nicht unverzüglich 
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Maflnahmen zur Sicherstellung einer kontinuierlichen Versorgung ergrif-
fen werden. 
a) Der Energieverbrauch ist im letzten Jahrhundert und insbesondere in 

den letzten Jahrzehnten ständig gestiegen. Die Nachfrage nach Erdöl 
und Erdgas, zwei Energiequellen, bei denen durchaus die Gefahr be-
steht, daB sie  bald  erschöpft sein werden,  hat  zugenommen. Die Lö-
sung im Hinblick auf die Deckung unseres künftigen Energiebedarfs 
liegt in der ErschlieBung alternativer Energiequellen, der Energieein-
sparung sowie einer effizienteren Energieerzeugung und -nutzung. 

b) Die nationalen Regierungen und die Gemeinschaft soilten eine Poli-
tik ausarbeiten und durchführen, die nicht nur für Forschungen in die-
scm Bereich sorgt, sondern auch die wirksamste und rationeliste Nut-
zung der bestehenden Energiequellen ermöglicht. 

c) Erdgas und Erdöl sind sehr wertvolle Rohstoffe für die künftige Ent-
wicklung der petrochemischen und anderer Industrien. Jede Ver-
schwendung dieser Kohienwasserstoffe könnte für spätere Generatio-
nen den Verlust der Möglichkeiten des Rückgriffs auf wertvolle Roh-
stoffe bedeuten und  mull  daher vermieden werden. 

5. mi Energiebereich ist Solidarität innerhaib der Gemeinsehaft unerläli-
lich. Zn anderen Ländern müssen, unabhängig davon, ob es sich urn Ver-
braucher- oder Erzeugerlünder handelt, unter Berücksichtigung der welt-
weiten politischen und wirtschaftlichen Auswirkungen der Energiepro-
blerne harmonische Beziehungen hergesteflt werden. 
a) Eine standigc Konzertierung zwischen der EWG und den wichtigsten 

Energieverbraucherlandern ist unerlälllich. Durch die Gefahr eines 
scharfen Wettrennens der Industrieländer urn die verbleibenden 
Energiequellen sowie durch ungerechtfertigte Energiepreiserhöhun-
gen könnten selbst die Grundlagen der Demokratie bedroht werden. 

b) Es kann nicht mehr mit billiger Energie gerechnet werden, da insbe-
sondere die Nachfrage  welter  ansteigen wird und die verfügbaren 
Quellen seltener werden. Unter dieser Voraussetzung rnüssen wir die 
Wirtschaftspolitik der Gerneinschaft neu formulieren und insbesonde-
re eine europäische Investitionspolitik zur Finanzierung neuer Ener-
gieträger festlegen. 

c) Die unerwartete Erhöhung des Energiepreises stellt eine ernste Be-
drohung für die Volkswirtschaften der  Lander  der Dritten Welt dar, 
die nicht das Glück haben, über eigene Energiequellen zu verftigen. 
Europa sollte  seine  Unterstützung auf diese  Lander  ausdehnen. 

d) In den Verhandlungen mit Entwicklungslandern zur Lösung der Roh-
stoffprobleme solite Europa den Lündern, in denen echte Möglichkei-
ten zur Entwicklung alternativer Energiequellen vorhanden sind, ent-
sprechende Vorschlage unterbreiten. 

6. Eine europüische Energiepolitik soilte auf die rationeilste Nutznng 
der bestehenden Reserven ausgerichtet sein. Hauptziel  mull  es sein, Eu- 
ropas Abhängigkeit von Lieferungen aus Drittländern abzubauen. Es  
mull  unbedingt eine bessere Nutzung der Energie durch die Verbesse. 
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grif-  rung  der Wärmeisolierung von Gebäuden und die Anwendung wirt- 
schaftlicher Techniken erreicht werden. Eiiie ausreichende  Information  

re in ist dazu die erste Voraussetzung. In diesem Zusammenhang ist es with- 
idöl  fig,  die Verschwendung zu bekanipfen, da damit Einsparungen möglich 
be- sein werden, die den Lebensstandard nicht beeinträchtigen. 
Lö- a) Angesichts der weitweiten Nachfragesteigerung wird die Energie 
larfs ebenso wie andere Rohstoffe zu einem sehr wertvollen Produkt. Bis- 
[em- her hatte der höhere  Preis  nur begrenzten Einflul3 auf die Höhe des 
g. Verbrauchs. Trotzdem muB er Bestandteil einer Energieeinsparungs- 
'oil- politik sein. Die Wirtschaft rnul3 sich zur Erhaltung der Ressourcen 
die- noch  starker  anpassen und ikren Energiebedarf verringern. 
ut- b) Die Abhângigkeit von Energielieferanten auüerhaib der Gemein- 

schaft kann durch eine Verstarkung der gemeinschaftlichen Erdöl-, 
Ent- Erdgas- und Kohieproduktion vermindert werden, das Tempo der 
Ver- Gewinriung muB sich jedoch nach den nationalen und den gemein- 
itio- schaftlichen Zielen der Energieökonomie richten. Für die Kohie muB 
oh- ein langfristiges Programrn ausgearbeitet werden mit dern Ziel, durch 

die Entwickiung neuer Techniken die Rentabilitht der Bergbauindu- 
laB- strie zu erhöhen. Die Einfuhr und der Verbrauch von Kohie soliten 
Ver- unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt gefördert 
velt- werden, urn unsere Abhangigkeit vom Erdöl zu verringern. 
pro- c) Erdöl- und Erdgasbohrungen in der Nordsee und anderen Teilen des 

europaischen Festlandssockels soilten von der Gemeinschaft insbe- 
sten sondere durch die Unterstützung der Entwickiung neuer Forschungs- 
mes und Produktionstechniken gefördert werden. 
[den d) Angesichts der Bedeutung der für die Forschung, Prospektion und  
inn-  Förderung von Kohienwasserstoffen aus der Nordsee erforderlichen 
Ten. Investitionen soliten für die privaten Investitionen alle erforderlichèn 
sbe- Garantien gegeben werden, urn eine bestimmte Versorgungssicher- 
iren heit und einen gewissen  Schutz  der Gemeinschaft vor unvorhergese- 
die henen Ereignissen zu gewahrleisten. 

ide- e) Die Aufrechterhaltung des heutigen Lebensstandards wird immer 
rier- gröBere Energiemengen erfordern. Da es unser Ziel ist, daB alle Re- 

gionen der Gemeinschaft am Wohlstand teilhaben, wird unser Ener- 
Be- giebedarf auch in Zukunft hoch sein.  
Jar,  7. Die Liberalen und Demokraten sind der Auffassung, dag die Kern- 
en. spattungsenergie eine notwendige, jedoch nar vorübergehende Lösung 

des steigenden Energiebedarfs darstellen kann. Sie ist jedoch eine ge- 
oh- fährliche, bis jetzt noch nicht genügend beherrschbare  Alternative  für 
kei- den künftigen Energiebedarf. Wir sind uns voll und ganz der Probleme 
nt- bewuflt, die  suit  der Erweiterung des Nuklearpotentials verbunden sind. 

Das ganze vorhandene Know-how soilte in einer Forschungsarbeit einge- 
ung setzt werden, die einerseits auf die Lösung der Probleme der Aufberei- 
Eu- tung von radioaktiven Abfallstoffen und andererseits auf die Erschlie- 
Es  Bung  alternativer Energieqnellen einschliefllich absolut sicherer und urn- 

sse- weltfreundlicher Formen der Kernenergie gerichtet ist. Einstweilen ist 
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jedoch die Erteilung von Neubaugenehmigungen für Kernkraftwerke in I. 
den einzelnen EG-Staaten  so  lange nicht verantwortbar, bis nicht in dern [ 
jeweiigen Staat die folgenden Forderungen erfüilt sind: g 
- die sicher beherrschbare Endlagerung hochaktiven Müils, 8. 1] 
- die sicher und technisch bedenkenlose Zwischenlagerung. ger I 
Die Liberalen und Demokraten fordern nicht die Betriebseinstellung der durc 
bereits operierenden Kernkraftwerke. winr 
Wegen der Unsicherheit der Prognosen bezüglich des künftigen Energie- sein. 
verbrauchs und der Erschliefiung von Alternativenergietrügern wird eine a)  
Option  für eine spütere Entscheidung zugunsten einer Restbedarfsdek- F  
kung  durch Kernenergie offengehalten, ohne diesen Weg schon jetzt Un- 
widerruflich zu beschreiten. si 
a) Es ist möglich, daB der erhöhte Energiebedarf vor Ende des Jahrhun- w 

derts nicht durch neue Energiequellen gedeckt werden kann. Ein k 
künftiges Wirtschaftswachstum wird trotz möglicher Energieeinspa- w 
rungen und einer rationelleren Energienutzung mit einern erhöhten z 
Energieverbrauch gekoppelt sein. Die Weiterentwickiung der Kern- b 
technologie kann auch zur Verhinderung eines zu raschen Abbaus der b)  11  
Erdöl- und Erdgasreserven unerläülich sein. U 

b) Die Reaktionen der Öffentlichkeit auf den Ban neuer Kernkraftwer- d 
ke können von den Demokraten nicht ignoriert werden. Fine gröBere [ 
Offenheit gegenüber der Öffentlichkeit und ausreichende Informatio- ( 
nen über die Energiepolitik der Gemeinschaft sind unbedingt erfor- h 
derlich. Bei der Planung neuer Kernkraftwerke müssen nicht nur öko- 
logische Faktoren und Umweltfaktoren, sondern auch die Notwen- X. I 

digkeit einer Beseitigung der nuklearen Abfallstoffe unter annehrnba- 1. l 
ren Bedingungen berücksichtigt werden. keit 

c) Dort, wo der Bau neuer Kernkraftwerke in der Gemeinschaft notwen- scha  
dig  ist, muB eine vorherige Konzertierung zwischen den Mitgliedstaa- a) '1 
ten erfolgen, urn den Gefahren vorzubeugen, die durch eine Uber- t: 
konzentration dieser Anlagen in bestimrnten Gebieten, insbesondere '1 
in Grenzgebieten der jeweiligen Mitgliedstaaten, entstehen. Verein- e 
barungen zwischen den Mitgliedern der Gemeinschaft können zu ei- a 
ner gleichrnaüigeren Verteilung von Kernkraftwerken beitragen. Für v 
Sicherheit, Standort und andere wichtige Fragen müssen gemein- b) I 
schaftliche Kriterien festgelegt werden, wobei das Europaische Parla- t 
ment am Entscheidungsproze6 beteiligt sein muB. I 

d) Die Endlagerung nuklearer Abfallstoffe bleibt eines der dringensten 
Probleme im Zusammenhang mit der Kernenergie. Die Forschung I 
auf diesern Gebiet  mull  in enger Zusarnmenarbeit mit anderen demo- t 
kratischen Staaten aullerhalb der EG vorangetrieben werden. Auf ( 
Grund der Strahlungsgefahren, die mit den nuklearen Abfallstoffen 
verbunden sind, und auf Grund der Möglichkeit, daB sic von Terrori- 
sten zur Herstellung einer Atombombe verwender werden, ist seitens 
aller Mitgliedstaaten gröllte Wachsamkeit geboten. Bis diese Abfall- 
stoffe völlig sicher beseitigt werden können, müssen Maûnahmen im 
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Hinblick auf ihre Lagerung und ihren Transport getroffen werden. 
Die Versenkung nuklearen Abfalls im Meer könnte ruit schwerwie-
genden Gefahren für die Zukunft verbunden sein. 

8. Die Politik der Gemeinschaft bei anderen Rohstoffen als Energieträ-
ger  mull  vor aflem auf die Erweiterung der derzeitigen RohstofThasis 
durch eine bessere Nutzung der Erdoberfläche, Einsparung und Rückge-
winnung von Rohstoffen aus Abfällen und sonstigen Produkten gerichtet 
sein. 
a) Angesichts des Höchststands, den der Verbrauch bei einer Reihe von 

Rohstoffen erreicht  hat,  ist durchaus in der nahen Zukunft ruit einer 
Verknappung wertvoller Rohstoffe zu rechnen, wodurch für die Indu-
striestaaten und die Entwicklungslander neue Problerne entstehen 
werden. Die Gemeinschaft  mull  es sich zur Aufgabe machen, zu-
kunftsorientiert zu handein. Die Bekampfung der Verschwendung 
wird die Voraussetzung jeder Politik sein. Dies  mull  nicht unbedingt 
zu einer Verringerung der Einnahmen der Erzeugerlander führen, da 
bei den meisten Rohstoffen ein Trend zur Verteuerung besteht. 

b) Neben der Erschliellung neuer Energiequellen müssen Bemühungen 
urn die Suche nach Gebieten unternommen werden, in denen die für 
die Industrie erforderlichen Rohstoffe gewonnen werden können. 
Dies könnte für eine Reihe von Landern, deren Entwickiung auf 
Grund des Fehiens wertvoller Rohstoffe nur langsarn vorangeht, sehr 
hilfreich sein. 

X. Kleine und mittlere Unternehmen 

1. Kleinere und mittlere Unternehmen sind wegen ihrer Leistungsfähig. 
keit und ihres Beschäftigungseffektes wichtige Bestandteile des Wirt-
schaftslebens der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. 
a) Trotz der  Expansion  multinationaler Unternehmen sowie Produk-

tions- und Finanzierungstrusts machen Grollunternehmen nur einen 
Teil der Wirtschaft aus. Unternehmen aller Gröllenordnungen sind 
ein Merkmal der fortgeschrittenen Industrieländer und gerade kleine 
und mittlere Unternehmen sind sehr aktiv bei der Entfaltung neuer 
wirtschaftlicher Tatigkeiten. 

b) Kleinere und mittlere Unternehmen spielen nicht nur in den unmittel-
bar produzierenden Sektoren, sondern auch im tertiären Sektor, vom 
Handel bis zum Finanzwesen, vom Kreditgeschaft bis zur freiberufli-
chen Tatigkeit, vom Verkehrswesen bis zu anderen aligerneinen 
Dienstleistungen eine entscheidende  Rolle.  In einigen dieser Sekto-
ren dominieren eindeutig die kleinen und mittleren Unternehmen. In 
diesen wie auch in den unmittelbar produzierenden Sektoren ist die 
Solidität der kleinen und mittleren Unternehmen auch auf ihre grölle-
re Beweglichkeit und Flexibilität zuriickzuführen, die es ihnen ermög-
licht, sich schneller  an  die sich ständig wandeluden Marktverhältnisse 
anzupassen, für technische Neuerungen aufgeschlossen zu sein und 
ihr Produktionsniveau und ihren organisatorischen Aufbau zu verän- 
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dern.  Kurz  gesagt, sie können diesen unauthörlichen kreativen Pro- h) d 
zeB, der in hochentwickelten Geseilschaften erforderlich ist, besser F 
voiLziehen als die groBen Konzerne. i) di 

c) Wenn die industrielle Konzentration ein bestimmtes MaB übersteigt, j) di 
wirkt sie sich  oft  antiproduktïv aus. Einige groBe Dachgesellschaften w 
haben daher weitgehend eine zentralisierte Finanzstruktur, wâhrend k) d 
die Produktion in kleineren, flexiblen Einheiten erfoigt. n 

2. Aus wirtschaftlichen und politischen Gründen sind wir zutiefst von a) V 
der Notwendigkeit überzeugt, die Entwicklung kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen zu fördeni. Denn diese Unternehmen garantieren einen le-  Ii  
bendigen Markt, eine pluralistische Wlrtschaftsstruktur und die Existenz n 
unabhängiger Krüfte am Markt: Sie sind frei von den bürokratischen 
Praktiken verstaaflichter Industrien und auch frei von dern Bürokratis- k 
mus, in den Groliunternehmen  so  leicht verfallen. Sie bilden qualifizierte ir 
Führungs- und Arbeitskräfte aus, und indem sie  so  die Arbeitslosigkeit 
bekümpfen, tragen sie zur Verbesserung der innerbetrieblichen Bezie- h 
hungen bei. Sie sind eine notwendige Voraussetzung für die echte wirt- d 
schaftliche Differenzierung, mit der politischer Pluralismus weitgehend g; 
verbunden  1st.  Sic sind ein wesentlicher Faktor der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung in ciner freicn Geseilschaft, die das Hauptziel des u 
Bundes der Liberalen und Demokratischen Parteien der Europaischen  ii  
Gemeinschaft ist. b) t 
Mittlere Unternehmen sind  starker  marktexponiert, flexibler und lei- d 
stungsfâhiger. Sie tragen zur Aufrechterhaltung des freien Marktes, zur fi 
Effizienz des Wirtschaftssystems und zu dessen Unabhangigkeit von der ti 
Staatsgewalt bei. Geheime Absprachen zwischen multinationalen Unter- d 
nehmen und Regierungen haben zweierlei  negative  Auswirkungen, die li 
wir entschieden ablehnen. Erstens wirtschaftliche: Sehr groBe Unterneh- d 
men können Vorteile erlangen, die dann die Aligemeinheit belasten. E 
Zweitens politische: Die Kombination von wirtschaftlicher Macht, politi- 
schem und administrativem EinfiuB können eine Bedrohung der Demo- a 
kratie bedeuten. 11 
3. Liberale und Demokraten fordern die Durchführung eines Pro. c) 
gramrns zur Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen in der V 
Gemcinschaft. F 
Im Mittelpunkt soilten dabei stehen: Ü 
a) die Koordinierung nationaler Politiken,  ri 
b) die Entwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion, d) I 
c) die richtige Anwendung der Wettbewerbsregeln, ( 
d) eine harmonisierte,  flexible  und vereinfachte Steuer-Politik, d 
e) MaBnahrnen der Kreditpolitik, urn den Nachteilen entgegenzuwirken, a 

mit denen die Finanzierung von Klein- und Mittelbetrieben verbun- 5 
den ist, I 

t) die Anpassung gewisser Gesichtspunkte der Sozialpolitik  an  die wirt- s 
schaftliche Lage der Klein-  mid  Mittelbetriebe, e) I 

g) die Förderung der Ausbildung  mid  des Schutzes des Unternehmers, I 
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ro- h) der leichtere Zugang zur Forschung; der Anreiz za gemeinschaftlicher 
sser Forschung kleiner and mittlerer Unternehmen, 

1) die Harmonisierung and Entwicklung angemessener Rechtsformen, 
igt, j) die Förderung der Ausfuhr kleiner and mittlerer Unternehmen  so- 
ften  wohi innerhaib als auch nach auflerhaib der Gemeinschaft, 
end k) die Aufforderung za Angeboten, bei der kleine and inittlere Unter- 

nehinen nicht vom Markt ausgeschlossen sindS 
von a) Wir befürworten, daB über die MaBnahmen der Mitgliedstaaten zur 
Un- Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen ein weitgehender 
Ie-  Informations-  und Erfahrungsaustausch geführt wird. Diese Koordi- 

:enz nierung der  Information  wird mögliche Initiativen aufzuzeigen, die 
hen zugunsten der kleinen und mittleren Unternehmen ergriffen werden 
tis- können. Bei sâmtlichen Mal3nahmen der Gemeinschaft, insbesondere  
rte  in der Regionalpolitik, müssen die Interessen der kleinen und mittle- 

keit ren Unternehmen voll berücksichtigt werden. Damit dieser Einbezie- 
zie- hungsprozeB auf Gemeinschaftsebene  optimal  verlaufen kann, muli 
drt- die Europäische Kommission ein Mitglied mit diesen Integrationsauf- 
end gaben betrauen. Dazu  mull  der Aufbau des Ressorts entsprechend ge- 
and regelt werden. Es sollte eine proportionale Vertretung der kleinen 
des und mittleren Unternehmen im Wirtschafts- und Sozialausschull und 
hen in anderen Gemeinschaftsorganen geben. 

b) Die divergierenden nationalen Wirtschaftsprogramme können zu 
lei- deutlichen Wettbewerbsverfälschungen führen (die nationalen Beihil- 
zur  fen  zur Unterstützung der Industrie sind  oft  nicht mit dem EWA-Ver- 
der trag vereinbar). Die Kommission sollte diese  Programme  im Wege 
ter- der  Integration  der Politiken harmonisieren. Als Teil ihrer wirtschaft- 
die  lichen  Vorschlage sollte die Kommission klare Optionen vorlegen, die 
eh- den Bedarf der kleinen und mittleren Unternehmen widerspiegeln. 
en. Eine  stabile  Wahrungslage ist für das Überleben der kleinen und mitt- 
liti- leren Unternehmen eine unerläliliche Voraussetzung, denn sie kon- 
no- nen die finanziellen Verluste aus den standigen Kursschwankungen 

nicht langer verkraften. 
ro- c) Als Hüterin der Vertrage  mull  die Kommission die Einhaltung der 
der Wettbewerbsregeln nach den Artikein 85 und 86 des Vertrags von 

Rom überwachen. Sie  mull  die kleinen und mittleren Unternehmen 
über die von ihr genehmigten Arten der Zusammenarbeit informie- 
ren. 

d) Die nationalen Bestimmungen bezüglich der Mehrwertsteuer, der 
Gewinnsteuern, der Einkommensteuern, der Gewerbesteuern und 
der Erbschaftssteuern müssen im Hinblick auf eine flexiblere Hand- 

en, habung harmonisiert werden, Bemühungen der Unternehmen, insbe- 
an- sondere neuer, zu fördern. 

Die Kommission sollte ferner ein einfacheres Erhebungssystem vor- 
itt- schlagen. 

e) Die nationalen Mallnahmen zur Finanzierung kleiner und mittlerer 
rs, Unternehmen müssen im Wege eines  Informations-  und Erfahrungs- 
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austausches als Voraussetzung einer Harmonisierung der Kreditpoliti-
ken auf Gemeinschaftsebene verstarkt werden. 
Die Finanzmal3nahmen der Gemeinschaft durch den Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, den Euro-
päischen Sozialfonds, den Europäischen Fonds für regionale Entwick.  
lung  und die Kapitaihilfe der EGKS und der EIB müssen koordiniert 
und verstärkt werden. Wie sich gezeigt  hat,  linden die Grollunterneh-
men zu diesen gemeinschaftlichen Finanzierungsquellen leicht Zu-
gang. Anders ist es bei den kleinen und mittleren Unternehmen. Es 
müllte für eine weitere Verbreitung der Informationen über diese Fi-
nanzierungsquellen gesorgt werden, damit die kleinen und mittleren 
Unternehmen ebenso erreicht werden wie die Grolibetnebe. Die 
Kommission  mull  konkrete Vorschlage für eine Rationalisierung der 
Kapitalhilfen machen und die kleinen and mittleren Unternehmen bei 
der Gewahrung dieser Hilfen bevorzugen. 

f) Mehr als jede andere Unternehmensform garantieren die kleinen und 
mittleren Betriebe eine  stabile  Beschaftigungslage.  So  sorgen sie zwar 
in Krisenzeiten für Stabilitüt in diesem wichtigen Bereich, tragen aber 
andererseits auch die standig steigenden Arbeitgeberlasten. Die Kom-
mission mull  diesem Umstand bei der Durchführung ihres sozialen 
Aktionsprogramms Rechnung tragen und die Mitgliedstaaten auffor-
dern, bei ihrem Finanzierungsprogramm für die soziale Sicherheit eine 
selektive Politik za verfolgen. 

g) Zur Führung eines kleinen oder mittleren Unternehmens sind Fach-
kenutnisse auf den verscliiedensten Gebieten erforderlich. Der Ge-
setzgeber  mull  die berufliche Weiterbildung der  Leiter  kleiner und 
mittlerer Unternehmen fördern und ihnen den Zugang dazu erleich-
tern, wie das bei den Angesteilten schon seit langem der  Fall  ist. Die 
Kommission  mull  za diesem Zweck die Zugangsmöglichkeiten zum 
Europäischen Sozialfonds für selbstündige Erwerbstatige erweitern 
und mit Hilfe des Europäischen Zentrums für berufliche Bildung kon-
krete Möglichkeiten eröffnen. 

h) Der Forschungsetat der kleinen und mittleren Unternehmen ist be-
grenzt. Sehr  oft  erlaubt der Gesamtetat des Unternehmens keine Ka-
pitalbindungen für Forschungszwecke. Einige Mitgliedstaaten haben 
die Modemisierung der kleinen und mittleren Unternehmen durch 
Vergabe von ,,Forschungsauftragen" gefördert. Es müssen Regelun-
gen getroffen werden, die es den kleinen und mittleren Betrieben er-
lauben, sich zusammenzuschliellen,  um  ihre Forschungsmöglichkei-
ten zu verbessern und damit ihre industrielle Modemisierung sicher-
zustellen. Diese Mallnahmen müssen vorangetrieben werden, und die 
Finanzierungsorgane der Gemeinschaft müssen den Zugang zur For-
schung erleichtern und auch diese Art von Abkommen mit einem 
oder mehreren kleinen oder mittleren Unternehmen treffen. 

i) Die Rechtsformen der Unternehmen sind in den einzelnen Mitglied-
staaten sehr unterschiedlich. Wenn dies  so  bleibt, kann sich daraus ei- 
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ne Benachteiligung der Unternehmen eines Mitgliedstaats ergeben. 
Der Erfahrungsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten  mull  verstärkt 
werden, und es mUssen Schemata für Unternehmensformen angebo-
ten werden. 

j) Die Handeispolitik der Gemeinschaft  mull  auch den Interessen der 
kleinen und mittleren Unternehmen dienen, d.h. sie  mull  ihnen den 
Zugang zu den Markten erleichtern und für eine angemessene Dek-
kung  der Risiken bei grollen Exportgeschaften sorgen.  

XI. Transportpolitik 

Es soilte eine europäische Verkehrspolitik konzipiert werden, die eine 
Angleichung der Wettbewerbsbedingungen vorsieht, welche zur Schaf-
fung eines freien Markies ins Bereich des Güterverkehrs führt. 
Gewünschte Erikuterung: 
a) Durch protektionistische Mallnahmen und die unterschiedlichen Sy-

steme zur Finanzierung des Verkehrs, die in den Mitgliedstaaten 
praktiziert werden, kommt es zu einer Beeintrachtigung der Vorteile 
eines gemeinsamen Marktes. Die Konzipierung einer kohärenten 
Verkehrspolitik ist eine wichtige Erganzung zur Schaffung einer Wirt-
schaitsunion; dabei sind gure Verkehrsbedingungen zwischen den  
starker  besiedelten Gebieten der Gemeinschaft und den Randgebie-
ten besonders notwendig. 
Obgleich das Parlament im September 1974 einen Vorschiag für eine 
verkehrspolitische Gesamtkonzeption angenommen  hat, hat  der Rat 
bislang nur unkoordinierte Beschlüsse in diesem Bereich gefallt und 
er vor allem versüumt, Artikel 75 des EWG-Vertrags anzuwenden. 

Die XII. Agrarpolitik 

MM 1. Eine Agrarpolitik zur ausreichenden Nahrungsmittelversorgung er- 
:ern  füllt eines der Grundbedürfnisse der Menschheit. Zudem wird eine libe- 
on- rale Agrarpolitik gleichzeitig menschliche Arbeits- und Lebensbedingun- 

gen auf dem Lande gewährleisten. Sie befafit sich daher nicht nor mit den 
be- technischen und handelspolitischen Problemen der landwirtschaftlichen 
Ka- Produktiou, sondern ist auch in engem Zusammenhang mit Sozial-, Urn- 
ben welt- und Regionalpolitik zu sehen. Sie ist ein Teil einer Gesamtpolitik, 
rch die alle diese Gesichtspunkte zusammenfafit. 
un- a) Die Nahrungsmittelerzeugung erfüllt eines der Grundbedürfnisse der 
er- Menschheit. Ohne sie ist der Mensch nicht frei. Diese Bedeutung der 
ei- Nahrungsmittel erfordert eine eigenstândige Politik für die Landwirt- 

ier- schaft. Aufgabe dieser Politik ist es, die Selbstversorgung Europas mit 
die einem Minimum  an  Agrarerzeugnissen zu gewahrleisten. Wegen der 
or- Bedeutung der auf diese  Weise  zustandegekommenen Gesamtpolitik  
em  für die Arbeits- und Lebensbedingungen auf dem Lande und für die 

Lebensmittelerzeugung selbst betonen die Liberalen j edoch den Zu- 
Led- sammenhang zwischen diesem Bereich der Politik und anderen, ins- 
ei- besondere der Sozial-, Umwelt- und Regionalpolitik. 
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b) Auf lange Sicht kann eine Versorgung mit landwirtschaftlichen Quali-  ii  
tätserzeugnissen in grol3er Auswahi zu angemessenen Preisen nur ge- 
wahrleistet werden, wenn sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen t 
in der Landwirtschaft ständig verbessern. Eine Strukturpolitik ist des- a 
haib ein wesentlicher Teil der Gesamtstrategie im Rahmen der GAP. z 
Sie  soil  den Landwirten bei der Modernisierung ihrer Betriebe und 
der Steigerung ihrer Produktivität und Wettbewerbsfahigkeit helfen. 
Die Politik in anderen Bereichen trägt ebenfalls zum Wohi der Land- 
wirte in der Europaischen Gemeinschaft bei. Ziel der Regionalpolitik d 
muB es z.B. sein, Arbeitsplätze zu schaffen, und der Sozialpolitik, F 
Not zu hndern, den Berufswechsel zu erleichtern und das berufliche a 
Fortkommen derjenigen zu fördern, die die Landwirtschaft aufgeben. 

c) Die Europâischen Liberalen sind der Ansicht, daB eine sinnvolle und 3. I 
angemessene Anwendung der Politik in diesen verschiedenen Berei- auci 
chen zum Schutze ländlicher Gebiete beitragen sollte, indem sie auch zal'] 
die Existenz weniger moderner landwirtschaftlicher Betriebe ermög- Mol 
licht. Die Förderung des Fremdenverkehrs und anderer ländlichen und 
Gegenden angepaliten Tätigkeiten soilten Teil eines Programms sein, a) 
mit dessen Hilfe die Landwirte und andere Landbewohner in ihrer 
heimatlichen Umgebung ihren Lebensunterhalt verdienen können. t 

Die Politik muB auch berücksichtigen, daB bestimmte Formen der I 
Landwirtschaft aus Gründen des Umweitschutzes zu erhalten sind. 2 

2. Die Liberalen befürworten eine integrierte gemeinsame Agrarpolitik 
anstelle der Politik der einzelnen Staaten. Sie sind der Ansicht, daB eine 
soiche Politik  em  wesentliches Element der künftigen Europäischen Uni- b) 

on  sein wird. Das reibungsiose Funktionieren dieser Politik ist in ent- I  

scheidender  Weise  abhangig von der wirtschaftlichen  mid  währungspoli- 
tischen Stabffität. 

a) Eine gut integrierte gemeinsame Agrarpolitik ist das beste  Mittel,  urn 
die Versorgung Westeuropas mit Nahrungsmitteln sicherzustellen. 
Diese  Integration mull  viel mehr sein als eine Kombination der natio- 

c) I 
nalen Landwirtschaften. Sie wird zweifellos zu einer zunehmenden 
Spezialisierung innerhaib der Gemeinschaft ftihren.  

11 

b) Das Funktionieren dieser Politik ist in entscheidender  Weise  von der 
wirtschaftlichen und währungspolitischen Stabilität abhangig. Der 
Mangel  an  Koordinierung in diesen Bereichen greift die Substanz der 
GAP  an.  Währungsbewegungen und frei schwankende Wechselkur- 
Se, die die Unbestandigkeit und die Unterschiede in der Wirtschafts- t 
politik der einzelnen Staaten in Europa widerspiegein, haben eine d) I 
Kluft entstehen lassen, die die Agrarpolitik schliellen muB,  um  den 
Grundsatz der Einheit des Marktes und der gemeinsamen Preisfest- 
setzung aufrechtzuerhalten. 1 

c) Das Fehlen einer europaschen Wahrungspolitik führte zwangslâufig 
zur Entwicklung eines  Systems  von Währungsausgleichsbetragen für 
den grenzüberschreitenden Handel mit landwirtschaftlichen Erzeug- 
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tali-  irissen. Die europäischen Liberalen sehen zwar ei, daB dieses  System  
ge- notwendig sein wird, solange es zwischen den Mitgliedstaaten Pan- 
gen tatsanderungen geben wird, bestehen jedoch darauf, diese Zahiungen 
les- allrnählich auslaufen zu lassen, urn der Landwirtschaft die Möglichkeit 

P. zu geben, sich den wechselnden Wirtschaftsstrukturen allmählich an- 
und zupassen. Auf lange Sicht überschreitet das gegenwärtige  System  des 
[en. Wahrungsausgleichs bei weitern den Rahmen der Agrarpolitik. Es 
nd- wird zur Umverteilung der  Mittel  unter den Mitgliedstaaten verwen- 
itik det und sollte eher irn Rahmen der Wfrtschafts- und Wahrungspolitik 
tik, behandelt werden.  Dann  könnte die Agrarpolitik ihre ganze Energie 
che auf Probleme im Zusammenhang mit Landwirtschaft und Nahrungs- 
en. mittein konzentrieren. 
and 3. Die gemeinsame Agrarpolitik mali sowohi für die Verbraucher als 
rei- auch für die Landwirte Vorteile bringen, ohne den europäischen Stener- 
uch zahler in unnötiger  Weise  zu belasten. Sie  mull  den Landwirten bel der 
Log- Modernisierung ihrer Betniebe und der Steigerung ihrer Produktivitãt 
Ejen and Wettbewerbsfühigkeit heffen. 
min, a) Ziel der Agrar- und Nahrungsmittelpolitik sollte die Unterstützung 
irer der Landwirte dahingehend sein, daB sic den Verbrauchern Nah- 
en. rungsmittel zu wettbewerbsfähigen Preisen zur Verfügung stellen 
der können und Einkommen erzielen, die denen in anderen Wirtschafts- 
1. zweigen vergleichbar sind. Die europäischen Liberalen weisen die 

itik 
Vorstellung zurück, daB die wirklichen Interessen der Verbraucher 
und Erzeuger kollidieren. 

iiie 
b) Wichtigstes Ziel der Agrarpreispolitik sollte es sein, die Versorgung 

nt- 
mit Nahrungsmitteln zu angemessenen Preisen zu sichern. Die euro- 
päischen Liberalen sind der Ansicht, daB diese Politik flexibel durch- 
geführt werden  mull,  damit die Ziele zu möglichst niedrigen Kosten 
für die Verbraucher und Steuerzahler erreicht werden. Das Stüt- 

urn zungssystem  mull  dazu dienen, die Leistungsfahigkeit der einzelnen 
en.  rind  aller gemeinsarn auf dem Gebiet der Vermarktung zu steigern. 
io c) Eine sichere Nahrungsmittelversorgung ist zum Teil abhângig von ei- 
en ner vernünftigen Vorratspolitik. Die europäischen Liberalen unter- 

stützen den Plan, ein Vorratsprogramm für Grundnahrungsmittel auf- 
der zustellen, das möglichst auf internationaler Ebene koordiniert werden 
)er sollte. Diese Vorrüte werden dazu beitragen, die Versorgung mit 
der Nahrungsmitteln zu sichern, und der Gemeinschaft die Möglichkeit 
ur- geben, ihrer Verantwortung gegenüber anderen Ländern auf dem Ge- 
fts- biet der Nahrungsmittelhilfe nachzukommen. 
me d) Die europäischen Liberalen sind sich des Unterschieds zwischen ge- 
len planten Nahrungsmittelvorraten und strukturbedingten Überschüssen 
,st- in bestimmten landwirtschaftlichen Bereichen voll bewullt. Solche 

Überschüsse müssen durch MaBnahmen zur Anpassung des Angebots  
fig an  die Nachfrage abgebaut werden. Eine vorübergehende Beteiligung 
für der Erzeuger  an  den Kosten in diesen Bereichen ist solange notwen- 
ug-  dig,  bis das Marktgleichgewicht wieder hergestellt ist. 
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e) Die Harmonisierung der Qualitâtsnormen für Nahrungsmittel solite 
nicht über den notwendigen Verbraucherschutz und die Gewährlei- t  
stung  flexibler wie auch gerechter Absatzbedingungen innerhaib der e 
Gemeinschaft hinausgehen. 2 

4. Die GAP ist in ihren Gründzügen richtig angelegt. Mit  Hirer  Ililfe 
konnten die Landwirtschaft stabilisiert und die inflationären Auswirkuu s 
gen  starker  Preiserhöhungen für Nahrungsmittel vermieden werden. Die c 
Anwendung dieser Grundsätze auf Probieme in der Landwirtschaft  mull  I 
jedoch verbessert werden. Es  mull  insbesondere energisch vorgegangen c 
werden, urn die ständigen strukturbedingten Überschüsse abzuschaffen. 
a) Die Liberalen wollen die GAP in ihren Grundzügen aufrechterhalten. b) 

Ihrer Ansicht nach müssen tüchtige Landwirte, die moderne Metho- 
den anwenden, vom Absatz ihrer Erzeugnisse leben können. Die HO- 
he der Stützpreise soilte  so  festgelegt werden, daB sic dies ermögli- 
chen und Angebot und Nachfrage in angemessener  Weise  Rechnung 
tragen. Die weiteren Grundsatze der Politik - Freihandel zwischen  
alien  Mitgliedstaaten, Präferenzen auf dem gemeinschaftlichen Markt 
für die Erzeugnisse der Gemeinschaft und gemeinsame Finanzierung 
der Kosten für diese Politik - sind für einen leistungsfahigen gemein- 6. 
samen Markt unerlifllich. best 

b) Die Preispolitik ist entscheidend für das Einkommen der Landwirte, arti 
gleichzeitig aber auch für den  Grad  der Selbstversorgung und ein brei- stan 
tes Angebot von Qualitatserzeugnissen. Das gegenwärtig angewandte  mid 
System  ist zu unbeweglich und  hat  deshaib zu Überschüssen und stei- schi 
genden Ausgaben geführt. Es  mull  durch die Einführung eines Ver- der 
fahrens für kurzfristige Preisanderungen flexibel gestaltet werden. zuni 
Das  System  der standigen Marktintervention sollte insbesondere für a) I 
Überschullprodukte flexibler gestaltet werden. 

c) Die Versorgungssicherheit im Nahrungsmittelbereich hangt zum Teil 
von einer angemessenen Lagerhaltungspolitik ab. Die europäischen I 
Liberalen befürworten den Gedanken einer geplanten Lagerhaltung 
für Grundnahrungsmittel, die möglichst auf internationaler Ebene 2 

koordiniert werden soilte. Durch eine soiche Lagerhaltung wird die 
Versorgungssicherheit erhöht und der Gemeinschaft die Möglichkeit I 
gebeben, ihren Aufgaben gegenüber Drittländern im Bereich der t 

Nahrungsmittelluilfe nachzukommen. 
5. Die Agrarpolitik  mull so  weiterentwickelt werden, daB mit jhr in der s 
übrigen Welt eine verantwortungsbewuflte Einstellung zur Nahrungsmit. b) I 
telversorgung demonstriert werden kann. Unüberlegte Anderungen in 
der Politik eines Landes oder einer Gruppe von Ländern können in ei- 
nem grollen Bereich stabiitütsgefährdende Auswirkungen auf die Land- 
wirtschaft haben. Die europäischen Liberalen glauben, daB die harten 
Wechselgüsse, denen einige Märkte in den letzten Jahren ausgesetzt wa- 
ren, vermieden werden müssen. 
a) Der EWG kommt als wichtiger Nahrungsmittelproduzent auch eine 

entscheidende weltpolitische Aufgabe für die Absicherung und Ver- c) I 
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lite besserung der internationalen Lage im Nahrungsmittelsektor zu. In- 
lei- ternationale Handelsabkommen können in diesem Zusammenhang 
der eine bedeutende  Rolle  spielen. Die europaischen Liberalen unterstüt- 

zen nachdrücklich die zur Zeit laufenden Verhandlungen im Hinblick 
ilfe auf den Abschluü neuer multilateraler Handelsabkommen. Langfri- 
un- stige bilaterale Abkommen zwischen der Gemeinschaft und Drittlän- 
Die dern können zusätzlich zur Stabilisierung beitragen. Die europüischen  
null  Liberalen lehnen eine Ausrichtung des Handels mit landwirtschaftli- 
gen chen Gutern  an  kurzfristigen Vorteilen, die langerfristige Ziele auBer 
en. acht läBt, ab. 
en. b) Abgesehen von soichen auf kurze Zeit beschrankten Krisen sind die 
:ho- Liberalen der Ansicht, daB die Versorgung der Entwicklungsländer 
FIö- mit Nahrungsmitteln in erster Linie durch langfristige Hilfsprogram- 
gli- me in den Bereichen Technik und Ausbildung sowie die allmahliche 
eng Öffnung der Weltmärkte für ihre Erzeugnisse verbessert wird. Eine 
hen weitere wichtige Aufgabe der Agrarpolitik auf internationaler Ebene 
nrkt besteht darm, im  Fall  einer Hungersnot in irgendeinem Teil der Welt 
eng für die Bereitstellung von Nahrungsmitteln zu sorgen. 
zin- 6. Während die übrigen Bereiche der Nahrungsmittelerzeugung von der 

bestehenden GAP erfallt werden, führt die Fischerei zu neuen and nen- 
rte, artigen Problemen and steilt die Gemeinschaft vor neue Aufgaben. Eine 
rei- stündige gesicherte Versorgung mit  Fisch  ist abhüngig von der Erhaltung 
dte und Bewirtschaftung der Fischbestände. Deshalb ist für die Gemein- 
tei- schaft eine gemeinsame Fischereipolitik zur Erhaltung und Vermehrung 
er der Schätze des Meeres einschlielllich Mallnahmen gegen die Verschmut- 
en. zang erforderlich. 
für a) Die Fischerei wurde seit eh und je als eine  Form  der Jagd angesehen, 

und auf dieser Grundlage haben die  Fischer  einen groBen Beitrag zu 
Veil unserer Nahrungsinittelversorgung geleistet. Doch erfordern der 
ien Rückgang der Bestünde - einige Arten sind von der Ausrottung  be- 
ing  droht - und Verbesserung der Fangtechniken eine neue Einstellung  
rue  zu den Nahnungsmittelvorraten des Meeres. Diese Vorräte sollten 
die weiterhin einen wichtigen und vielleicht steigenden Anteil unserer 
neit Nahrungsmittelversorgung ausmachen, insbesondere in bezug auf ih- 
der ren Beitrag  an  Proteinen zu unserer Nahrung. Die Fische nehmen je- 

doch auf die von den Menschen geschaffenen Grenzen keine Riick- 
der sicht,  so  daB eine gemeinsame Politik dringend erfonderlich ist.  
nit-  b) Die Fischerei ist ein wichtiger Wirtschaftszweig vieler Küstengebiete 

in in der Gemeinschaft, obwohl zwischen den einzelnen Anten der Fi- 
ei- scherei erhebliche Unterschiede bestehen. Die gemeinsame Fische- 

iid- reipolitik muB den Bediirfnissen dieser Gebiete Rechnung tragen, 
ten und ihre Bestimmungen soilten entsprechend geandert werden. Dort, 
wa- wo die traditionellen Fischgründe durch Anderungen internationaler 

Fischereiverordnungen verlorengingen, sollte die Gemeinschaft be- 
me sondere HilfsmaBnahmen vorsehen. 
Ver- c) Die gemeinsame Fischereipolitik sollte folgende Punkte beinhalten: 
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- Ausbau der Forschung irn Bereich des Fischfangs;  well  
- Uberwachung der Bestände aller gefahrdeten Arten; krat 
- Entwicklung neuer Methoden zur Vermehrung der Bestande; zehi 
- Festlegung von Gebieten, in denen das Fangen bestimmter Arten a) I 

standig oder in gewissen Zeiträumen  verboten  ist; I 
- zahlenmaüige Beschrankung und Erteilen von Genehmigungen I 

für Fangschiffe und Trawler, die in Gemeinschaftsgewassern  Ii-  b) 
schen dürfen. 

d) Abkommen der Gemeinschaft mit Drittländern über den Zugang zu I 
Gemeinschaftsgewassern sollten nur auf der Grundlage der Gegensei- I 
tigkeit gewahrt werden und müssen der Notwendigkeit der Erhaltung 
der Fischbestände Rechnung tragen. 

e) Mal3nahmen gegen Verschmutzung durch giftige Chemikalien und c) I 
das Ablassen von Öl sollten entschieden verstärkt und entsprechende t 
Vereinbarungen getroffen werden. 

f) Die Gemeinschaft sollte sich die  Mittel  verschaffen, die für eine ge- 
meinsame Uberwachung ihrer Fischereipolitik erforderlich sind. 5 

D. Europa und die Welt 

XIII. Aullen- und Sicherheitspolitik 

1. Die Europüische  Union  braucht eine gemeinsame Auûenpolitik. Als d 
Teil Europas, das eine Zeitlang nur Objekt der Weltpolitik war,  mull  sic 11 

zu einer aktiven  Kraft  werden. Die drüngenden Probleine unserer Zeit t 
können nur in enger Zusanunenarbeit mit anderen Ländern gelost wer- 
den. Wir wollen Europa nicht einigen urn andere zu beherrschen,  son-  d 
dern urn einen echten Beitrag zur Stabffität und zum Weltfrieden zu lei- 1 
sten. 
a) In dieser Zeit rnachtpolitischer Blockbildung kann es sich kein euro- d) I 

päisches Land leisten, allein zu stehen; politischer Wille und Wirt- 
schaftsfaktoren beeinflussen einander heute weltweit und haben Aus- 
wirkungen für uns alle. Wir mussen in und zu der Welt mit einer Stim- 
me sprechen. Wir wollen eine gerneinsame europâische Aul3enpolitik 
schaffen, nicht  um  andere zu beherrschen, sondern urn einen echten 
Beitrag zur Stabilität und zurn Weltfrieden zu leisten. S 

b) Die durch starke und plötzliche Ölpreiserhöhungen verursachte Krise 3. 
und die Ungewillheit in der künftigen Rohstoffversorgung zeigen, wie tatei 
notwendig gemeinsames Handeln ist. zwis 

c) Die Europäische  Union  kann in Fragen der Weitpolitik eine  Rolle  che 
spielen, deren Bedeutung gröBer ist als die Summe der einzelnen Tei- mei] 
Ie. Wir wissen, daB wir von vielen Seiten auüerhalb Europas gedrangt miii 
werden, diese  Rolle  zu spielen. Es wird jedoch viel Zeit und Geduld glie 
notwendig sein, urn eine einheitliche Haltung für ganz Europa zu ent- arb 
wickeln. mee 

2. Eine liberale Auflenpolitik  mull  auf dem gemeinsamen Eintreten für a) I 
gerneinsame  Ideate  und Rechtsstaatlichkeit benuhen. Europa  mull  sich 
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weltweit für die Erhaltung des Friedens, die Grundsätze Freiheit, Demo-
kratie und Selbstbesthmnung sowie das Recht aller auf Freiheit des  em-
zeilen, soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit einsetzen. 
a) Die Europäische Gemeinschaft  hat  insofern schon weitreichende Fol-

gen für Weitsicherheit, als es heute undenkbar ist, daB sich die Mit-
gliedstaaten als Feinde in bewaffneten Konflikten gegenüberstehen. 

b) Auf Grund ihrer Natur und Struktur, ihrer geographischen Lage und 
des historischen Hindergrunds der Mitgliedstaaten könnte die Euro-
päische  Union  unmöglich als  Aggressor  oder Unruhestifter in ïhren 
politischen Beziehungen zur übrigen Welt auftreten. Damit verfügt 
die Europäische  Union  über aullergewöhnliche Möglichkeiten, zum 
Frieden und zur Stabilität in der Welt beizutragen. 

c) Leider werden trotz der Verpflichtungen, die alle Unterzeichnerstaa-
ten der Charta der Vereinten Nationen eingegangen sind, noch immer 
vielen Menschen die bürgerlichen Rechte und Grundfreiheiten ver-
weigert. Die Liberalen werden  stets  zu ihrer Verpflichtung stehen, 
sich für die weltweite Geltung dieser Rechte und Freiheiten einzuset-
zen und alle Bemühungen urn ein besseres Verstandnis und gröllere 
Toleranz, insbesondere im Hinblick auf die Freizügigkeit von Men-
schen, Informationen und Gedanken über die Grenzen hinweg zu un-
terstützen. Leider leben wir in einer Welt, in der - trotz der Charta 
der Vereinten Nationen - viele Völker nicht das Giück haben, ein de-
mokratisches Regierungssystem zu besitzen. Wir bedauem dies zu-
tiefst; die Gemeinschaft darf ihre Grundsatze aber nicht in ihrer Au-
Benpolitik aufgeben. Die Liberalen werden jederzeit und überall für 
diese Rechte eintreten und alle Bemlihungen für Verstandnis und To-
leranz unterstützen, insbesondere im Hinblick auf die Freiziigigkeit 
von Menschen, Informationen und Ideen über die Grenzen hinweg. 

d) Eine gerneinsame AuBenpolitik solite auf Gemeinschaftsbasis entwik-
kelt werden, unabhângig davon, ob sich die betreffenden Probleme 
ganz oder teilweise im Rahmen der Vertrâge stellen. Die bestehende 
Zusarnmenarbeit zwischen den AuBenministern soilte fortgesetzt und 
erweitert werden. Nach und nach soilten gemeinsarne Vertretungen 
der  Union  in Drittländern und internationalen Organisationen ge-
schaffen werden. 

3 In  Hirer  Aullenpolitik  mull  die Europäische  Union  realistische Priori-
tüten setzen. Zusanmienarbeit mi Atlantischen Bündnis, Entspannung 
zwischen Ost- und Westeuropa und der Nord-Süd-Dialog sind vordringli-
che Aufgaben. Gegenüber den angrenzenden Gebieten soilte die Ge-
meinschaft eine Politik gutnachbarlicher Beziehungen verfolgen. Sie  
mull  ihre Zusaminenarbeit mit westeuropäischen Ländern, die nicht Mit-
glieder sind, ausbauen. Ferner soilten wir uns besonders der Zusammen-
arbeit mit den Ländern des Mittelmeerraums und des Nahen Ostens wid-
men. 
a) Die geographische Lage Europas und der historische Hintergrund der 

Mitgliedstaaten bedingen ihre Auüenpolitik. Das Atlantische Bünd- 
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nis ist für unsere Freiheit und Unabhangigkeit wesentlich. Ohne  Frei-
heit und Unabhangigkeit kann es keinen Beitrag Europas für Frieden 
und Wohistand in der übrigen Welt geben. 

b) Die Beziehung zu den osteuropaischen Ländern geht die Europäische  
Union  mehr als jeden anderen  an.  Unser historischer Hintergrund 
schaift die Möglichkeiten für engere menschliche Kontakte, gröüere 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und bessere politische Beziehungen. 
Dies gilt auch für die Beziehungen zwischen Industrie- und Entwick-
lungslandern sowie zu den Landern des Mittelmeerraums und des Na-
hen Ostens. 

c) Die Beziehungen zu den anderen westeuropaischen Staaten sind wich-
tig und müssen nicht nur über die bestehenden europaischen Organi-
sationen und internationalen Gremien, sondern auch unmittelbar im 
auüenpolitischen Bereich ausgebaut und verbessert werden. 

4. Aullen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik sind eng miteinander 
verbunden und müssen zur Erhaltung des Friedens koordiniert werden. 
Unsere Geseilschaft kann sich nur dann in Freiheit entwickein, wenn sic 
gegen Bedrohungen und Angriffe von aullen geschützt ist. Deswegen  
mull  die Europäische  Union  theses Sicherheitsbedürfnis in Rechnung 
stellen, eine kohärente Politik entwickein und Vorsorge für zweckmäfli-
ges Vorgehen in dieser Hinsicht treffen. Frieden ist jedoch mehr, als uur 
vom  Krieg  verschont zu werden.  Daher mull  die Europäische  Union  dar-
auf hinarbeiten, gegenseitiges Vertrauen und gute Zusammenarbeit in 
Europa herzustellen, urn auf these  Weise  einen bewaffneten Konflikt tin-
möglich zit machen. Die Europäische  Union  ist eine friedliebende  Insti-
tution  und  mull  dazu beitragen, das Atlantische Bündnis und ihre eigene 
Stellung darin zu stärken. 
a) Die europaische AuBenpolitik solite ihre eigenen Aufgaben hinsicht-

lich der Sicherheit nicht unterschâtzen, sondern eine gemeinsame Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik kiar definieren und praktizieren. 
Nur dann kann Europa als Vermittlungs- und Einigungsmacht in einer 
Welt politischer und militärischer Blockbildung ftrngieren. 

b) Die Europäische  Union,  die USA und Kanada haben ein starkes ge-
meinsames Interesse  an  der Erhaltung der Demokratie, der Respek-
tierung der Menschenrechte  an  Wahrungsfragen und  an  einer Welt-
wirtschaftsordnung, die mehr Stabilitüt und Gerechtigkeit garantiert. 
In diesem Zusammenhang solite sich die Europäische  Union  bemü-
hen, die Sicherheitspolitik der Mitgliedstaaten innerhaib des Atlanti-
schen Bündnisses zu koordinieren. 

c) Die wachsende europäische  Integration,  auch in den Bereichen Indu-
strie, Wissenschaft und Politik, führt zu verstärkter Partnerschaft und 
Gleichberechtigung innerhaib des Atlantischen Bündnisses. 

5. Die Europäische  Union  kann und solite in dem schwierigen, aber not-
wendigen Prozell der Entspannung zwischen Ost und West, vor allem in 
Europa, eine wesentliche  Rolle  spielen. Verstärkte Zusammenarbeit, er-
weiterte Kontakte und zunehmender Austausch zwischen Ländern und 
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rei- Menschen in ganz Europa soilten wichtige Stützen für Frieden und Stabi- 
len lität sein.  Daher  soilten auch verstürkt Anstrengungen unternommen 

werden, urn die Ausführung und die weitere Entwicktung aller MaBnah- 
che men, wie sie in der Schluüakte der KSZE niedergelegt sind, sicherzustel- 
md len. Auf dieser Grundlage  mull  die Europaische  Union  Initiativen zur 
ere Abrüstung (Rüstungsbegrenzung, Rüstungskontrolle, ausgewogene 
en. Truppenverminderung) ergreifen. Die Europüische  Union  solite stündig 
ck-  an  dem Abbau von Barrieren mitarbeiten, die dem keien Austausch von 

Menschen, Informationen und Ideen entgegenstehen. 
Der Entspannungsprozell ist ein wesentlicher Bestandteil der AuBenpoli- 

ch- tik der Gemeinschaft. Der Erfoig solite daran gernessen werden, wie weit 
ni- die Grenzen effektiv beseitigt und der derzeitige Stand der militärischen 
irn Konfrontation in Europa gegenseitig reduziert wird. Irn übrigen fordern 

die Römischen Vertrage gerneinsarne Aktionen in Wirtschaftsfragen. 
der Auf der Grundlage einer gemeinsamen Haltung in sicherheits- und au- 
en. Benpolitischen Fragen soilten Anstrengungen unternommen werden, urn 
sie umfassendere Kontakte zur Sowjetunion und zu den osteuropaischen 
en Staaten zu fördern. 

mg 6. Die Europäische  Union mull  ständig darum bemüht sein, zu einer 
dii. friedlichen Entwicklung in den Lündern am Mittelmeer und ins Nahen 
mr  Osten  beizutragen, urn  so  zu heffen, die Ursachen der anhaltenden Span- 
tar- ming in diesem Gebiet zu beseitigen und die polltische, wirtschaftliche 
in und soziale Lage in diesem Raum zu verbessern.  

an-  a) wegen der geographischen und historischen Verbindungen zurn Mit- 
sti- telmeerraurn  hat  die Europaische  Union  ein natürliches gerneinsarnes 
ne Interesse  an  der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung dieses 

Gebietes. Friede und Stabilität im Nahen  Osten  hangen zum Teil da- 
ht- von ab, wieweit eine wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Euro- 
Si- pa und diesem Gebiet zustandekomrnt. 
n. b) Eine Aufteilung dieses Gebietes in zwei Interessenspharen zwischen 
er den beiden Supermachten birgt naturgernall die Gefahr neuer Kon- 

lukte in sich. Eine enge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Europa 
ge- kann eine Uberwindung des alten Antagonismus in diesem Gebiet er- 

leichtern.  
'It- 7. Die Erweiterung der Gemeinschaft ist nicht uur im wirtschaftlichen, 
rt. sondern auch im politiachen Rahrnen zu sehen. Alle keien und demokra- 

tisehen  Lander  sollten zu gegebener Zeit auf ihren  Wunsch  hin als Mit- 
iti- glieder der  Union  willkommen sein; wenn sie die Voraussetzungen für 

die Mitgliedschaft, insbesondere durch die Abhaltung freier und reprü- 
In- sentativer Walden zumn Europüischen Parlament, erfüilen. Die Erweite- 
nd  rung  darf jedoch keinesfalls die bestündige und tatkräftige Entwicklung 

der Europüischen  Union  gefäkrden. Europa  mull  fest  mind  sicher mitein- 
ot- ander vereinigt sein, wenn die Erweiterung erleichtert werden  soil.  
in Es rnüssen besondere MaBnahmen zur Lösung der wirtschaftlichen Pro- 

er- bleme getroffen werden, die sich bei der Erweiterung der Gemeinschaft 
nd aller Voraussicht nach ergeben werden. Die Liberalen und Demokraten 
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begrüllen die griechischen, portugiesischen und spanischen Beitrittskan 
didaten. Sic fordern einen baldigen und positiven AbschluB der Beitritts 
verhandlungen, damit diese drei  Lander so bald  wie möglich als Mitglie- 
der aufgenommen werden können. 
8. Die Europäische Gemeinschaft wird sich mit allen Krüften darum be- 
mühen, die Vereinten Nationen dazu zu bringen,  Hire  Aufgaben auf  sal-  c) I 
chen Gebieten wie Sicherheit, Freiheit und soziale Gerechtigkeit in der 
Welt wirkungsvoil zu erfüllen. Wit befürworten daher die Ernennung ei- I 
nes Hohen Koinmissars für die Menschenrechte. 
Die Vereinten Nationen haben sich als âuüerst wertvolle Städte der Be- 
gegnung für alle Regierungen der Welt erwiesen. Die Vereinten Natio- 
nen sind daher in der Lage, einen wirksamen Beitrag zur Schaffung einer d) I 
Weltrechtsordnung zu leisten. Die Liberalen und Demokraten messen 
ihrer  Rolle  als Hüter des Friedens und Verteidiger der elementaren Men- I 

schenrechte in der ganzen Welt grol3e Bedeutung bei. Die Vereinten Na- 
tionen können die Opfer von Diskriminierung und Unterdrückung aktiv e) I 
unterstützen und auch die Schaffung einer neuen Weltwirtschaftsord- 1 
nung fördern. Die Liberalen und Demokraten befürworten im Hinblick 
darauf, daB die Vereinten Nationen ihren Aufgaben gerecht werden kön- 
nen, eine Verstarkung und erforderlichenfalls auch eine Verbesserung I 

der Struktur und Arbeitsweise der Vereinten Nationen und ihrer zahlrei- 
chen Sonderorganisationen. f 

XIV Kooperations- und Entwicklungspolitik 

1. Die liberalen und demokratischen Parteien sind sich  Hirer  Verantwor-
tung für ihren Beitrag zur Entwickiung der Dritten Welt voll bewuüt. 
Dieser Beitrag ist eine GrundvoraussetZung, urn bessere weitweite Bezie-
hungen herzustellen und zu verhindern, daB die Gegensätze zwischen  
Nord  und Süd schürfer werden. Eine neue wirtschaftliche Ordrning mit 
Chancengleichheit für alle  mull  herbeigeführt werden. 
a) Wir sind überzeugt, daB eine neue und gerechtere Weltwirtschafts-

ordnung den Entwicklungslandem bessere Möglichkeiten bietet, den 
Lebensstandard ihrer Völker zu verbessern. Es ist untragbar, daB in 
der Welt von heute  so  viele Menschen in BuBerster Verwahrlosung 
und Armut dahinvegetieren. Nach unserer Auffassung ist eines der 
elementarsten Rechte des Menschen das Recht auf ein menschenwür-
diges Dasein und auf die  Chance,  sich als Individuum zu verwirkli-
chen. Freiheit ist ein leeres Wort, wenn sie nicht für alle Menschen,  
Manner  und Frauen, erreichbar ist. Unsere Politiken sollen dazu bei-
tragen, die Armut zu beseitigen und eine Welt zu schaffen, in der 
Recht und Freiheit für jeden einzelnen Wirklichkeit werden. Konkret 
zur Beseitigung der Armut beizutragen,  mull  daher eines der  Haupt-
ziele des Nord-Süd-Dialogs sein. 

b) Viele Industrienationen der westlïchen Welt, insbesondere aber die-
jenigen, die der Europaischen Gemeinschaft angehören, haben in den 
letzten Jahren erkannt, wie sehr sie von Ländern abhangig sind, die 
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keine hochentwickelte Volkswirtschaft haben und in denen der Le-
bensstandard der Bevölkerung niedrig ist. Indessen  1st  diese Erkennt- 
nis trotz der Wirtschaftskrise, die die Schwäche der Industrienationen 
deutlich zutage treten heB, in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft nicht immer sehr tief ins BewuBtsein gedrungen. 

c) Die Anfalligkeit der Europaischen Gemeinschaft zeigte sich auch 
deutlich in der Energiekrise und, in geringerem Malle, bei der  Knapp-
heit  an  verschiedenen Rohstoffen stagriiert unser industrielles Wach-
stum und unser Wohistand  1st  in Gefahr. Die Sicherung der Eirifuhren  
an  Energietragern und Rohstoffen  1st  eines der weiteren Ziele des 
Nord-Süd-Dialogs. 

d) Rohstofferzeugende  Lander  müssen Abnehmer linden, wenn sie von 
ihren natürlichen Ressourcen Nutzen haben wollen. Das heillt, sie 
müssen mit angemessenen Einkünften aus dem Verkauf ihrer Roh-
stoffe rechnen können. 

e) Daher  müssen zwischen den Industrienationen und den Entwick- 
lungslandem neue Beziehungen hergesteilt werden, die nicht mehr 
von der Vorherrschaft der einen Seite gekennzeichnet, sondern im 
Gegenteil darauf ausgerichtet sind, zu einer internationalen Zusam- 
menarbeit auf der Grundlage der gegenseitigen Abhangigkeit und der 
Notwendigkeit einer effizienteren Nutzung der bestehenden Rohstof- 
fe und Energiequellen, insbesondere Öl und Erdgas, zu gelangen. 

2. Die Europäische Gemeinschaft  mull  darauf bedacht sein, wirtschaft-
lich unterentwickehte  Lander  zu unterstützen, indem sie für angemessene 
wirtschafthiche Entwicldungshilfe sorgt. Sic  mull  sicherstellen, dag die 
Gemeinschaft zusammen mit ihren Mitgliedern bis 1983 den Entwick. 
lungslündern staatliche Wirtschaftshiffe bis Zn einer Höhe von wenigstens 
0,7 % des Brutto-Sozialproduktes leisten. Die liberalen und demokrati-
schen Parteien hallen es jedoch für noch wichtiger, den Entwicklungslän-
dern zu grölierer Beschäftigung zu verheffen und sie beini Ausbau ihrer 
Handelsmöghichkeiten zu unterstützen. Marktwirtschaftliche Formen des 
internationalen Handels sind dabei für wirkungsvolle Hilfe dnrch Han-
delsförderung elementare Voraussetzung. 
a) Die Anerkennung des Grundsatzes der freien Marktwirtschaft 

schliellt in keiner  Weise  die Errichtung eines  Systems  aus, das den Er-
zeugern von Rohstoffen und Grunderzeugnisen ein Mindesteinkom-
men garantiert. Wir sollten uns vor allem bemühen, starken Preis-
schwankungen, durch welche die Volkswirtschaft in den Entwick-
lungslandern häufig  stark  in Mitleidenschaft gezogen wird, entgegen-
zuwirken. 

b) Die Europaische Gemeinschaft  hat  bereits ihre Bereitschaft bekun-
det, einen Teil der Fabrikation in die Entwicklungsländer zu verlegen 
(Abkommen von Lomé),  um  dazu beizutragen, dalI dort ein höherer 
Lebensstandard erreicht wird. Der Durchführung dieser Abkommen  
mull  mehr Beachtung geschenkt werden, aber gleichzeitig erscheint es 
notwendig, ihre Ausdehnung auf andere  Lander  in Erwägung zu zie- 
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hen. Die Mitgliedstaaten soilten sich urn die Verwirklichung der Ziele 
bemühen, die von den Vereinten Nationen hinsichtlich der von den 
Industrienationen bereitzustellenden Entwicklungshilfe gesetzt wur-
den. 

c) Eine Kaufkrafterhöhung in den Entwicklungslandern wird die Nach-
frage nach Erzeugnissen der europaischen Industrie ansteigen lassen. 
Die Beschaftigungsrnöglichkeiten in den Mitgliedstaaten werden zu-
und nicht abnehmen, wenn es gelingt, sich besser darfiber zu verstän-
digen, weiche Skala von Waren die Industrienationen und welche die 
Entwicklungslander herstellen sollen. Wir unterstützen den Aufruf 
der  UNIDO,  in dem standige Konsultationen im Hinblick auf eine 
Neuordnung der Weltindustrie gefordert werden. 

3. Wirtschaftlicher Fortschritt in den Entwicklungslündern kann auch  
dutch  die richtige Art von Investitionen privaten Kapitals unterstützt 
werden. Die liberalen und demokratischen Parteien wollen Anreize für 
soiche Privat-Investitionen schaffen, doch halten sie ausreichende und 
angemessene Garantien sowohl für den Investiereuden wie auch für den 
Empfänger im Entwicklungsland für erforderlich. 
a) Tm Vertrauen auf die Grundsätze der sozialen Marktwirtschaft vertre-

ten die liberalen und demokratischen Parteien den Standpunkt, daB  
privates  Kapital einen bedeutenden Beitrag zur Verbesserung der Le-
bensbedingungen der bedürftigen Bevölkerung in den Entwickiungs-
ländern leisten kann. 

b) Immer mehr  Lander  der Dritten Welt mit Rohstoffvorkommen gehen 
zu der Schaffung von Industrien auf einer höheren technologischen 
Stufe über. Ein erster Schritt in diese Richtung ging von den Erdölför-
derländem aus, die eine Verarbeitung des von ihnen geförderten Erd-
öls in einheimischen Raffinerien und petrochemischen Werken an-
streben. Diesem Umstand muB von den Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft Rechnung getragen werden, da er eine Überprüfung der Han-
dels- und Industriepolitik der Gerneinschaft notwendig macht. 

c) Die liberalen und demokratischen Parteien setzen sich dafür ein,  daB 
die Verbreitung einer einfacheren Technologie in den Entwickiungs-
ländern in jeder  Weise  gefördert wird. Diese Technologie ist nicht 
teuer und in einem Land vielerorts verwendbar. AuBerdem schafft sie 
die Arbeitsplatze, die die Entwicklungslander dringend brauchen. 

d) Wir unterstützen die  Initiative  der Weitbank und ühnlicher Organe 
zur Förderung der Ansiedlung kleiner Privat- und Gesamthandunter-
nebmen in den Entwicklungslandern. Der Kapitalstrom in diese klei-
nen Unternelimen sollte unter Bereitstellung angemessener Sicher-
heiten für Investoren und Ernpfanger verstärkt werden. Wir fordern 
einen Verhaltenskodex zur Regelung der Aktivitäten multinationaler 
Konzerne, die in den Entwicklungslandern tätig sind, und unterstüt-
zen die auf die Erstellung eines solchen Kodexes gerichteten Bemü-
hungen der Welthandelskonferenz der Vereinten Nationen. 
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4. Wenngleich das Bestehen einer demokratischen Regierang westlicher 
Prägung in den Entwicklungsländeni nicht als Richtschnur bel der Ent-
scheidung über Hilfsmalinahmen der Europäischen Gemeinschaft dienen 
kann, sind die liberalen und demokratischen Parteien doch entschlossen,  
Regimen,  die bestündig und in grober  Weise  die Menschenrechte verlet-
zen, keine Hilfe zu gewähren. Auch  mull  sorgfältig darauf geachtet wer-
den, daB die Hilfe der gesamten Bevölkerung  mid  nicht etwa nur einer 
privilegierten Schicht oder Gruppe zugute komint. Dies kann am besten 
durch überlegte Auswahl der Art des zu fördernden Projektes gesche-
hen. 
a) Die Dernokratie, wie sic in der Gemeinschaft besteht, ist das Ergebnis 

eines sehr langwierigen und allrnählichen Prozesses, doch stellen die 
wirklich demokratischen  Lander  in der Welt eine Minderheit dar. Die 
Entwicklungshilfe solite daher nicht von ideologischen Gesichtspunk-
ten oder von der Regierungsform abhangig gemacht werden. Alle Un-
terzeichnerstaaten der Aligemeinen Erklarung der Menschenrechte 
der Vereinten Nationen sind jedoch die Verpflichtung eingegangen, 
die Grundrechte ihrer Völker zu respektieren. Die Europaische Ge-
meinschaft soilte deshalb den  Regimen,  die sich ekiatanter Verstölle 
gegen die Menschenrechte schuldig machen, keine Entwicklungshilfe 
gewahren. 

b) Wir soliten sicherstellen, daB unsere Entwicklungshilfe auch wirklich 
der bedürftigen Bevölkerung, und nicht nur einer privilegierten 
Schicht zugutekommt, die versucht, sich den Nutzen der Entwick-
lungshilfe allein vorzubehalten. Die Europaische Gemeinschaft sollte 
daher eine Entwickiungspolitik konzipieren, die auf eine Erhöhung 
des Lebensstandards der ganzen Bevölkerung gerichtet ist. Dies lallt 
sich am besten durch sorgfaltig ausgewkhlte Projekte erreichen. 

c) Es ist bedauerlich, daB ein Teil der Entwicklungshilfe zurn Nachteil 
des Gros der Bevölkerung für den Kauf groller Mengen praktisch 
nutzioser Rüstungsgüter oder für von den Herrschern der Entwick-
lungslander verlangte kostspielige Prestigevorhaben verwendet wird. 
Durch die Unterdrückung jeder  Form  von Widerstand gegen korrupte 
Systerne wird jede Kritik  an  solchen Ausgaben, die die Not der Bevöl-
kerung noch vergröllern, erstickt. 

d) Urn eine Einmischung in die inneren Angelegenheiten der Entwick-
lungslander zu vermeiden, rnuB bei der Gewahrung von Entwick-
lungshilfe mit groBer Vorsicht vorgegangen werden. Eine wohiüber-
legte Auswahi der zu unterstützenden Vorhaben kann ohne Zweifel 
den Weg zu einer echten Beteiligung der Bevölkerung der Entwick-
lungslander  an  der Politik und Verwaltung ihres Landes weisen. 

e) Die Entwicklungshilfe rnuB vor allem in die bedürftigsten  Lander  ge-
leitet werden. Besonders wichtig ist, daB das vorhandene  Potential an  
Arbeitskräften und  Material so  effektiv wie möglich eingesetzt wird. 
Die ärmsten  Lander  werden sich ihrer eigenen  Kraft  me bewullt wer-
den, wenn sie nichts als Ahnosenempfanger sind. 
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5. Entwicklungsländer, die weder über Rohstoffe noch über Grundpro- - 

dukte verfügen, sind mehr als andere auf Hilfe durch FördermaBnahrnen 
angewiesen, die  Hirer  Bevölkerung ein menschenwürdiges Leben sichern a)  
köirnen. Die liberalen und demokratischen Parteien sind der Auffassung, 
daB finanzielle Hhlfe den Entwicklungsländern nach dein Gesichtspunkt 
höchstmöglicher Wirksamkeit gewährt werden soilte. Es  mull  alles getan 
werden, urn das Ansteigen der Schuldenlast der ärmsten  Lander  zu ver- 
hindern. b)  
a) Die ärmsten Entwicklungslander haben häufig Darlehen in Anspruch 

genonimen, urn ihre finanziellen Probleme zu lösen. Seit einigen Jah- 
ren sind nur die Erdölförderländer infolge ihres hohen Zahiungsbi- 
lanzüberschusses in der Lage, den bedürftigsten Ländern enorme Be- 
trage zur Verfügung zu stellen. Dies könnte jedoch zu einer Zerrüt- 
tung des Weitdevisenmarktes führen. Auf die  Dauer  lällt sich viel- 7. 1 
leicht selbst durch spezielle finanzielle Hilfe eine schwere Finanzkrise der 
nicht verhindern. Zinsfreie Darlehen, wie sie von der Internationalen sch 
Entwicklungsorganisation (IDA) gewahrt werden, sind keine echte kas 
Lösung. Die ärrnsten  Lander  werden die immer höheren Preise für  sun  
Energie, Grund- und Fertigerzeugnisse nicht zahlen können. Die ner 
Kluit zwischen ihnen, den rohstofferzeugenden Ländern und den In-  soil  
dustrienationen wird sich weiter vergröüern. stei 

b) Die Abhangigkeit von auslãndischer Finanzhilfe drângt die ärmsten a)  
Entwicldungsländer in eine untergeordnete  Position,  was einer er- 
sprielilichen Zusammenarbeit abtraglich ist. Diese  Situation  kann nur 
den Extrernismus verschärfen, der eine politische  Evolution  zu demo- 
kratischem Bewulitsein verhindert. Sie droht die auf weitweiter Ebe- 
ne notwendige Solidarität schwer zu belasten, eine Solidarität, die un- 
erlal3lich ist, wenn wir uns den ernsten wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Problemen stellen wollen, mit denen die Welt Ende des 
20. Jahrhunderts wahrscheinlich konfrontiert sein wird und die Kon- 
flikte von groBer Tragweite auslösen könnten. b)  

c) Die Lösung der finariziellen Problerne, vor denen die ärmsten Ent- 
wicklungslânder stehen, erfordert das politische und wirtschaftliche 
Engagement aller wirtschaftlich und iinanziell stärkeren Nationen. Sic 
rnüssen gemeinsarne Mallnahrnen ausarbeiten, urn es den ärmsten 
Ländern zu errnöglichen, ihre ständigen iinanziellen Schwierigkeiten c) 
zu überwinden. 

6. Die Liberalen und Dernokraten treten für Verhandlungen über eine 
internationale Rohstoffpolitik mit folgenden Zielsetzungen ciii: 
- Verringerung der extremen Preisschwankungen bei bestinunten Roh- 

stoffen, 
- Stabilisierung der Erlöse der Entwicklungsländer aus Rohstoffexpor. 8. 

ten, 
dur 

- Gewährleistung einer ausreichendea Rohstoffversorgung der roh- wei 
stoffarinea  Lander  in  Nord  und Süd und sok 
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- Verstärkte Verarbeitung der Rohstoffe in den Entwicklungslãndern 
als Beitrag in einer besseren internationalen Arbeitsteilung. 

a) Die Erfahrungen der letzten Jahre auf dem Gebiet der Energie- und 
Rohstoffpreise haben gezeigt, daB plötzliche starke Preissteigerungen 
den Weithandel schwer erschüttern, mit  alien  sozialen Konsequen-
zen, die dies sowohi für die Industrienationen als auch für die ârmsten 
Entwicklungslander mit sich bringt. 

b) Die folgenden Lösungen lagen im Interesse aller Beteiligten: 
- Rohstoffabkommen für geeignete Erzeugnisse zur Verringerung 
von Preisschwankungen, erforderlichenfalis mit Hilfe eines gemeinsa-
men Ausgleichsfonds, und 
- international vereinbarte und verwaltete Pufferbestände zur 
Dämpfung der Schwankungen der Warenpreise. 

7. Infolge  stark  wachsender Bevölkerung haben viele Entwicklnngslan-
der mit ihrer schwierigen Rohstoffversorgung, unzureichender einheimi-
scher Erzeugung sowie hohen Kosten für den Nahrungsmittelimport zu 
kämpfen. Die liberalen und demokratischen Panelen sind der Auffas-
sung, daB bei Vorschlügen für Entwicklungsprogramme Projekten klei-
neren MaBstabs sowie anderen Maflnahmen der Vorzug gegeben werden 
sollte, wenn diese dazu beitragen, den Nahrungsmittelbedarf durch ge-
steigerte einheimische Agrarproduktion in decken. 
a) Viele Entwicklungslünder könnten sich schwere finanzielle Belastun-

gen ersparen, wenn es ihnen gelänge, in bezug auf die Nahrungsmit-
telerzeugung ein gewisses MaB  an  Autarkie zu erreichen. Obwohi un-
genügende Kaufkraft  oft  der wahre Grund dafür ist, daB die Bevölke-
rung nichts zu essen  hat,  könnte die inländische Nahrungsmittelerzeu-
gung die Grundlage für die wirtschaftliche Entwicklung der ärmsten  
Lander  bilden. Die Förderung der kieinbäuerlichen Betriebe und 
Viehzucht in den Gebieten, in denen die Voraussetzungen dafür gege-
ben sind, könnte besonderes Gewicht zukommen. 

b) Dank ihrer groBen Erfahrung in der Landwirtschaft können die Indu-
strienationen, insbesondere die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft, dazu beitragen, die Agrarproduktion in den Entwick-
lungslandern zu steigern. Zu diesem Zweck muB jede nur mögliche 
technische und materielle Hilfe geleistet werden. 

c) Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft können einen 
Teil ihrer Agrarüberschüsse den Ländern zu Verfügung stellen, in de-
nen die Not am gröBten ist. Auch diese Nahrungsmittelhilfe muB  so  
wirksam wie möglich verwendet werden. Vor der Lieferung muB sich 
die Gemeinschaft Garantien geben lassen, daB die Hilfe die Bevölke-
rung auch tatsächlich erreicht und nicht etwa von den Machthabern 
dazu verwendet wird, ihre Machtstellung auszubauen. 

8. Wirtschaftlicher Fortschritt in den Entwicklungsländern kann auch 
dnrch die richtige Art von Investitionen privaten Kapitals unterstützt 
werden. Die liberalen und demokratischen Parteien wollen Anreize für 
solche Privat-Investitionen schaffen, doch halten sie ausreichende und 
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angemessene Garantien sowohi für den Investierenden wie auch für den 
Empfänger im Entwickiungstand erforderlich. 
a) Eine Europaisierung der Entwickiungspolitik fördert die Idee eines 

geeinten Europa sowohi innerhaib als auch auBerhalb der Mitglied-
staaten und besonders in den Entwicklungsländern, in denen Europa 
zunehmend als politische und wirtschaftliche Einheit betrachtet wird. 
Die Unterzeichnung des Abkommens von Lomé, die Kooperations-
abkommen ruit den arabischen Ländern und die daraus resultierenden 
greifbaren Erfolge weisen den richtigen Weg zu einer Verbesserung 
der Zusammenarbeit ruit den Entwicklungslandern. 

b) Dabei ist es nach Ansicht der Liberalen unerläBlich, daB die Befugnis-
se der Europaischen Gemeinschaft  bald  erweitert werden, damit die 
Zusammenarbeit effizienter wird. Diese Zusammenarbeit bezieht 
sich nicht nur auf Vorhaben, die von einzelnen Industriestaaten 
durchgeführt werden, sondern auch auf die Zusammenarbeit zwi-
schen den Regionen und Ländern der Dritten Welt und der Gemein-
schaft sowie auf die Politik der Gemeinschaft im Rahmen der Verein-
ten Nationen und in deren internationalen Organisationen und Kon-
ferenzen. 

c) In einigen  Fallen  solite vielleicht aufgrund der bestehenden Bindun-
gen der bilateralen Hilfe Vorzug gegeben werden, insbesondere im 
Bildungsbereich. In anderen Sektoren hingegen, vor allem im wirt-
schaftlichen und sozialen Bereich, dürfte Entwicklungshilfe auf bilate-
raler Basis weniger angebracht sein, weil sich daraus unter Umstän-
den Spannungen ergeben, die die ganze Idee der Entwicklungshilfe 
gefahrden könnten. 
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